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Entlastung 

Die vorbereiteten Warnstreiks in neun saarländischen 
Krankenhäusern sind wegen Verhandlungsbereit¬ 
schaft ausgesetzt worden. 
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100 Prozent Würselen 

Der „Mann aus Würselen“ wurde zum neuen SPD- 
Vorsitzenden gewählt und will im Herbst Kanzler 
werden. 
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Thema der Woche 


DKP im Wahljahr 2017 

Am 26. März beginnt mit der Landtags¬ 
wahl im Saarland das Wahljahr 2017. Mit ei¬ 
nem aktuellen Plakat und drei Materialien 
zur Landespolitik und zur Pflege hat die DKP 
ihre Position dargestellt. In NRW hat die DKP 
eine eigene Landesliste für die Landtagswahl 
am 14. Mai aufgestellt. Darüber hinaus ist die 
DKP in vielen Bundesländern derzeit in der 
Öffentlichkeit präsent, um die notwendigen 
Unterschriften für die Absicherung der Kan¬ 
didatur zur Bundestagswahl im September 
zu sammeln. 


24. März 2017 • Nr. 12 • 49. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Seiten 4 und 13 


Vasallen proben den Aufstand 

Beim G-20-Treffen in Baden-Baden wirkt die Trump-Regierung isoliert 



Finanzminister Schäuble beharrt in Baden-Baden auf den deutschen ökonomischen Interessen 


D eutschland schuldet der Nato 
und den USA riesige Summen 
für die mächtige und sehr teu¬ 
re Verteidigung, die sie für Deutsch¬ 
land bereitstellen.“ Nur einen Tag nach 
dem Besuch der Kanzlerin in Washing¬ 
ton machte US-Präsident Trump per 
Twitter seine Rechnung an die eu¬ 
ropäischen, vorrangig die deutschen 
Vasallen auf. Nur die USA, Estland, 
Großbritannien und - Griechenland 
erfüllen gegenwärtig das auf der Pra¬ 
ger Nato-Tagung, 2002, festgeschrie¬ 
bene Ziel, zwei Prozent des BIP für 
Krieg und Rüstung auszugeben. Der 
Prager „Wiedergeburts“-Gipfel, bei 
dem, nach den Anschlägen in New 
York im September 2011, die Rolle der 
NATO als US-geführte, globale Inter¬ 
ventionsmacht festgeschrieben wurde, 
stieß in den strategischen Zirkeln der 
Bundesrepublik auf ein unterschiedli¬ 
ches Echo. Die einträgliche politöko- 
nomische Germanisierung der EU er¬ 
schien selbst Atlantikern vorrangig ge¬ 
genüber der kostspieligen Vision, auf 
allen Kriegsschauplätzen des Mittle¬ 
ren Ostens den devoten Hiwi der US- 
Interessen zu spielen. Die Rüstungs¬ 
ausgaben der Bundesrepublik verharr¬ 
ten bei etwa 1,2 Prozent/BIP. Die USA 
versenkten 6 Billionen Dollar in die 
Zerstörung des Nahen und Mittleren 
Osten und Teilen Nordafrikas. 

Diese für das ökonomisch schwä- 
chelnde Imperium horrenden Re¬ 
pressionskosten haben die US-Staats- 
schulden dramatisch steigen lassen. 
Die Obama-Regierung machte pro 
Jahr im Schnitt 1 250 Mrd. Dollar 
neuer Staatsschulden. Ein auf Dauer 
unhaltbarer Zustand, selbst für eine 
Weltmacht. Donald Trump ist nun an¬ 
getreten, die imperialen Verhältnisse 
wieder zurechtzurücken: „America 
first.“ 

Der in der Europapolitik zu neu¬ 
em Selbstbewusstsein erwachte deut¬ 
sche Imperialismus zeigt sich aller¬ 
dings wenig geneigt, in seiner alten 
Vasallenposition zu verharren. Krieg 
ist ja schon okay, aber doch bitte auf 
eigene Faust und zu eigenen Zwecken. 
Der von der deutschen Kriegsminis¬ 
terin geforderte „Aktivitätsindex“ - 
eine bemerkenswerte Formulierung - 


liegt ganz auf dieser Linie. Das anhal¬ 
tende Trump-Bashing ermöglicht die 
emotional-ideologische Unterfüt¬ 
terung einer vor Monaten nicht für 
möglich gehaltenen Absetzbewegung 
des deutsch-europäischen Blocks von 
der Dominanz des Imperiums. Die 
geheimdienstlich konstruierte Nähe 
Trumps zum Ultrabösewicht Putin 
tut ein Übriges. Die Damen von der 
Leyen und Merkel, aber auch Wolf¬ 
gang Schäuble im Finanzministerium, 
beharren in nicht gekannter Hartnä¬ 
ckigkeit auf der Verfolgung deutscher 
geostrategischer und ökonomischer, 
ganz eigener Interessen und wissen 
sich dabei mit den merkantilistischen 
Exportmächten Japan und China weit¬ 
gehend einig. Es deutet sich so etwas 
an wie eine „Freihandelsachse“ Ber- 
lin-Peking-Tokio gegen ein zukünftig 
protektionistisches Washington. Es 
geht um die Weiterexistenz des für 
die Überschussländer hochprofitab¬ 
len Ausplünderungsmodus. 


Zwar trat der neue US-Finanz- 
minister Steven Mnuchin auf dem 
G20-Finanzminister-Treffen in Ba¬ 
den-Baden geschäftsmäßig freund¬ 
lich auf, verweigerte aber die ritu¬ 
elle Verurteilung des Protektionis¬ 
mus im Kommunique. Wie genau er 
das erklärte Ziel der Reduktion des 
US-Handelsdefizits (und damit der 
deutsch-chinesischen Überschüsse) 
erreichen will - im US-Wahlkampf 
waren die Neuverhandlung von Han¬ 
delsabkommen und Importzöllen an¬ 
gekündigt - blieb aber ebenso unklar 
wie das angekündigte Industrialisie- 
rungs- und Jobprogramm. Dem nun 
veröffentlichten Haushaltsentwurf ist 
eine solche Initiative kaum zu entneh¬ 
men. Der konjunkturpolitisch eher be¬ 
grenzt wirksamen Erhöhung des Rüs¬ 
tungshaushaltes stehen umfangreiche, 
kontraktiv wirkende Streichungen im 
sozialen und Agrar-Bereich, in der 
staatlichen Daseinsvorsorge und im 
Umweltschutz gegenüber. Die ange¬ 


kündigten Investitionen in die Infra¬ 
struktur sind schlicht nicht vorhanden. 
Die Streichung von Umweltschutzauf¬ 
lagen wird jedenfalls nicht reichen. 

Bislang wurde der Amtsantritt des 
neuen Präsidenten von einem Bör¬ 
senboom begleitet. Der Optimismus 
der Finanzspekulanten ist eine un¬ 
gedeckte Wette auf die Zukunft. Fe- 
deral-Reserve-Chefin Janet Yellen, 
und hier tut sich die nächste Front im 
Kampf der Machtblöcke auf, ist dabei, 
im Gegensatz zur EZB die Zinsen aus 
dem Null-Prozent-Krisenmodus nach 
oben zu steuern. Mit nicht unbedingt 
belebender Wirkung für die US-Kon- 
junktur. Neben den Angriffen aus den 
Tiefen des Staates weht der Trump- 
Regierung auch von Seiten der eige¬ 
nen Geldpolitik der Wind ins Gesicht. 
Es könnte für Donald Trump schwie¬ 
riger werden als gedacht, die imperi¬ 
alen Verhältnisse wieder zurechtzu¬ 
rücken. 

Klaus Wagener 


Gegenwind für AfD 

Antifaschisten mobilisieren bundesweit zu Blockaden gegen AfD-Parteitag in Köln 


Die Vorbereitungen für die geplanten 
Proteste gegen den Bundesparteitag 
der AfD im Kölner Maritim-Hotel 
laufen mittlerweile auf Hochtouren. 
Am 22. und 23. April, also kurz vor 
der nordrhein-westfälischen Land¬ 
tagswahl, wollen die Rechten in der 
Domstadt tagen. Antifaschistische 
Zusammenschlüsse wie etwa das 
bundesweite Netzwerk „Solidarität 
statt Hetze“ rufen zu Blockadeakti¬ 
onen gegen den Parteitag auf. „Am 
22. April wird es kein Durchkommen 
für die AfD geben! Wir rufen zu mas¬ 
senhaften kreativen Blockaden gegen 
den Parteitag auf. Unsere Inhalte wer¬ 
den wir auch in einer großen antiras¬ 
sistischen und antifaschistischen De¬ 
monstration auf die Straße tragen“, 
kündigte das Bündnis an. 


Unterstützung erhalten die in be¬ 
sagtem Bündnis arbeitenden Organisa¬ 
tionen dabei auch von DKP und SDAJ. 
„Auch wir werben für eine Teilnahme 
an den friedlichen Blockaden“, stell¬ 
te der DKP-Parteivorsitzende Patrik 
Köbele klar. Wo auch immer Rechte 
auftreten würden, müsste ihnen der 
Raum streitig gemacht werden. Die Po¬ 
lizei forderte der DKP-Chef auf, den 
geplanten Protest nicht zu behindern 
und diesen in Hör- und Sichtweite zum 
Kölner Maritim-Hotel zuzulassen. 

Die Initiative „Kein Kölsch für Na¬ 
zis - Kein Raum für Rassismus“ will 
hingegen über 200.000 Bierdeckel ver¬ 
teilen, um gegen den AfD-Parteitag zu 
mobilisieren. Zudem seien Aktionswo¬ 
chen im Vorfeld der Tagung geplant. 
Die Initiative, die von mehreren Dut¬ 


zend Kölner Kneipenwirten unter¬ 
stützt wird, hatte in den vergangenen 
Jahren mehrere erfolgreiche Kampa¬ 
gnen und Aktionen gegen die rechte 
Splitterpartei „Pro Köln“ durchge¬ 
führt. Markus Hemken, Mitorganisa¬ 
tor und Sprecher von „Kein Kölsch für 
Nazis“ verwies darauf, dass Köln eine 
tolerante Stadt sei, in der es keinen 
Platz für Ausgrenzung, Rassismus und 
Hass geben dürfe. „Wir bewirten Gäs¬ 
te aus allen Ländern der Welt. Bei uns 
arbeiten Menschen aus allen Ländern 
der Welt. Dieses friedliche Zusam¬ 
menleben lassen wir uns von Rechten 
nicht zerstören“, sagte er. 

Auch in anderen Städten hat die 
Mobilisierung in die Domstadt bereits 
begonnen. „Wir werden mit möglichst 
vielen Menschen versuchen, den Bun¬ 


desparteitag der AfD zu stören. Eine 
Reihe von Aktionen des zivilen Unge¬ 
horsams im direkten Umfeld des Ta¬ 
gungsortes ist bereits in Planung, dazu 
gehören Sitzblockaden und andere Pro¬ 
testformen“, kündigte Oliver Ongaro, 
Sprecher des Bündnisses „Düsseldorf 
stellt sich quer“, an. Gemeinsam mit 
anderen Organisationen werde man 
„der AfD deutlich aufzeigen, dass we¬ 
der in Köln noch in anderen NRW- 
Städten Platz für ihre rassistische und 
neoliberale Propaganda“ sei. 

Mittlerweile wird damit gerechnet, 
dass sich mehrere Zehntausend Men¬ 
schen an den Protesten gegen die AfD 
beteiligen werden. Die Polizei will zum 
Schutz der Rechten ein Großaufgebot 
von über 3 000 Beamtinnen und Be¬ 
amten einsetzen. Markus Bernhardt 


70 Jahre VVN 

Festveranstaltung in Frankfurt/Main 

Vom 15. bis 17. März 1947 tagte die 
„1. Interzonale Länderkonferenz der 
VVN“ in Frankfurt am Main und die 
dort versammelten Vertreterinnen 
und Vertreter von 250 000 Überle¬ 
benden des faschistischen Terrors - so 
heißt es im Konferenzprotokoll - be¬ 
schlossen die Bildung eines Gesamt¬ 
deutschen Rates. Die folgenden Jah¬ 
re verliefen bekanntermaßen ausge¬ 
sprochen turbulent: Kalter Krieg mit 
der Bildung zweier Staaten, Restau¬ 
ration, Remilitarisierung und zeitwei¬ 
se Verbot, bzw. Verbotsverfahren in 
der BRD, Auflösung der VVN in der 
DDR. Nach der „Wende“ dauerte es 
12 Jahre bis sich die ehemaligen Ost- 
und Westverbände zur heutigen bun¬ 
desweiten Vereinigung der Verfolgten 
des Nazi-Regimes/Bund der Antifa¬ 
schisten zusammenschlossen. 

Mit rund 6 000 Mitgliedern ist die 
VVN-BdA heute die größte Genera¬ 
tionen und Spektren übergreifende 
antifaschistische Organisation in der 
Bundesrepublik Deutschland und ar¬ 
beitet im Bündnis mit unterschied¬ 
lichen Partnerorganisationen gegen 
das Vergessen, gegen neofaschistische 
Umtriebe und neue Rechte, noch im¬ 
mer für die neue Welt des Friedens 
und der Freiheit, der sich die befrei¬ 
ten Häftlinge von Buchenwald im Ap¬ 
ril 1945 verpflichtet haben. Mit einer 
Festveranstaltung am Vorabend ihres 
Bundeskongresses will die VVN/BdA 
den 70. Geburtstag der VVN feiern. 
Freitag, 31. März, 19.30 Uhr, Haus 
Gallus in Frankfurt/Main 

★ 

Mitglieder und Freunde der VVN- 
BdA sind herzlich eingeladen, an 
der Festveranstaltung aus Anlass von 
70 Jahren VVN teilzunehmen. 

Programm 

Eröffnung durch die Bundesvorsitzen¬ 
de der VVN-BdA, Cornelia Kerth 
Grußreden von Beate Klarsfeld (Pa¬ 
ris) und vom Präsidenten der Interna¬ 
tionalen Föderation der Widerstands¬ 
kämpfer (FIR), Vilmos Hanti (Buda¬ 
pest) 

Grußwort von Peter Feldmann, Ober¬ 
bürgermeister der Stadt Frankfurt/ 
Main 

Es musizieren die Roma und Sinti- 
Philharmoniker 

Stephan Körzell (DGB Bundesvor¬ 
stand) hält eine Laudatio auf die 
70-jährige VVN 

Es singt der Frankfurter DGB-Chor 
Dr. Ulrich Schneider (Bundesspre¬ 
cher der VVN-BdA): Historischer 
Rückblick auf die 70 Jahre der VVN 
Es tritt auf der Berliner Reggae- und 
Hiphop-Künstler Filou 
Ein Talk über Gegenwart und Zu¬ 
kunft der VVN-BdA, geführt von vier 
VVN-BdA-Mitgliedern aus zwei Ge¬ 
nerationen. 


Leipziger 
Buchmesse 

Herzlich willkommen 
am Stand der UZ auf der 
Leipziger Buchmesse 

3-26. März 2017 
Halle 5, Stand E401 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Sonntags zu 

NRW-Landesregierung passen Verwaltungsgerichtsurteile nicht 


D ie Einzelhandelskonzerne, de¬ 
ren Helfershelfer in den Kom¬ 
munen und der NRW Landes¬ 
regierung werden zunehmend nervös. 
Schon wieder hat ein Verwaltungsge¬ 
richt 28 verkaufsoffene Sonntage für 
2017 gekippt. Diesmal in Essen. Die 
Richter begründeten in einem Eilver- 
fahren am 13. März ihre Entscheidung 
damit, dass die angegebenen Gründe 
in keinem Fall ausreichen. 

Die Behörde machte klar, dass ver¬ 
kaufsoffene Sonntage nur begleitend 
zu Festen, wie Jahrmärkten, möglich 
sind. Sie dürfen nicht dem Selbst¬ 
zweck dienen, die Läden länger zu 
öffnen. Getreu ihrer Aufgabe „Wir 
setzen durch, was von oben verlangt 
wird“, mussten SPD und CDU sich ei¬ 
nes Besseren belehren lassen. Dem 
Streben nach Profitmaximierung, ge¬ 
genüber den Kunden dargestellt als 
Gelegenheit, auch sonntags Schnäpp¬ 
chen zu erhaschen, wurde zumindest 
zum jetzigen Zeitpunkt ein Riegel vor- 
gelegt. 

Welche fadenscheinigen Gründe 
dafür herhalten müssen, zeigt Essens 
Oberbürgermeister Thomas Kufen 
(CDU). Der bezeichnete es als unge¬ 
recht, weil an Sonntagen Trödelmärkte 
öffnen dürften, der Einzelhandel aber 
keine Erlaubnis zum Verkauf an aus¬ 


gewählten Sonn- und Feiertagen er¬ 
halte. 

Zugelassen ist nur ein räumlicher 
Zusammenhang zwischen der Veran¬ 
staltung und den geöffneten Läden 
selbst. Den Großteil der Stadträte 
stört das wenig. Abgehoben und ohne 
Rücksprache mit ver.di sind diese lie¬ 
ber die Erfüllungsgehilfen des Ein¬ 
zelhandels. Dabei hatte ver.di immer 
wieder Gespräche vor den jeweiligen 
Ratssitzungen angeboten. 

Wenn ver.di Klage erhob, wurden 
die verkaufsoffenen Sonntage per Ge¬ 
richtsbeschluss meistens erfolgreich 
gestoppt. Möglich wird dies durch ein 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
aus 2015. Danach darf sonntägliches 
Shoppen nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung nicht im Vordergrund 
stehen. Veranstaltungen wie Messen 
oder Stadtteilfeste, auf die Einzelhan¬ 
delsverbände und Kommunen Bezug 
nehmen, müssen mehr Besucher in die 
Stadt locken als die Geschäfte. Neben 
Essen klagt ver.di in mehreren ande¬ 
ren Städten, darunter auch Düsseldorf. 
In Köln wurden 35 beantragte Sonnta¬ 
ge nach Klageerhebung vom Handels¬ 
verband zurückgezogen. 

Die Niederlagen vor der Justiz 
und die richterliche Absicherung des 
Schutzes vor Sonntagsarbeit mobili¬ 


siert die Handelsbosse. Hilfe erwar¬ 
ten diese nun vom nordrhein-west¬ 
fälischen Wirtschaftsminister Garreit 
Duin (SPD). Prompt lud dieser für den 
17. März zu einem runden Tisch ein. Ein 
ver.di-Sprecher erklärte gegenüber 
unserer Zeitung, Duin sei besorgt, da 
die Urteile Kunden und Händler ver¬ 
unsichern. Diese bräuchten nach Mei¬ 
nung des Ministers „Rechtssicherheit“. 
Als Gewerkschaft habe man jedoch 
zu verstehen gegeben, „auch zukünf¬ 
tig Klage zu erheben, wenn dies das 
Bundesverwaltungsurteil ermögliche“, 
so der Sprecher. 

Bis Ostern wird es laut ver.di einen 
weiteren Termin mit dem Wirtschaft¬ 
ministerium geben. Druck kommt da¬ 
bei auch von Ministerpräsidentin Han¬ 
nelore Kraft (SPD). Es ist zu befürch¬ 
ten, dass noch vor der Landtagswahl 
am 14. Mai eine Vereinbarung zustan¬ 
de kommt, die im Interesse des Kapi¬ 
tals eine Regelung trifft und mehr als 
vier verkaufsoffene Sonntage in Zu¬ 
kunft nicht nur in Essen erlaubt. Die 
Beschäftigten muss dies hellhörig ma¬ 
chen. Setzen sich Duin und die Ver¬ 
treter des Einzelhandels durch, wird 
dies zu weiterer Flexibilisierung der 
Arbeitzeiten und zur Aufweichung des 
Verbots von Sonntagsarbeit führen. 

Herbert Schedlbauer 
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Foto: Christian Jungeblodt/ver.di 

Warnstreik am Flughafen Tegel am 8. Februar 2017 


Notwehr 

Zahl der Streiktage ist 2016 zurückgegangen 


DKP: Nein zu 

verkaufsoffenen Sonntagen! 

Gesundheit der Beschäftigten muss Vorrang haben 


„Deutlich weniger Arbeitsausfälle 
durch Streiks“, jubelte vergangene 
Woche das Handelsblatt. Das „Wirt¬ 
schafts- und Sozialwissenschaftliche 
Institut der Hans-Böckler-Stiftung“ 
(WSI) hatte berichtet, dass 2016 in 
Deutschland „auf Grund von Ar¬ 
beitskämpfen 462 000 Arbeitstage 
ausgefallen“ seien. Das sei ein massi¬ 
ver Rückgang gegenüber den fast zwei 
Millionen Ausfalltagen des Vorjahres, 
so das WSI. Es betonte aber, dass 
„mit knapp 1,1 Millionen Streikteil¬ 
nehmerinnen und -teilnehmern ... 
in etwa das Niveau des Vorjahres er¬ 
reicht“ wurde. Aus der Meldung des 
Handelsblatts kann man dazu ein 
leichtes Bedauern herauslesen: „Die 
Zahl der Streikenden blieb allerdings 
fast unverändert.“ 

Grund für den Rückgang der Streik¬ 
tage sei, so das WSI, dass es 2016 kei¬ 
ne großen, über Wochen andauernden 
Arbeitsniederlegungen gegeben habe. 
2015 dagegen entfielen allein 1,5 Milli¬ 
onen Streiktage auf den Arbeitskampf 
im Sozial- und Erziehungsdienst sowie 
auf den Streik bei der Post. Deswegen 
sei das Arbeitskampfvolumen 2016 
wieder auf den Durchschnitt der Jahre 
2011 bis 2014 zurückgegangen, als im 
Mittel 469 000 Arbeitstage ausfielen. 

Betrachtet man die Laufzeit der 
Tarifverträge, stellt sich ein weiterer 
Grund dar: Die vom WSI für 2015 
genauer dokumentierten Abschlüs¬ 
sen hatten alle Laufzeiten über ein 
Jahr hinaus. Wenige hatten „nur“ eine 
Laufzeit von 15 Monaten, die meisten 
aber liefen um die 24 Monate. Ausrei¬ 
ßer nach oben waren das Private Ver¬ 
kehrsgewerbe Brandenburg mit 29, die 
Post mit 32 Monaten, die Sozial- und 
Erziehungsdienste im Öffentlichen 
Dienst mit fünf Jahren. Folglich wur¬ 
den in diesen Bereichen 2016 kaum Ta¬ 
rifverhandlungen und Arbeitskämpfe 
geführt. Offensichtlich werden mehr¬ 
jährige Laufzeiten immer mehr zur Re¬ 
gel. Und das ist es, was das Handels¬ 
blatt jubeln lässt. 

Die von der Beteiligung her um¬ 
fangreichsten Streiks waren 2016 die 
Warnstreikwellen des Öffentlichen 
Dienstes mit ca. 200 000 Beschäftig¬ 
ten sowie die breiten Warnstreiks in 
der Metall- und Elektroindustrie mit 
ca. 800 000 aus mehreren tausend 
Betrieben. Wie in den Vorjahren wa¬ 
ren mehr als drei Viertel der rund 200 
Arbeitskämpfe Auseinandersetzun¬ 
gen um Haus- und Firmentarifverträ¬ 


ge. „Der Abschluss eines Tarifvertra¬ 
ges ist für viele Unternehmen keines¬ 
wegs mehr selbstverständlich“, so das 
WSI. Besonders lange dauerte 2016 
die Auseinandersetzung um die Über¬ 
nahme des Tarifergebnisses des öffent¬ 
lichen Dienst für die Beschäftigten der 
AMEOS-Kliniken in Hildesheim und 
Osnabrück an. Die Beschäftigten wa¬ 
ren gezwungen 11 Wochen zu streiken, 
um zu einem für sie akzeptablen Er¬ 
gebnis zu kommen. 

„Das traurigste Bild gibt hierbei 
Deutschlands größter Versandhändler 
Amazon ab. Nach wie vor verweigert 
der Konzern seinen Beschäftigten den 
Schutz eines Tarifvertrages.“ Seit Früh¬ 
jahr 2013 zieht sich diese wegen ihrer 
Signalwirkung bedeutende Auseinan¬ 
dersetzung hin, die auch 2016 wieder 
zu zahlreichen Arbeitsniederlegungen 
führte. Auch wenn bisher kein Tarif¬ 
vertrag erreicht wurde, hätten die Ar¬ 
beitsniederlegungen, wie die Streiken¬ 
den immer wieder betonen, bereits 
jetzt zu spürbaren Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen geführt, so 
das WSI. 

Greifbarer als in der nüchternen 
Aufzählung der Streiktage durch das 
WSI zeigt sich am Beispiel von Ama¬ 
zon, dem Marktführer im Internet¬ 
handel, um was es geht, wenn die Ar¬ 
beitgeber die Beschäftigten zwingen, 
sich ihre Brosamen vom Produktivi¬ 
tätsfortschritt durch Arbeitsniederle¬ 
gung zu holen: „Der Machtkampf der 
Konzernherren läuft auf vollen Touren. 
Ihr wisst, worum es geht... Es geht ih¬ 
nen um die Macht. Wie sonst würden 
sie einen Produktionsausfall auf sich 
nehmen, der sie weit mehr kosten wird 
als die von uns geforderte Lohnerhö¬ 
hung? Sie wollen zeigen, dass sie Herr 
im Haus sind“, schrieb Willi Bleicher, 
IG-Metall-Bezirksleiter Stuttgart, 1963 
in den „Streiknachrichten“. 

Was ist da heute anders, wenn ein 
Konzern, dem die Beschäftigten den 
Gewinn 2016 auf 2,4 Mrd. Dollar ver¬ 
vierfacht haben, den Tarifvertrag ver¬ 
weigert? Gewerkschaftlich organisier¬ 
ter Widerstand ist ein Muss im Kapita¬ 
lismus, auch wenn die Herrschenden 
über Gerichte das Streikrecht schlei¬ 
fen wollen. Streik war, ist und bleibt 
Notwehr. 

Anne Rieger 

Detailliertes und der internationale 
Vergleich unter https://www.boeckler. 
de/pdf/pm_wsi_2 017_03_14.pdf 


Die DKP begrüßt, dass die verkaufs¬ 
offenen Sonntage in diesem Jahr von 
elf auf sechs Sonntage reduziert wer¬ 
den. Die Rechtsprechung des Bun¬ 
desverwaltungsgerichts sowie des 
Oberverwaltungsgerichts Nordrhein- 
Westfalen hat der Inflation von ver¬ 
kaufsoffenen Sonntagen endlich 
Grenzen gesetzt. 

Die DKP tritt dafür ein, dass ge¬ 
nerell keine verkaufsoffenen Sonnta¬ 
ge in Bottrop mehr durch den Rat der 
Stadt beschlossen werden. Die Stadt 
Köln macht es vor. Dort wurden alle 
geplanten 30 verkaufsoffenen Sonnta¬ 
ge in diesem Jahr gestrichen. In Essen 
steht dies mit 28 Sonntagen auch be¬ 
vor. Ich sage, gut so! Daran sollte sich 
Bottrop ein Beispiel nehmen! 

Die Ausweitung der Öffnungszei¬ 
ten war in Bottrop ein schleichender 
Prozess. Zuerst wurde für maximal 
vier Samstage die Öffnungszeit von 16 
auf 18 Uhr verlängert. Ab 2003 wur¬ 
den dann erstmals für das Stadtfest 
im Juni und den Kirchhellener Weih¬ 


nachtsmarkt im November Sonntags¬ 
öffnungen im Rat beschlossen. 

Ich habe mich im Rat der Stadt für 
die DKP von Beginn an gegen länge¬ 
re Öffnungszeiten an Samstagen so¬ 
wie gegen verkaufsoffene Sonntage 
ausgesprochen. Aus diesen Anfän¬ 
gen wurden später elf verkaufsoffene 
Sonntage in Bottrop! Es ist ein Wahn¬ 
sinn! 

Einen Rechtsanspruch für ver¬ 
kaufsoffene Sonntage hat der Einzel¬ 
handel nicht. Wir sollten daher auch in 
Bottrop keine verkaufsoffenen Sonn¬ 
tage mehr im Rat der Stadt beschlie¬ 
ßen! 

Ein Hauptargument der Befür¬ 
worter der Sonntagsöffnungen war 
stets der Hinweis auf die Sonntagsöff¬ 
nungen im Centro Oberhausen. Dies 
entfällt künftig völlig, da nach jetziger 
Rechtslage verkaufsoffene Sonntage 
im Centro nicht mehr genehmigt wer¬ 
den. 

Leidtragende der Sonntagsöffnun¬ 
gen sind vor allem die Beschäftigten 


im Einzelhandel und ihre Familien. 
Die Gesundheit der Beschäftigten 
muss Vorrang haben gegenüber den 
Geschäfts- und Gewinninteressen des 
Einzelhandels und der großen Kauf¬ 
hauskonzerne. Ich weiß, wovon ich 
spreche, da ich im Pflegedienst selber 
oft an Sonntagen arbeiten musste! 

Die Gewerkschaft ver.di, Bezirk 
Emscher-Lippe Süd, sowie der DGB, 
Region Emscher-Lippe, sprechen sich 
daher grundsätzlich gegen die Sonn¬ 
tagsöffnung im Einzelhandel aus. 
Öffnungszeiten an allen Werktagen 
im Jahr, das muss reichen! Denn je¬ 
der Euro kann nur einmal ausgegeben 
werden. 

Stadtfeste habe in Bottrop eine 
lange Tradition. Sie finden statt für 
die Bürgerinnen und Bürger. Daran 
sollen auch die Beschäftigten des Ein¬ 
zelhandels und ihre Familien teilneh¬ 
men können. Deshalb sagt die DKP 
NEIN zu verkaufsoffenen Sonntagen! 

Rede von Irmgard Bobrzik 
im Rat der Stadt Bottrop am 14. März 2017 
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Neue Phase für 
Tarifvertrag „Entlastung“ 

Warnstreiks an der Saar am kommenden Montag geplant 



Am 8. März demonstrierten Tausende in Saarbrücken für mehr Personal im Krankenhaus. 


D ie für diese Woche vorbereite¬ 
ten Warnstreiks in neun saar¬ 
ländischen Krankenhäusern 
und die damit verbundene Umzinge¬ 
lung des Landtages warenausgesetzt 
worden. Gründe dafür war die von 
mehreren Krankenhausunternehmen 
erklärte Bereitschaft, mit ver.di über 
Entlastung in der Pflege zu reden. 
Auch der kommunale Unternehmer- 
(„Arbeitgeber“)-verband (KAV) sig¬ 
nalisierte Bereitschaft. Kaum zugesagt, 
kuschte dieser wieder vor der Zentrale 
in Berlin und bestritt dies. 

Eine vielstündige Beratung am 
20. März mit 100 Delegierten aus den 
Krankenhäusern beschäftigte sich mit 
dieser neuen Lage. Die Durchbre¬ 
chung des bisherigen „Nein“ der Un¬ 
ternehmer wurde als Erfolg gewertet. 
Obwohl natürlich offen ist, wie ernst¬ 
haft diese Gespräche geführt werden. 
Am 21. März geht es los am Universi- 
tätsklinikum in Homburg. (Ende nach 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe der 
UZ). Erstmals in der Bundesrepublik 
wollen auch kirchliche Krankenhaus¬ 
träger sprechen. Der katholische Bi¬ 
schof hatte sich persönlich eingeschal¬ 
tet. Die drohenden Warnstreiks und 
die wachsende Unzufriedenheit in der 
Bevölkerung mit dem Pflegezustand in 
den Krankenhäusern waren wohl auch 
für ihn sehr „anregend“. 

Inzwischen sah sich die saarländi¬ 
sche CDU-Ministerpräsidentin veran¬ 
lasst, persönlich im Bundesrat eine Bun¬ 


desratsinitiative zu beantragen, um den 
Pflegenotstand zumindest abzumildern. 
Objektiv bewegt sich die CDU-SPD- 
Koalition aus dem Saarland damit im 
Widerspruch zu der gleichen Koalition 
in Berlin, deren CDU-Gesundheitsmi¬ 
nister versucht alles zu deckeln. Bisher 
hat der saarländischen GroKo im Saar¬ 
land immer die Konsequenz gefehlt, sich 
mit Berlin mal richtig im Interesse der 
saarländischen Bevölkerung anzulegen. 

Es sind sowohl in der Landespo- 
litik wie auch bei den Krankenhaus¬ 
unternehmen Differenzierungspro¬ 
zesse wahrzunehmen. Deshalb stand 
im Mittelpunkt der Beratungen am 
20. März, wie damit umgegangen wird: 
„Gesprächsbereitschaft“ wird mit Ge¬ 
sprächsbereitschaft beantwortet. Die 
Forderungen hegen und bleiben auf 
dem Tisch. Der Druck wird beibehal¬ 
ten, damit die Bereitschaft zu Gesprä¬ 
chen nicht nur taktische Manöver blei¬ 
ben. Auch auf die Landtagsparteien 
wird weiterhin Druck gemacht wer¬ 
den. Damit nach der Landtagswahl die 
„Pflege“ nicht vergessen wird. 

Wie notwendig dies sein wird, zeig¬ 
te die „Elefantenrunde“ im Regional¬ 
fernsehen, wo die Überwindung des 
Pflegenotstandes als dringende Aufga¬ 
be keine entsprechende Rolle spielte. 
War dies vielleicht vorher abgespro¬ 
chen worden? Erst müsse mal nach der 
Wahl „geschaut“ werden, wo es über¬ 
haupt finanzielle Spielräume gäbe, so 
Oskar Lafontaine. Er meinte aber so¬ 


genannte Mittel für „Leitinvestitionen“. 
Nicht nur der Autor dieses Artikels fin¬ 
det: Mehr Mittel für die gesundheitli¬ 
che Versorgung sind eine sehr gute und 
notwendige Leitinvestition! 

So handeln sich die Unternehmen, 
die weiterhin „Nein“ sagen, jetzt für 
den kommenden Montag die Warn¬ 
streiks ein. Zum Streik aufgerufen 
werden: Klinikum Saarbrücken, SHG 
Merzig, SHG Sonnenberg, SHG Völk¬ 
lingen, Kreiskrankenhaus St. Ingbert, 
Diakoniekrankenhaus Neunkirchen, 
Fliedner-Krankenhaus Neunkirchen, 
CTT Lebach, St. Nikolaus Wallerfan- 
gen. Die beiden Knappschaftskran¬ 
kenhäuser entscheiden nach Redakti¬ 
onschluss. 

Die am 26. März neu gewählten 
Abgeordneten für den saarländischen 
Landtag und vor allem deren Spitzen 
werden schon an diesem Montag, einen 
Tag nach der Wahl, mit einigen „Über¬ 
raschungen“ rechnen müssen. 

Wenn jetzt und nach der Wahl etwa 
ein Kurs gefahren werden sollte, die 
Pflege „am langen Arm verhungern 
zu lassen“, darauf zu setzen, dass der 
Druck vorbei sein wird, der wird einem 
Irrtum zum Opfer fallen. Das zeigte die 
solidarische und kämpferische Stim¬ 
mung in der Beratung. 

Erfolge sind möglich. So schwierig 
es ist und werden wird, der Kampf um 
„Entlastung in der Pflege im Saarland“ 
geht in eine neue Phase. 

Artur Moses 


Kündigung der BR-Vorsitzenden 
bei Globus abgewehrt 

Arbeitsgericht verweigerte Zustimmung 


Das Arbeitsgericht Kaiserslautern 
hat den Antrag auf Ersetzung der Zu¬ 
stimmung zur Kündigung der Globus- 
Betriebsrats Vorsitzenden Petra Ku- 
senberg zurückgewiesen. Das heißt, 
stark vereinfacht, dass die Kündigung 
nicht erfolgt ist. Globus hat jedoch die 
Möglichkeit weitere rechtliche Schrit¬ 
te gegen diese Entscheidung einzulei¬ 
ten. 

ver.di-Bezirksgeschäftsführer Jür¬ 
gen Knoll zeigt sich zufrieden: „Pe¬ 
tra Kusenberg ist geschützt!“ sagte er 


direkt nach der Verhandlung, ver.di 
werde auch weiterhin hinter der Be¬ 
triebsratsvorsitzenden und Gewerk¬ 
schafterin stehen und sie bei mögli¬ 
chen weiteren Schritten mit aller Kraft 
unterstützen. 

Breite Unterstützung zeigte sich 
auch schon aus der Bevölkerung. Es 
wurden bereits viele Unterschriften ge¬ 
sammelt, die Globus auffordern, dieses 
Verhalten gegenüber Kusenberg zu be¬ 
enden. Ihr weht eine Welle der Solida¬ 
rität entgegen. 


Zum Hintergrund: Ein angeblicher 
Arbeitszeitbetrug stellt Petra Kusen¬ 
berg, seit 38 Jahren bei Globus und 
Betriebsratsvorsitzende, an den sprich¬ 
wörtlichen Pranger. Die Geschäftsfüh¬ 
rung veranlasste die fristlose Kündi¬ 
gung der Betriebsratsvorsitzenden des 
Marktes in Kaiserslautern. Mit eindeu¬ 
tigen Fakten kann Thomas Bruch, Ge¬ 
schäftsführer und Inhaber der Globus 
Holding, dies aber nicht rechtfertigen. 
Der Verdacht einer gezielten Aktion 
gegen Kusenberg hegt nahe. 


Mehr Geld für die Stahlwerker 

Für die rund 72 000 Beschäftigten in den nordwestdeutschen Stahlwerken gibt es 
ab April mehr Geld. Das erzielte Tarifergebnis sichert ihnen ein Plus von insgesamt 
vier Prozent in zwei Stufen. Für Azubis in den ersten drei Ausbildungsjahren steigt 
die Vergütung überproportional. Zudem gelten weiterhin die Tarifverträge zur Al- 
tersteilzeit und zu Werkverträgen. 

Nach zehn Stunden Verhandlungen war das Tarifergebnis in Düsseldorf unter 
Dach und Fach: Damit „erhalten die Beschäftigten einen fairen Anteil am wirtschaft¬ 
lichen Erfolg der Branche“, sagte der IG Metall-Vorsitzende Jörg Hofmann. Mit der 
Weiterführung der Altersteilzeit lasse sich der demografische Wandel in den Un¬ 
ternehmen gestalten. Knut Giesler, der für die IG Metall die Stahl-Verhandlungen 
führte, wertete den erzielten Kompromiss als „vertretbares Ergebnis. Es passt zur 
aktuellen Situation in der Stahlbranche und führt zu einem Reallohnplus bei den 
Beschäftigten“, so sein Kommentar. Der hart umkämpfte Kompromiss sei auch ein 
Verdienst der Warnstreiks der letzten Wochen gewesen. 

Insgesamt waren 14 000 Warnstreikende auf der Straße gewesen und hatten den 
Druck auf die Stahl-Arbeitgeber verstärkt. Herausgekommen ist jetzt ein Abschluss, 
der Arbeitnehmern ein gutes Einkommensplus sowie Beschäftigung sichert. Vor al¬ 
lem die Azubis in den ersten drei Ausbildungsjahren profitieren von dem Ergebnis. 

ver.di-Forderungen für den Einzel- und Versandhandel 

„Der Einzel- und Versandhandel soll als Arbeits- und Ausbildungsplatz attraktiver 
werden. Dies hängt ganz wesentlich davon ab, ob sich Beschäftigte und Auszubilden¬ 
de auch durch eine ,anständige 4 Bezahlung wertgeschätzt fühlen“, erklärt Bernhard 
Schiederig, Landesfachbereichsleiter Handel der ver.di Hessen: „Deshalb rücken wir 
in der anlaufenden Tarifrunde diese Frage in den Mittelpunkt und geben ihr eine 
klare sozialpolitische Richtung. Wir sehen hier auch die Arbeitgeber in der Pflicht.“ 

Die Tarifkommission Einzelhandel Hessen, in der Betriebsräte zahlreicher Un¬ 
ternehmen der Branche mitarbeiten, hat beschlossen, in der diesjährigen Tarifrunde 
das Folgende zu fordern: 

1. Erhöhung der Gehälter und Löhne um einen Euro je Stunde. Dadurch sollen 
die derzeit im Einzelhandel noch am schlechtesten Bezahlten verhältnismäßig mehr 
Geld erhalten als die mit höheren Einkommen. In der niedrigsten Gehaltsgruppe 
wäre das eine Steigerung um gut 10 Prozent, für eine langjährige Verkäuferin um 6,6 
Prozent und in der höchsten Gehaltsstufe um 3,8 Prozent. 

2. Anhebung der Vergütung der Auszubildenden auf 1 000 Euro im 1. Ausbil¬ 
dungsjahr, 1.100 Euro im 2. Ausbildungsjahr und 1 200 Euro im 3. Ausbildungsjahr. 
Durch einen solchen sprunghaften Anstieg der Ausbildungsvergütungen sollen das 
zunehmende Alter der Auszubildenden, ihre immer stärkere Einbindung in die „nor¬ 
male“ Arbeit der Betriebe und ihr Wunsch nach einer elternunabhängigen Gestaltung 
des eigenen Lebens berücksichtigt werden. Unternehmen wie Lidl, Kaufland und 
Aldi zahlen bereits heute solche Vergütungen, die über dem aktuellen Tarif hegen. 

3. Die Tarifverträge sollen für allgemeinverbindlich erklärt werden. Damit würde 
die so genannte „Schmutzkonkurrenz“ im Einzelhandel gezwungen, wie viele andere 
Unternehmen auch tarifliche Gehälter und Löhne zu zahlen. So wäre zu verhindern, 
dass der VerdrängungsWettbewerb auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen 
wird und zu dauerhaft sinkenden Einkommen führt. Allgemeinverbindliche Tarif¬ 
verträge sind ein wirksames Mittel gegen Armut heute und im Alter. 

Die Tarifverhandlungen beginnen am 27. April 2017. 

Gehälter in den Helios-Kliniken steigen in drei Stufen 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die Helios-Kliniken haben 
sich in der dritten Runde der Tarifverhandlungen am 20. März auf ein Ergebnis ver¬ 
ständigt. Danach steigen die Entgehe für die rund 24 000 Beschäftigten in 36 Klini¬ 
ken in drei Schritten: zum 1. Januar 2017 um 2,3 Prozent, zum 1. Januar 2018 um 2,3 
Prozent und zum 1. Oktober 2018 um weitere 0,5 Prozent. Auszubildende erhalten 
gestaffelt nach Ausbildungsjahren im Jahr 2017 zwischen 35 Euro und 45 Euro und 
im Folgejahr noch einmal zwischen 30 Euro und 40 Euro. Außerdem bekommen sie 
ab diesem Jahr einen Tag mehr Urlaub. 

„Das Ergebnis kann sich sehen lassen. In der dritten Verhandlungsrunde hat sich 
Helios deutlich bewegt“, erklärte Sylvia Bühler, Verhandlungsführerin und Mitglied 
im ver.di-Bundesvorstand. Bis zum 13. April 2017 werde nun eine Mitgliederbefra- 
gung durchgeführt. Der Tarifvertrag läuft bis zum 31. Dezember 2018. 

Allerdings sei es angesichts der außerordentlich guten Finanzlage von Freseni- 
us/Helios nicht nachvollziehbar, warum es nicht möglich gewesen sei, bei der Ost- 
West-Angleichung voranzukommen und damit den Beschäftigten in den östlichen 
Bundesländern ein wichtiges Signal der Anerkennung zu senden, bedauerte Bühler. 
Noch immer hätten die Beschäftigten dort eine um 1,5 Stunden längere Wochenar¬ 
beitszeit. Auch zu einer Zusage, zeitnah Verhandlungen über eine Entgeltordnung 
analog des Tarifvertrages für die kommunalen Kliniken (TVöD) aufzunehmen, sei 
der Konzern nicht bereit gewesen. Nach Vorstellungen von Helios sollen frühestens 
2018 die Verhandlungen zur Eingruppierung beginnen. 

Rote Karte für „Angebot bei den Sana-Kliniken 

Mit einer Protestaktion im Vorfeld der dritten Runde der Tarifverhandlungen wer¬ 
den die Beschäftigten der Sana-Kliniken den Arbeitgebern am Montag und Dienstag 
„die rote Karte“ zeigen. Dabei sind unter anderem auch Stationsbegehungen und 
Aktionen in Warte- oder Pausenräumen vorgesehen. Anlass ist das bisher völlig un¬ 
zureichende Arbeitgeberangebot in der laufenden Tarifrunde. Die Verhandlungen 
über den Konzerntarifvertrag für die etwa 10 000 Beschäftigten in 20 Kliniken wer¬ 
den am 22. März 2017 in Berlin fortgesetzt. 

„Die Beschäftigten in den Sana-Klinken arbeiten mit einem enormen Einsatz 
und haben eine große Verantwortung. Die Arbeit rund um die Uhr ist körperlich 
und oft auch emotional sehr belastend. Dafür haben sie Anerkennung und eine gute 
Bezahlung verdient“, erklärte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler. „Das 
vorliegende Angebot empfinden die Beschäftigten als Geringschätzung ihrer Arbeit. 
Wir werden dafür sorgen, dass der Sana-Konzerntarifvertrag von der Tarifentwick¬ 
lung im Gesundheitswesen nicht abgekoppelt wird.“ 

Der „Arbeitgeber“ hatte in der laufenden Tarifrunde lediglich Anhebungen von 
jeweils ein Prozent zum 1. Januar 2017 und zum 1. Januar 2018 sowie Änderungen 
in der Tabellenstruktur angeboten. ver.di fordert dagegen eine Anhebung der Ge¬ 
hälter um sechs Prozent, mindestens aber 150 Euro monatlich, bei einer Laufzeit 
von zwölf Monaten. 

Es gibt einen erheblichen Nachholbedarf für die Sana-Beschäftigten. Der Sana- 
Konzernentgelttarifvertrag hegt bis zu 475,00 Euro, in der Krankenpflege bis zu 
296,- Euro monatlich unter dem aktuellen Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes, der 
für kommunale Krankenhäuser gilt. Zudem plant Sana, die beiden Reha-Kliniken 
in Sommerfeld und Bad Wildbad von der Tarifentwicklung abzukoppeln und deren 
Beschäftigte dauerhaft zu schlechteren Bedingungen arbeiten zu lassen, obwohl 
beide Kliniken von einer wirtschaftlichen Notlagensituation weit entfernt sind und 
schwarze Zahlen schreiben. 

Stahl Ost: Vier Prozent in zwei Stufen 

Die Entgelte für die rund 8 000 Beschäftigten der ostdeutschen Stahlindustrie stei¬ 
gen ab April 2017 um 2,3 Prozent und ab Mai 2018 um weitere 1,7 Prozent. Darauf 
einigten sich IG Metall und Arbeitgeber am Dienstag in Berlin. Der neue Tarifver¬ 
trag endet am 31. Dezember 2018. Verhandlungsführer Olivier Hobel dankte den 
IG Metallerinnen und Metallern für ihre engagierte Beteiligung an den Warnstreiks. 
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Ausweitung des 
PKK-Verbotes 

Bundesregierung paktiert weiter mit Erdogan-Regime 


Nur Regierungs¬ 
oder auch Politikwechsel? 


Das Bundesinnenministerium (BMI) 
hat Forderungen der türkischen Regie¬ 
rung, stärker gegen die Arbeiterpartei 
Kurdistans PKK vorzugehen, kürzlich 
entsprochen. Mit einem Erlass vom 
2. März wurde die Anzahl der Grup¬ 
pierungen, deren Fahnen und Symbole 
auf der Grundlage des seit 1993 beste¬ 
henden PKK-Verbots nicht öffentlich 
gezeigt werden dürfen, erheblich aus¬ 
geweitet. Mit deutscher Akribie wur¬ 
den sämtliche Institutionen und Orga¬ 
nisationen gelistet, denen eine Nähe 
zur PKK unterstellt wird. Darunter 
fallen auch sämtliche Frauen- und Ju¬ 
gendorganisationen, wie etwa der kur¬ 
dische Studierendenverband YXK. Von 
besonderer Brisanz sei, dass erstmalig 
auch kurdische Parteien und Verbände 
in Syrien - namentlich die Partei PYD 
und der Streitkräfteverband YPG - 
als „Auslandsableger“ der PKK unter 
das Vereinsverbot subsumiert werden, 
heißt es in einer jüngst veröffentlich¬ 
ten gemeinsamen Stellungnahme des 
Rechtshilfefonds für Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland, AZADI e.V., 
und des Kurdischen Zentrum für Öf¬ 
fentlichkeitsarbeit. 

Damit geht die Bundesregierung 
ausgerechnet gegen Zusammenschlüs¬ 
se und Organisationen vor, die sich am 
entschiedensten gegen den sogenann¬ 


ten „Islamischen Staat“ stellen und 
diesen zurückdrängen. Die Erweite¬ 
rung der Verbotsliste durch das BMI 
hat jedoch weitreichende Folgen für 
das innenpolitische Klima in Deutsch¬ 
land: „Sie bedeutet einen direkten An¬ 
griff auf die politische Identität von 
etwa 800 000 in Deutschland leben¬ 
den Kurdinnen und Kurden und hebelt 
grundgesetzlich geschützte Rechte, wie 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit, 
weitgehend aus. Vermehrte Auseinan¬ 
dersetzungen mit der Polizei bei vom 
Verlauf her friedlichen Demonstrati¬ 
onen sind vorprogrammiert und po¬ 
litisch gewollt, um das Feindbild der 
angeblich gewaltbereiten Kurdinnen 
und Kurden aufrecht zu erhalten. Die 
Folgen werden weitere Hunderte von 
Strafverfahren wegen des Verstoßes ge¬ 
gen Artikel 20 Vereinsgesetz aufgrund 
des Zeigens verbotener Symbole sein“, 
warnten die kurdischen Organisatio¬ 
nen. 

Mit der vom BMI angeordneten 
Ausweitung des PKK-Verbots stellt 
sich die Bundesregierung offen an die 
Seite der Türkei des Erdogan-Regimes 
und trägt durch ihre politische Unter¬ 
stützung und militärische Aufrüstung 
eine Mitverantwortung für die fatale 
Politik der AKP-Regierung unter Re- 
cep Tayyip Erdogan. (bern) 



Ein Faltblatt und 
der Puls Europas 

Endlich Werbung für die EU auf Papier 
und auf der Straße 


„Chaos? Frust? Krise?“ Wenn man 
das Deckblatt halb aufklappt, wird da¬ 
raus „Chance Frieden Kraft“. Das ist 
doch mal ein famose Idee. Oben im 
Eck steht verschämt ganz klein neben 
dem bekannten Adler „Die Bundesre¬ 
gierung“. Sie informiert mit dem Falt¬ 
blatt im DIN-A4-Format und in den 
Farben der FDP, Gelb und Blau, über 
das schöne Europa, genauer gesagt: die 
EU. „Wir haben fünf Menschen gefragt, 
was ihnen die EU bedeutet.“ Mit „wir“ 
ist wahrscheinlich die Bundesregie¬ 
rung gemeint, vielleicht aber auch die 
Werbeagentur Scholz & Friends Berlin 
GmbH, die für die Gestaltung verant¬ 
wortlich zeichnet und überhaupt viele 
Aufträge der Regierung abgreift, weil 
sie eben so kreativ ist und so nette Ein¬ 
fälle hat. 

Die letzte der fünf befragten Per¬ 
sonen ist der Oberleutnant zur See 
Thilo H., 26. Er ist Fernmeldeoffizier 
an Bord des Tenders (was das ist, wird 
nicht erklärt) „Main“ und seit Okto¬ 
ber im Mittelmeer im Einsatz. „Wir 
sichern die Seewege und gehen ge¬ 
gen Schleuser vor“, berichtet uns der 
blonde junge Mann. Aber was Europa 
da im Mittelmeer tut, erklärt nicht er, 
sondern die Autoren und Gestalter des 
Faltblatts: „Europa hilft, damit Men¬ 
schen nicht flüchten und ihr Leben ris¬ 
kieren müssen.“ und „Europa verbes¬ 
sert den Schutz seiner Außengrenzen“. 
Eine kleine Karte von Nordafrika kann 
man auch erkennen. Senegal, Mali, Ni¬ 
ger und Nigeria sind dunkelblau ge¬ 
färbt. Mit ihnen hat „die EU Migrati¬ 
onspartnerschaften beschlossen“, steht 
in der Legende. Die nordafrikanischen 
Staaten am Mittelmeer, Marokko, Al¬ 
gerien, Tunesien, Libyen und Ägypten, 
sind nur blassblau eingefärbt, weil sie 


nur „mögliche Partner einer intensi¬ 
vierten migrationspolitischen Zusam¬ 
menarbeit“ sind. 

Besonders informativ ist die Rück¬ 
seite des Faltblattes. Was macht Euro¬ 
pa aus, werden wir gefragt und erhal¬ 
ten treffende, nachdenklich machen¬ 
de Antworten: „Frieden und Freiheit“, 
„26000 Naturschutzgebiete“, „Arbei¬ 
ten, wo man will“, „Geburtsort der De¬ 
mokratie“ und schließlich „Wiege der 
klassischen Musik“. 

Das hübsche Faltblatt habe ich der 
FAZ entnommen. Ich bin sicher, dass 
es aus Gründen der Fairness auch an¬ 
deren Erzeugnissen der Qualitätspres¬ 
se beigelegt war. Die UZ wurde nicht 
bedacht. Sie hätte das Geld gut brau¬ 
chen können. 

Vielleicht liegt die Zurückhaltung 
der UZ gegenüber daran, dass wir über 
eine neue Blüte der „Zivilgesellschaft“ 
noch nicht berichtet haben. „Pulse of 
Europe“ heißt die Blüte und hat am 
vergangenen Wochenende viele De¬ 
mos für die EU organisiert. 4 000 Teil¬ 
nehmer in Frankfurt, 350 in Wiesbaden, 
berichten die Organisatoren. In der 
„Zeit“ ist zu lesen, dass am Wochenen¬ 
de sogar 20 000 Menschen in 58 Städ¬ 
ten in der EU und für die EU völlig 
überparteilich demonstriert hätten. Wir 
gratulieren den Initiatoren zu dieser 
schnell aus dem Boden gestampften, 
erfolgreichen Initiative. Beim Faltblatt 
stand drauf, wer Idee und Gestaltung 
hatte (Scholz & Friends) und wer be¬ 
zahlt hat (die Bundesregierung). Beim 
„Puls Europas“ tippen wir auf Bertels¬ 
mann (Idee und Gestaltung) und EU- 
Kommission (Finanzierung). So wird 
die EU-Krise bestimmt bald zur EU- 
Kraft werden. 

Lucas Zeise 


Bei der Landtagswahl im Saarland scheint die Verdrängung der 
CDU aus der Regierung möglich 



Landtag in Saarbrücken 


A m 26. März ist im Saarland Land¬ 
tagswahl. Seit 1999 ist die CDU 
im Saarland Regierungspartei 
und stellt deren Chef. Der Wählerein¬ 
bruch bei der SPD in Folge der Agenda 
2010 brachte sie in den Regierungssat¬ 
tel. Sie regierte alleine, in Koalition mit 
FDP und den Grünen. Und aktuell in 
der großen Koalitionen mit der SPD. 
Grundlinie aller Regierungspolitik war 
der Neoliberalismus mit dem Vorrang 
der Unternehmensprofite vor den In¬ 
teressen der arbeitenden Menschen. 
Konsens war und ist die Agenda 2010. 
Mit den Instrumenten der Schulden¬ 
bremse und der damit verbundenen 
Kaputtsparpolitik ist die Existenz des 
Bundeslandes gefährdet. Das Niveau in 
der Daseinsvorsorge sinkt rapide. Die 
Wirtschaftspolitik dieser Koalition ist 
konzeptions- und hilflos in Anbetracht 
dessen, was für die Zukunft notwendig 
wäre. Es gibt die Forderungen der In¬ 
dustrie und Handelskammer, die neo¬ 
liberale Gangart noch zu verschärfen. 
Betriebsschließungen, Arbeitsplatzver¬ 
luste und Arbeitsplatzabbau besonders 
in der Großindustrie sind aber an der 
Tagesordnung. Prekäre Arbeitsverhält¬ 
nisse und Armut, gerade von Kindern, 
haben Höchststände. Das Lohnniveau 
bleibt gerade im Dienstleistungsbe¬ 
reich skandalös niedrig. Tausende Ar¬ 
beitsplätze wurden im öffentlichen 
Dienst vernichtet. Die Folge: Unsi¬ 
cherheit und Zukunftsängste beson¬ 
ders in der arbeitenden Bevölkerung 
nahmen zu. 

Die Koalition aus CDU und SPD 
kuschte immer vor den Regierungen 
in Berlin. Die notwendige Entschul¬ 
dung des Saarlandes fand nicht statt. 
Gefeiert wurde der sogenannte neue 
Länderfinanzausgleich als Zukunfts¬ 
lösung. Die Verschuldung wird damit 
aber nicht überwunden, es werden vor 
allem die Kredite der Banken bedient. 
Die Jahre bis 2020 werden laut Minis¬ 
terpräsidentin besonders harte Jahre 
werden. Es soll bei Austeritätspolitik 
und Schuldenbremse bleiben. 

Die DKP protestierte im Oktober 
2012 bei der Lesung des Kaputtspar¬ 
haushaltes vor dem Landtag: Stoppt 
die Kaputtsparer - Entschuldung jetzt! 
Wir prognostizierten, dass vor diesem 
Landtag noch viele demonstrieren wer¬ 
den. Ob Bürgermeister, Studierende, 
behinderte Menschen, Gewerkschaf¬ 
ten oder Belegschaften - alle zogen 
vor das Landesparlament. Der Druck 


auf den Landtag hat enorm zugenom¬ 
men durch die Aktionen für die Über¬ 
windung des Pflegenotstandes. Dieser 
Druck wird bleiben. 

Notwendig ist ein radikaler Poli¬ 
tikwechsel, wenn sich das Leben und 
Arbeiten im Saarland verbessern soll. 
Notwendig ist ein radikaler Politik¬ 
wechsel, wenn die Rechtsentwicklung 
gestoppt werden soll. Für einen Poli¬ 
tikwechsel in der Krankenhausfinan¬ 
zierung und mehr Pflegepersonal de¬ 
monstrierten am Internationalen Frau¬ 
entag 5000, gegen Rechtsentwicklung 
drei Tage später noch einmal so viele 
Menschen, (vgl. UZ v. 17.3.) 

Bis vor wenigen Monaten saß die 
Große Koalition aus CDU und SPD fest 
im Sattel. Die Ablösung der CDU aus 
der Regierungsverantwortung schien 
unmöglich. Die SPD blieb ein farblo¬ 
ser Juniorpartner. Eine andere Regie¬ 
rungsvariante wurde nicht angestrebt. 
Eine Wechselstimmung konnte bei ei¬ 
nem derartigen politischen Verharren 
nicht entstehen. Inzwischen haben sich 
mehr berechtigte Erwartungen an die 
zukünftige Landespolitik entwickelt 
und werden artikuliert. Vor dem Hin¬ 
tergrund der Schulz-Kampagne zeigen 
sich auch wieder verstärkt Erwartungen 
nach mehr sozialer Gerechtigkeit. Das 
alles ist Druck für eine 
andere Politik. 

In diesem Klima ist 
die Ablösung der Gro¬ 
ßen Koalition eine reale 
Möglichkeit geworden. 

Dafür wirkt die DKP im 
Saarland seit Jahren. Es 
fehlen aber greifbare in¬ 
haltliche Eckpunkte für 
einen radikalen Wech¬ 
sel in der Landespolitik. 

Dem Ziel, in eine Koali¬ 
tion mit der SPD zu kom¬ 
men, wird vor allem auch 
von Oskar Lafontaine 
leider fast alles unterge¬ 
ordnet. Es gibt viel Wi¬ 
derspruch zwischen dem 
Wahlprogramm der PDL 
und den Schwerpunkten 
des Wahlkampfes ihres 
Spitzenkandidaten. Wa¬ 
rum wurden inhaltliche 
Positionen für einen Po¬ 
litikwechsel zurückge¬ 
nommen? Um mögliche 
Koalitionsverhandlun¬ 
gen nicht zu belasten? 


Der Wiedereinzug der PDL mit 
einer starken Fraktion kann dennoch 
die Zukunftsinteressen für ein bes¬ 
seres Leben und Arbeiten im Saar¬ 
land in Zukunft hörbarer und spür¬ 
barer machen. Dafür brauchen SPD 
und PDL weiterhin den Druck von 
außerhalb des Parlamentes, von den 
Bewegungen und vor allem von links. 
Die DKP hält daran fest, in den ver¬ 
schiedenen Bewegungen politische 
Zusammenhänge und die Notwen¬ 
digkeit eines radikalen Politikwech¬ 
sels aufzuzeigen - ausgehend von den 
jeweils konkreten Ansätzen. Dieses 
politische Eingreifen der DKP in den 
Landtagswahlkampf wurde auf meh¬ 
reren Bezirkskonferenzen diskutiert 
und in politischen Entschließungen 
festgehalten. Mit einem aktuellen 
Plakat und drei Materialien zur Lan¬ 
despolitik und zur Pflege haben wir 
unsere Position dargestellt und einen 
Beitrag zur möglichen Ablösung der 
CDU aus der Regierungsverantwor¬ 
tung geleistet. 

Es ist offen, wie die Landtagswahl 
ausgehen wird. Eins ist aber sicher: Es 
bleibt die Herausforderung zur Durch¬ 
setzung eines Politikwechsels. Auch 
nach dieser Wahl. 

Thomas Hagen hofer/Artur Moses 
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SPD zu 100 Prozent für Schulz 

Der neue SPD-Vorsitzende und Kanzlerkandidat verschweigt mit schönen Worten, 
was er durchsetzen will 


M ehr geht nicht: Breite Zu¬ 
stimmung, nur drei ungültige 
Stimmen. Auch auf dem Son¬ 
derparteitag der SPD in Berlin herrsch¬ 
te am Sonntag Aufbruchstimmung. Sig¬ 
mar Gabriel erklärte in seiner letzten 
Rede als Parteivorsitzender: „Und der 
Aufbruch der SPD hat einen Namen: 
Martin Schulz! Martin: Du tust unse¬ 
rer Partei gut. Über 12 000 neue Mit¬ 
glieder! Ein sagenhafter Sprung in den 
Umfrage werten! Der Trend ist endlich 
wieder ein Genosse! Manche sagen 
schon: Seit Willy Brandts Glanzzeiten 
hat die SPD nicht mehr eine solche Eu¬ 
phorie erlebt!“ 

Martin Schulz, der „Mann aus Wür¬ 
selen, ... ein Mann aus einfachen Ver¬ 
hältnissen“ wurde auf dem Parteitag 
mit 100 Prozent zum neuen SPD-Vor- 
sitzenden und zum Kanzlerkandidaten 
der Partei für die Bundestagswahl im 
Herbst gewählt. Er „hat es geschafft, 
Adressat einer Wechselstimmung zu 
werden, indem er die Agenda 2010 
kritisiert und den Eindruck vermittelt, 
er habe mit der Regierungspolitik der 
SPD in der großen Koalition nichts 
zu tun. Die SPD sei wieder bei ihren 
Wurzeln, ist seine zentrale Botschaft“, 
so Sahra Wagenknecht, die Vorsitzen¬ 
de der Bundestagsfraktion der Links¬ 
partei, am Freitag zuvor in einem In¬ 
terview mit dpa. 

Die Erwartungen sind hoch. Doch 
die „Botschaft ist bisher nicht unter¬ 
setzt“ (Wagenknecht). Und die Erwar¬ 
tungen weckte Schulz selbst. Bei seinen 
Auftritten in den letzten zweieinhalb 
Monaten, in seiner Bewerbungsrede 
auf dem Sonderparteitag. In dieser 
stellte er klar: „Wir wollen, dass die 
SPD die stärkste politische Kraft nach 
der Bundestagswahl wird, damit sie das 
Mandat bekommt, dieses Land bes¬ 
ser und gerechter zu machen und den 
Menschen den Respekt entgegenzu¬ 
bringen, den die Menschen verdienen. 

Und ich will, liebe Genossinnen und 
Genossen, der nächste Bundeskanzler 
der Bundesrepublik Deutschland wer¬ 
den.“ 

Mit welchem Programm? Mit wel¬ 
chen Forderungen? Gabriel hatte zu¬ 
vor in seiner Rede der Partei geraten 
im Bundestagswahlkampf lieber we¬ 
nig zu „versprechen - das dann aber 
halten“. Blieben die Forderungen des 
Kandidaten auch an diesem Tag des¬ 
halb weitgehend unkonkret? Eine 
programmatische Rede wolle er nicht 
halten, erklärte Schulz - schließlich 
soll das Wahlprogramm der SPD ja erst 
Ende Juni auf einem Parteitag verab¬ 
schiedet werden: „Aber eines kann ich 
schon jetzt vorwegnehmen: Bei unse¬ 
rem Programm wird es um Gerechtig¬ 
keit, um Respekt und um Würde gehen. 
Und dabei werden wir für uns werben, 
für unser Programm. Ich werde mit 
euch gemeinsam für die SPD werben, 


für uns, aber nicht gegen andere kämp¬ 
fen.“ Auch eine Koalitionsaussage traf 
er nicht. 

Schulz wiederholte in seiner Rede, 
was er zuvor schon mehrfach verlangt 
hatte und lobte die SPD-Minister in der 
Großen Koalition. Er forderte sichere 
Renten, Entlastung von Familien, bes¬ 
sere Bildungsmöglichkeiten und mehr 
Chancengleichheit, gebührenfreie Bil¬ 
dung von der Kita bis zum Studium, 
Investitionen in die Infrastruktur usw. 
Aussagen zur Steuerpolitik - so auch 
zur Vermögens- und Erbschaftssteu¬ 
er - blieben weitgehend, bis auf die 
Kritik an den Steuersenkungsplänen 
der Union, vage: Aber er verurteilte die 
Steuerflucht großer Unternehmen ins 
Ausland. „Wenn ich Kanzler bin, wer¬ 
de ich das Prinzip einführen: Das Land 
des Profits ist auch das Land der Steu¬ 
ern.“ Der Politiker kritisierte zudem, 
dass Manager von Unternehmen trotz 
Fehlleistungen Boni bekämen, und will 
das ändern. 

Gut inszeniert 

Mehr Qualifizierungsmöglichkeiten 
für Erwerbslose würden der „Zu¬ 
kunft der Wettbewerbsfähigkeit 


Deutschlands“ nutzen - wie auch 
Investitionen in die Bildung, meint 
Schulz. Sahra Wagenknecht hatte zu¬ 
vor im dpa-Interview darauf verwie¬ 
sen, dass die arbeitsmarkt- und sozi¬ 
alpolitischen Vorschläge von Schulz 
den Kern der Agenda 2010 nicht in 
Frage stellen. 

Sie „würden weder die Altersarmut 
noch den großen Niedriglohnsektor 
eindämmen. Dennoch machen fak¬ 
tisch nahezu alle Medien und sogar 
die Arbeitgeberverbände die Insze¬ 
nierung mit. Dadurch wirkt sie über¬ 
zeugend.“ 

Allein bei der Forderung nach 
gleichem „Lohn für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort, für Männer und für 
Frauen, gleichermaßen in Ost und in 
West“ wurde Schulz ein wenig kon¬ 
kreter und kündigte - wohl auch mit 
Blick auf die Gewerkschaftsvertreter 
im Saal wie den DGB-Vorsitzenden 
Hoffmann oder den ver.di-Vorsitzen¬ 
den Frank Bsirske - an: „Dafür wer¬ 
den wir in den nächsten sechs Mona¬ 
ten kämpfen, und das werden wir in 
diesem Lande gemeinsam mit den Ge¬ 
werkschaften durchsetzen“. Aber wer 
nimmt ihn beim Wort? 


Linke will Taten sehen 

Zustimmung für Schulz gibt es vom 
Parteichef der Grünen Cem Özdemir. 
CDU-Generalsekretär Peter Tauber 
warf dagegen am Montag im ARD- 
Morgenmagazin Schulz fehlende in¬ 
haltliche Festlegungen vor und vertrat 
die Ansicht, dass die SPD „Show“ ma¬ 
che, während die Union Regierungs¬ 
verantwortung wahrnehme. 

Massive Kritik kommt von Vertre¬ 
tern der Partei „Die Linke“. Die Par¬ 
teivorsitzende Katja Kipping erklär¬ 
te am Montag gegenüber der „Osna- 
brücker Zeitung“, Schulz wisse, dass 
die zentralen Forderungen der Lin¬ 
ken die Generalrevision der Agenda 
2010 und die Vermögenssteuer seien. 
Das seien Bedingungen für ein Mitte- 
Links-Bündnis, die der neue SPD-Chef 
erfüllen müsse. Die Vorsitzenden der 
Bundestagsfraktion Wagenknecht und 
Dietmar Bartsch forderten Schulz in 
einer Presseerklärung auf, den Worten 
endlich Taten folgen zu lassen und im 
Bundestag noch vor Ablauf der Legis¬ 
laturperiode - gemeinsam mit Grünen 
und Linkspartei - konkrete soziale Ver¬ 
besserungen durchzusetzen. 

Nina Hager 


ZEIT FÜR MEHR 
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Der letzte Wahlsieg der Sozialdemokratischen Partei in Deutschland bescherte den Menschen des Landes die Agenda 2010. 
Droht nach einem erneuten Wahlsieg der SPD noch mehr „Gerechtigkeit“ dieser Güte? 


Rechte Gewalt weiter auf dem Vormarsch 

Opferberatungsstellen attestieren den Behörden „Wahrnehmungsdefizite“ 


In der vergangenen Woche haben meh¬ 
rere Opferberatungsstellen die von ih¬ 
nen erfassten Fallzahlen zu rechter 
Gewalt im letzten Jahr vorgestellt. Die 
Ergebnisse sind erschreckend. So ver- 
zeichnete die Berliner Beratungsstelle 
für Opfer rechter, rassistischer und anti¬ 
semitischer Gewalt, „ReachOut“ für das 
Jahr 2016 insgesamt 380 Angriffe. Dies 
sei, verglichen mit 2015, ein Anstieg der 
Gewalttaten und massiven Bedrohun¬ 
gen um fast 20 Prozent, konstatierten die 
Opferberater. Bei den Angriffen seien 
mindestens 553 Menschen, darunter so¬ 
gar 45 Kinder, verletzt, gejagt bzw. mas¬ 
siv bedroht worden. Neben rassistisch 
motivierter Gewalt verdoppelten sich 
auch die Angriffe auf Lesben, Schwule 
und Transgender. 

Auch in Sachsen-Anhalt verzeich¬ 
nen die Opferberater einen Anstieg 
rechter Gewalt. 265 politisch rechts 
motivierte Gewalttaten mit 401 direkt 


davon betroffenen Menschen hat die 
Mobile Opferberatung für das Jahr 
2016 in Sachsen-Anhalt registriert. 
Damit habe sich die Zahl der bekannt 
gewordenen politisch rechts und rassis¬ 
tisch motivierten Angriffe im Vergleich 
zu 2015 erneut erhöht. „Statistisch ge¬ 
sehen wurde in 2016 quasi j eden Tag j e- 
mand in Sachsen-Anhalt aufgrund der 
Herkunft, Hautfarbe, des Glaubens, 
gesellschaftlichen Status, der sexuellen 
Identität, der politischen Einstellung 
oder des Engagements für eine demo¬ 
kratische Gesellschaft zum Ziel rech¬ 
ter Gewalt“, sagte eine Sprecherin der 
Mobilen Opferberatung. „Dieses er¬ 
schreckende Ausmaß rechter Gewalt“ 
markiere „die bitterste Bilanz seit Be¬ 
stehen der Mobilen Opferberatung - 
zumal die Dunkelziffer nicht bekannt 
gewordener rechter Angriffe auch in 
2016 um ein Vielfaches höher liegen 
dürfte“, konstatierte sie außerdem. 


Dass Neonazis und Rassisten 
nicht einmal vor Tötungsdelikte zu¬ 
rückschrecken, wird anhand der sechs 
versuchten Tötungsdelikte mit poli¬ 
tisch rechtem Hintergrund deutlich. 
So wurde etwa ein 24-jähriger alter¬ 
nativer junger Mann am 4. Juni 2016 
auf der Ziegelwiese in Halle von ei¬ 
nem unbekannten Jugendlichen mit 
mehreren Messerstichen lebensge¬ 
fährlich verletzt. 

Am 30. Juni 2016 schlugen und 
traten zwei Unbekannte in Zerbst auf 
einen 34-jährigen Pakistani ein und 
ließen ihn verletzt auf den Bahnglei¬ 
sen zurück. Weil sich der Betroffene 
noch aufrichten konnte, erfasste ihn 
ein herannahender Zug lediglich an 
der Schulter, berichtete die Opfer¬ 
beratung. Im Jahr 2015 hatte es hin¬ 
gegen kein versuchtes Tötungsdelikt 
gegeben, welches von den Beratern 
dokumentiert worden war. 


Die Schwerpunkte politisch rechts 
motivierter Gewalt in Sachsen-Anhalt 
waren auch in 2016 die Stadt Halle 
(Saale) mit 47 Angriffen, gefolgt vom 
Landkreis Jerichower Land mit 40 Ge¬ 
walttaten, davon allein 36 in der Stadt 
Burg (2015: 8). 

Schwere Vorwürfe erhob die dor¬ 
tige Opferberatungsstelle gegen die 
Polizei. Obwohl mindestens 227 der 
registrierten Gewaltstraftaten polizei¬ 
bekannt seien, habe das Landeskrimi¬ 
nalamt Sachsen-Anhalt wie im Vorjahr 
bislang nur etwas mehr als die Hälfte 
(127; 56 Prozent) auch als politisch 
rechts motiviert registriert. „Neben 
fortbestehenden Wahrnehmungsdefi¬ 
ziten zu rechten Tatmotiven ist auch 
die offensichtliche Überlastung der 
Strafverfolgungsbehörden für die Be¬ 
troffenen ein riesiges Problem“, betonte 
die Sprecherin der Mobilen Opferbera¬ 
tung. Markus Bernhardt 


Rechte Aufmärsche 

Über 2 000 Nazigegnerinnen und 
-gegner haben am vergangenen 
Sonnabend in Leipzig gegen einen 
Aufmarsch der neofaschistischen 
Splitterpartei „Die Rechte“ de¬ 
monstriert. Nur rund 150 Neonazis 
hatten an der Demonstration der 
Rechten teilgenommen, die unter 
dem demagogischen Motto „„Hei¬ 
mat erhalten - Familien fördern - 
Zukunft gestalten!“ stand. Im nord¬ 
rhein-westfälischen Münster mar¬ 
schierten ebenfalls am Sonnabend 
rund 100 christliche Fundamenta¬ 
listen durch die Innenstadt. Gegen 
den sogenannten „1 000-Kreuze- 
Marsch“ von Abtreibungsgegnern, 
Anti-Feministen und anderen Re¬ 
aktionären protestierten rund 200 
Antifaschisten. Bei der Abschluss¬ 
andacht der religiösen Extremisten 
am Domplatz kam es zu Übergriffen 
der Polizei auf Gegendemonstran¬ 
ten. Unterdessen laufen in verschie¬ 
denen bundesdeutschen Städten be¬ 
reits die Vorbereitungen von Anti¬ 
faschisten, um künftige Aufmärsche 
von Neonazis zu verhindern. Für 
den 22. April mobilisiert der extrem 
rechte „Freundeskreis Rhein-Sieg“ 
zu einer Demonstration unter dem 
Motto „Für die Zukunft unserer 
Kinder“. Am 1. Mai wollen Neona¬ 
zis in Halle (Saale) den diesjährigen 
Tag der Arbeit für ihre soziale De¬ 
magogie missbrauchen und mobili¬ 
sieren zu einem neuerlichen Groß¬ 
aufmarsch. Am gleichen Tag will die 
neofaschistische NPD in Essen auf¬ 
marschieren. 

Solidarität mit Kurden 

Anlässlich des Newroz-Festes am 
21. März, hat die innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag, Ulla Jelpke, ihre Soli¬ 
darität mit Kurdinnen und Kurden 
erneuert. 

Die politischen Zeichen in Kur¬ 
distan stünden auf Krieg. „Insbe¬ 
sondere das Erdogan-Regime treibt 
die ganze Region in Bürgerkrieg, 
Gewalt und Chaos. Ganze Städte 
wurden von der türkischen Armee 
in den kurdischen Landesteilen der 
Türkei zerstört, Hunderttausende 
sind auf der Flucht, Tausende wur¬ 
den getötet, Tausende befinden sich 
im Gefängnis“, warnte Jelpke. Die 
Abgeordnete forderte die Bundes¬ 
regierung auf, die „Waffenlieferun¬ 
gen an die Türkei und ihre Verbün¬ 
deten sofort einzustellen“. Sie for¬ 
dere auch weiterhin die „sofortige 
Aufhebung des Verbots der PKK - 
einer entscheidenden Garantin für 
einen friedlichen und demokrati¬ 
schen Mittleren Osten“, so Jelpke. 

Klagen gegen Hartz IV 
auffHöcnsfstand 

Die Anzahl der Klagen gegen Hartz 
IV-Bescheide sind weiter auf ei¬ 
nem Höchststand. Seit der Einfüh¬ 
rung des SGB II hat sich die An¬ 
zahl der sozialgerichtlichen Ver¬ 
fahren verdreifacht. Allein im Jahr 
2016 zählten die Sozialgerichte in 
NRW 29143 Neueingänge. Dies 
geht aus einer Kleinen Anfrage des 
NRW-Landtagsabgeordneten Da¬ 
niel Schwerd (Linkspartei) hervor. 
Hiernach fällt jedes fünfte Urteil zu¬ 
gunsten der Kläger aus. „Der anhal¬ 
tend hohe Prozentsatz an erfolgrei¬ 
chen Klagen belegt, wie anfällig für 
Fehler und Willkür das ganze Sys¬ 
tem der Leistungsbewilligung im 
Hartz-IV-Bereich ist. Dabei geht es 
um die Sicherung des Existenzmi¬ 
nimums der Betroffenen“, erklärt 
Christian Leye, Landessprecher der 
NRW-Linkspartei. Aktuell habe die 
durchschnittliche Verfahrensdauer 
mit 13 Monaten einen Höchststand 
erreicht. „Das Hartz-IV-System 
als Kernstück der Agenda 2010 ist 
schon für sich genommen entwürdi¬ 
gend. Dass die Betroffenen falsche 
Bescheide erhalten und dann auch 
noch immer länger auf ein Urteil 
warten müssen, ist unhaltbar. Die 
Landesregierung muss die Sozial¬ 
gerichte besser ausstatten. Falsche 
Bescheide müssen unverzüglich ge¬ 
richtlich überprüft werden können“, 
so Leye weiter. 
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Elf Präsident¬ 
schaftsanwärter 

Zur französischen Präsidentenwahl 
werden elf Kandidatinnen und Kan¬ 
didaten antreten. Diese Bewerber hät¬ 
ten die benötigten Patenschaften, teil¬ 
te der Präsident des Verfassungsrats, 
Laurent Fabius, am Samstag mit. Jeder 
Bewerber musste mindestens 500 Un¬ 
terschriften aus dem Kreis bestimmter 
Volksvertreter sammeln. Bei der ver¬ 
gangenen Präsidentenwahl 2012 hatte 
es zehn Kandidaten gegeben. 

Der unabhängige Kandidat Em¬ 
manuel Macron, die FN-Führerin Ma¬ 
rine Le Pen, der Konservative Francois 
Fillon, der „Sozialist“ Benoit Hamon 
und Jean-Luc Melenchon („La France 
insoumise“) hatten die Bedingungen 
schon vor Fristablauf erfüllt. Weitere 
Anwärter sind Nicolas Dupont-Aig- 
nan und Frangois Asselineau von der 
politischen Rechten, Nathalie Arthaud 
und Philippe Poutou vom „linken“ 
Spektrum, der Zentrumspolitiker Jean 
Lassalle und der Chef der Partei „So¬ 
lidarität und Fortschritt“, Jacques Che- 
minade. Paten konnten beispielsweise 
Abgeordnete, Senatoren, Bürgermeis¬ 
ter und Regionalräte sein. Die Wahlen 
dürften wie in der Vergangenheit in ei¬ 
ner Stichwahl entschieden werden, die 
für den 7. Mai geplant ist. 

Kosovo stellt Armee auf 

Das seit neun Jahren auf Betreiben und 
mit Unterstützung der NATO und der 
EU formal selbstständige Kosovo be¬ 
reitet weiter die Aufstellung einer Ar¬ 
mee vor. Die Truppe solle 8 000 Sol¬ 
daten umfassen, berichtete die Zeitung 
„Zeri“ in Pristina. Dafür sei ein Budget 
von 51 Millionen Euro vorgesehen, das 
jährlich um fünf Millionen Euro steigen 
solle. Am Vortag hatte der frühere Kom¬ 
mandeur der UCK und heutige Staats¬ 
präsident Hashim Thaci angekündigt, 
110 der 120 Abgeordneten im Parlament 
würden für die neue Armee stimmen. 

Obwohl die NATO seit Jahren die 
Vorläufer der Armee mit Waffen und 
Ausbildung unterstützt, hatte sie eben¬ 
so wie die EU und Washington zum ak¬ 
tuellen Zeitpunkt von einem offiziellen 
„Startschuss“ abgeraten. Das würde die 
angespannte Situation mit dem Nach¬ 
barn Serbien zusätzlich belasten, hieß 
es zur Begründung. Das fast nur noch 
von Albanern bewohnte Kosovo haben 
bisher nur rund 110 Staaten anerkannt. 

Kein fairer Wahlkampf 

Das Vorgehen gegen Tausende prokur¬ 
dische Politiker in der Türkei behindert 
massiv den Wahlkampf der Opposition 
gegen die Einführung eines Präsidial¬ 
systems. Die Verhaftung von Politikern 
der pro-kurdischen Partei HDP, darunter 
zahlreiche Abgeordnete, stelle eine „be¬ 
sorgniserregende Beeinträchtigung der 
parlamentarischen Arbeit der Partei und 
ihres Rechts dar, vor dem Referendum 
ihre Kampagne zu organisieren“, heißt es 
es in einem Bericht von Human Rights 
Watch (HRW). HRW kritisierte weiter, 
das Referendum finde im Ausnahmezu¬ 
stand und in einem „repressiven Klima“ 
statt. Zudem seien 148 Journalisten und 
Medienmitarbeiter im Gefängnis. Im No¬ 
vember waren die HDP-Vorsitzenden 
Selahattin Demirtas und Figen Yüksek- 
dag wegen Terrorvorwürfen verhaftet 
worden. Neben den Parteichefs sitzen 
elf Abgeordnete in Untersuchungshaft. 
Mehr als 5 400 HDP-Politiker seien nach 
dem Putschversuch festgenommen wor¬ 
den, hieß es in dem HRW-Bericht. Ge¬ 
gen 1482 davon sei Haftbefehl erlassen 
worden. Hinzu kämen zahlreiche festge¬ 
nommene Politiker der kurdischen Partei 
BDP, des regionalen Ablegers der HDP. 

Clinton will wieder 
mitspielen 

Die gescheiterte Präsidentschaftskan¬ 
didatin Hillary Clinton will ihre Zu¬ 
rückhaltung aufgeben. „Ich bin bereit, 
hinter dem Ofen hervorzukommen“, 
sagte sie laut „New York Times“ in 
einer Rede zum St. Patrick’s Day in 
Scranton (Pennsylvania). 

Seit der Wahl am 8. November ist 
Clinton nur sporadisch in der Öffent¬ 
lichkeit gesehen worden und hat sich 
selten zu politischen Themen geäußert. 
Wie es heißt, nagt die Enttäuschung 
über die überraschende Wahlniederla¬ 
ge immer noch stark an ihr. 


Wir siegen uns zu Tode 

Vom Jubel des EU-Establishments über eine verlorene Wahl 



Viel Auswahl - keine Wahl. 

„Klatsche für Wilders“ (Stern), „Rut- 
te-Partei stärkste Kraft - Wilders ab¬ 
geschlagen“ ( Handelsblatt ), „Europa 
lebt“ {Die Zeit), der Jubel des neolibe¬ 
ralen Establishments über die Wahl in 
den Niederlanden ist überschwänglich. 
Da ist es auch egal, wie das Wahlergeb¬ 
nis tatsächlich aussieht. Geert Wilders 4 
PW hat mit einem Zugewinn von 2,9 
Prozentpunkten nur darum „verloren“ 
und Mark Rüttes VVD mit einem Ver¬ 
lust von 5,5 Prozentpunkten nur darum 
„gewonnen“, weil zuvor eine, wie immer 
politisch zielorientierte Umfragenge¬ 
staltung ein irreales Horrorszenario 
an die Wand gemalt hatte. So ließ sich 
nun die frohe Botschaft verkünden: Der 
rassistische Anti-Europäer hat die Wahl 
verloren, das (austeritäts- und markan- 
tilismusversessene) Pro-Europa hat ge¬ 
wonnen. 

Für die große Pro-Europa-Erzäh- 
lung muss selbst das Offensichtliche 
ausgeblendet werden. Die FAZ will 
ihre Leser gar glauben machen: „Der 
Rechtsruck in den Niederlanden bleibt 
aus.“ Und das angesichts der Tatsache, 
dass sich die Ausländerfeindlichkeit des 
niederländischen Regierungschefs von 
der seines rechtspopulistischen Her¬ 
ausforderers nur dadurch unterschei¬ 
det, dass Rutte („Holland First“) sie 
gegen den nicht minder reaktionären 
türkischen Staatschef, der dieses Spiel 
in seinem Machtinteresse genüsslich 
mitspielte, in konkrete Politik Umset¬ 
zen konnte und sich somit gegen Wil¬ 
ders den Bonus des Machers sichern 
konnte. Die niederländischen Wähler, 
derartig in den rechten, demagogischen 
Panik-Schwitzkasten genommen, wähl¬ 
ten, oh Wunder, rechte Parteien. 

Das hindert die „Zeit 44 natürlich 
nicht, das Rattenrennen um die auslän¬ 
derfeindlichsten Standards hemdsärm- 
lig zu einem Pro-Europa-Votum umzu¬ 
interpretieren: „So wie Mark Rutte in 
Richtung Türkei klar sagte: Es reicht!, 
so haben auch die Wähler der Nieder¬ 
lande gesagt: Es reicht. Geert Wilders 
hat mit seinem europafeindlichen Wahl¬ 
kampf eine Grenze überschritten. Die 
Menschen folgen ihm auf diesem Weg 
nicht mehr.“ 


Den Gipfel der Realitätsverweige¬ 
rung erreichte aber wieder einmal die 
SPD-Spitze. Sowohl Sigmar Gabriel 
als auch Martin Schulz zeigten sich er¬ 
freut und begrüßten das Wahlergebnis 
als „gutes Zeichen“ und Absage an die 
„Hetze von Geert Wilders“. Wir lernen: 
ausländerfeindliche Hetze von Geert 
Wilders ist böse, weil europafeindlich, 
ausländerfeindliche Hetze wie von Mark 
Rutte ist gut, weil proeuropäisch. Dass 
bei diesem Spiel mit der Angst die SPD- 
Schwesterpartei PvdA um satte 19,1 
Prozentpunkte von 24,8 Prozent auf 5,7 
Prozent geschrumpft wurde, scheint im 
Willy-Brandt-Haus niemanden zu be¬ 
unruhigen. Offenbar kann der verzück¬ 
te Glaube an den Messias aus Würselen 
hier die Berge des fortschreitenden po¬ 
litischen BedeutungsVerlustes versetzen. 

Die niederländische Bourgeoisie 
hatte schon frühzeitig die von Margaret 


Thatcher und Ronald Reagan markierten 
neoliberalen Zeichen der Zeit erkannt. 
Schon 1982 setzte die damalige „christde¬ 
mokratische“ Regierung Ruud Lubbers 
mit dem „Poldermodell“, einer Art kon¬ 
zertierten Aktion von Unternehmens¬ 
und Gewerkschaftsvertretern, dauerhaf¬ 
te, strukturelle Reallohnsenkungen bzw. 
-geringentwicklungen durch. Die Idee 
war die gleiche, wie sie auch die von Re¬ 
agan und Thatcher war, und wie sie heute 
die Politik der Bundesrepublik und Eu¬ 
ropas dominiert: nationale „Standortvor¬ 
teile“ durch Senkung der Lohn-, Sozial- 
und Steuerstandards maximieren. Die 
Niederlande sind bis heute ein führendes 
Steuervermeider-Paradies. Diese Idee ist 
von zahlreichen baltischen, keltischen, 
südostasiatischen u.ä. „Tigerstaaten“ mit 
einem gewissen „Erfolg“ kopiert worden. 

Der Spaß für die kleinen, neolibe¬ 
ralen „Tiger“ hörte dann auf, als die 
„Global Player“ ins Spiel kamen. Ge¬ 
gen die Exportoffensive der Weltmeis¬ 
ter Deutschland und China hatten auch 
kleine „Tiger“ keine Chance. Nach ei¬ 
ner „Wiedervereinigungs“-Schamfrist 
hatte Deutschland den asozialen Vor¬ 
sprung auch der Niederlande durch 
die Agenda-Politik schnell neutralisiert 
und überholt. Selbst solche Länder wie 
Spanien und Italien, sogar Frankreich 
gehen, im Zwangskorsett eines für fast 
alle EU-Staaten über-, für Deutschland 
dramatisch unterbewerteten Euro, vor 
der deutschen Exportwalze ökonomisch 
in die Knie. 

Die deutsche Bourgeoisie versucht 
diese für sie hochprofitable Lage, die ih¬ 


rer Regierung einen dominanten Ein¬ 
fluss in Europa verschafft, gegen alle 
menschlichen Leiden, Pleiten und Wi¬ 
derstände auf Biegen und Brechen zu 
stabilisieren. Da sich die europäische 
Sozialdemokratie mit dem Schröder/ 
Blair-Papier weitgehend in das neoli¬ 
berale Formierungsprogramm Europas 
selbst eingebunden hat, äußert sich der 
Protest dagegen nahezu ausschließlich 
in rechtspopulistischer, typisch klein¬ 
bürgerlicher Form. Es ist vom Charakter 
ein Protest der klein- und mittelständi¬ 
schen Teile der Bourgeoisie, die zu den 
unvermeidlichen Verlierern der unge¬ 
hemmten finanzkapitalistischen Zurich¬ 
tung des Globus und speziell Europas 
gehören, und der dadurch von der gan¬ 
zen rückwärtsgewandten, reaktionären 
Borniertheit kleinbürgerlichen Protes¬ 
tes gegen die international agierende 
Finanzoligarchie durchzogen ist. 

Diese Lage hat es den System¬ 
medien leicht gemacht, mit dem 
„Querfront“-Verdikt jeden Protest als 
braun-rechtspopulistisch zu kontami¬ 
nieren und damit vor allem linken Wi¬ 
derstand als illegitim zu marginalisie- 
ren. Die Nichtexistenz freiwilliger re¬ 
formistischer Spielräume von oben hat 
auch die PvdA, wie die SPD, zu einer 
zweiten neoliberalen Power-Group ge¬ 
macht und somit gleichzeitig überflüssig 
erscheinen lassen. Vielleicht wird man 
sich selbst in der autistischen SPD-Zen¬ 
trale, nach der Restlaufzeit von „Mr. 
100 Prozent“, an das PvdA-Menetekel 
erinnern dürfen. 


Klaus Wagener 


Kommentor von Wil van der Klift, Internationaler Sekretär der Neuen Kommunistischen Partei der Niederlande 


Harte Arbeit 


Am 15. März fanden Wahlen in den Niederlanden statt. Mehr 
als 80 Prozent der Wahlberechtigten nahmen daran teil, das 
Ergebnis ist also realistisch. Auf die eine oder die andere 
Weise werden die Parteien der Bourgeoisie - jetzt ohne die 
Sozialdemokraten - das Land weiterhin führen. Das heißt, 
andere Parteien, aber dieselbe Politik: weiterer Abbau von 
sozialer Sicherheit, zunehmende Arbeitslosigkeit und mehr 
flexible Arbeitsplätze werden das Ergebnis der Fortsetzung 
neoliberaler Politik sein. 

Die ehemaligen Regierungsparteien, die liberale VVD und 
die sozialdemokratische Partei der Arbeit (PvdA), verloren 
zusammengerechnet 37 Sitze (von 150). Die Sozialdemokraten 
wurden jedoch streng für ihre Zusammenarbeit mit den Libe¬ 
ralen und ihren Verrat an sozialistischen Prinzipien bestraft. Sie 
verloren 29 von 38 Mandaten. Insoweit war das Signal der Wäh¬ 
ler klar: Keine Regierung wie die der vergangenen vier Jahre. 

Das Ergebnis ist jedoch weitere Fragmentierung. Jetzt sind 
13 Parteien im Parlament und Wilders 4 rassistische Partei ver¬ 
fügt mit 20 über 5 Sitze mehr. Die progressiven und linken Par¬ 
teien sind nicht stark genug, um den Kurs der nächsten Regie¬ 
rung zu bestimmen. Die niederländischen Wähler, enttäuscht 
von der Politik im Allgemeinen, werden eine rechts stehende 
Regierung bekommen. 

Ein paar theoretische Bemerkungen, um zu verstehen, 
was da geschehen ist: In nichtrevolutionären Zeiten behaup¬ 


tet die bürgerliche Klasse im allgemeinen ihre politische und 
ideologische Hegemonie über die Arbeiterklasse und andere 
Schichten des Volkes. Dies gilt nicht nur, weil die Bourgeoi¬ 
sie den Staatsapparat, die Mechanismen zur ideologischen 
Manipulation (Massenmedien, Bildungssystem, Kirchen 
usw.), die Fähigkeit zu bestechen und zu drohen usw. in der 
Hand hat, sondern auch, weil unter diesen Bedingungen die 
Herrschaft der kapitalistischen Produktionsverhältnisse eine 
Wahrnehmung bestimmt, die mit diesen Produktionsverhält¬ 
nissen übereinstimmt. Mit anderen Worten, in nichtrevolu¬ 
tionären Zeiten neigen die arbeitenden Menschen spontan 
dazu, selbst „bürgerliche Brillen“ zu tragen, durch die sie 
sowohl die allgemeinen als auch die Entwicklungen, die sie 
direkt beeinflussen, interpretieren. Natürlich spielen auch 
andere Faktoren eine Rolle - die Aktivität der kommunis¬ 
tischen Partei, die Entwicklung des Klassenkampfes -, die 
entweder zur Stärkung oder zur Schwächung des Bewusst¬ 
seins beiträgt. 

Parlamentarische Lösungen für die Angriffe auf den Le¬ 
bensstandard gibt es nicht. Das bedeutet, dass die kommunis¬ 
tischen Parteien wieder auf die Straße gehen müssen, an die 
Arbeitsplätze und Wohngebiete, um die Menschen zu über¬ 
zeugen, einen nach dem anderen. 

Das ist harte Arbeit, aber heute unbedingt notwendig für 
Kommunisten. 


Verweigerung ist kein Zeichen von Stärke 

Die syrische „bewaffnete Opposition“ torpediert Verhandlungen 


Unter der Schirmherrschaft der Russi¬ 
schen Föderation, des Iran und der Tür¬ 
kei sollte am 14. und 15. März in Astana 
eine weitere Runde von Verhandlungen 
zwischen syrischer Regierung und Tei¬ 
len der sogenannten bewaffneten Op¬ 
position stattfinden. Und nicht zum ers¬ 
ten Mal lehnte die bewaffnete Oppositi¬ 
on die Teilnahme dann doch ab. 

Zur Begründung erklärte ihr Spre¬ 
cher, Osama Abu Zaid, die Waffenru¬ 
he sei nicht ausreichend umgesetzt, syri¬ 
sche und russische Streitkräfte würden 
ihre Stellungen und Zivilisten in den 
von Aufständischen gehaltenen Gebie¬ 
ten weiter bombardieren. 

Wie der Sondergesandte der Rus¬ 
sischen Föderation vor dem Treffen in 
Astana mitgeteilt hatte, sollte gerade 
die Abgrenzung der Gebiete unter Kon¬ 
trolle des IS beziehungsweise al-Nusra 
von den Gebieten unter Kontrolle der 
verhandlungsbereiten Opposition be¬ 


sprochen werden. Es scheint, als hätte 
die bewaffnete Opposition an einer sol¬ 
chen Abgrenzung kein Interesse. 

Immer wieder versuchte diese Op¬ 
position schon in der Vergangenheit, 
Verhandlungen zu torpedieren. Die ak¬ 
tuelle Verweigerung ist keineswegs ein 
Zeichen von Stärke. Die diplomatische 
Offensive Russlands und des Iran und 
die Zusammenarbeit mit der Türkei ha¬ 
ben die internen Zerwürfnisse der Op¬ 
position deutlich gemacht. 

Für die Regierung Syriens hat das 
Fehlen der Opposition keine große Be¬ 
deutung. Es bestätige nur ihre Haltung, 
dass die Opposition keine klare politi¬ 
sche Vorstellung hat, erklärte der Ver¬ 
handlungsführer der Regierungsdelega¬ 
tion, al-Jaafari, in einer Pressekonferenz. 

Die vorigen Verhandlungen von 
Astana und der vereinbarte Waffen¬ 
stillstand haben zu einer deutlichen 
Verringerung der Kämpfe und der Zahl 


der Opfer in Syrien geführt. Ohne die 
Zusammenarbeit mit der Türkei hätte 
dieser Waffenstillstand nicht erreicht 
werden können. Womöglich will die 
bewaffnete Opposition mit ihrer Ver¬ 
weigerung auch feststellen, wie ernst¬ 
haft die türkische Regierung den Waf¬ 
fenstillstand unterstützt. 

Nach Ansicht der syrischen Regie¬ 
rung kam die Entscheidung, nicht an 
den Gesprächen teilzunehmen, aller¬ 
dings direkt von der türkischen Regie¬ 
rung selbst. Und der Außenminister der 
Russischen Föderation erklärte, dass 
bestimmte Länder noch immer eine 
friedliche Regelung des Konflikts ver¬ 
hindern wollen. 

Am 23. März sollen die Gespräche 
in Genf wieder aufgenommen werden. 
Daran werden nicht nur Vertreter der 
bewaffneten Opposition, sondern auch 
mehrere politische Oppositionsgruppen 
teilnehmen. 


Neben den Verhandlungen von Asta¬ 
na und Genf finden immer wieder Ver¬ 
handlungen vor Ort statt, die zu einer 
Verbesserung der Situation beitragen. 
Letztes Beispiel sind die Übereinkünf¬ 
te von al-Waer, einem Vorort von Horns. 

Al-Waer war der letzte Teil von 
Horns, der noch unter Kontrolle der 
Dschihadisten stand. Nach langen Ver¬ 
handlungen gibt es jetzt eine Lösung: 
Die Bewaffneten, die zu einer Einigung 
mit der Regierung bereit sind, verblei¬ 
ben in al-Waer, für sie gilt dann eine 
Amnestie. Diejenigen, die dazu nicht 
bereit sind, können den Ort verlassen. 

Es wird damit gerechnet, dass bis zu 
10 000 Personen al-Waer verlassen wer¬ 
den, während ca. 40 000 bleiben wer¬ 
den. Sobald die Bewaffneten al-Waer 
verlassen haben, werden die staatlichen 
Institutionen zurückkehren und die 
Infrastruktur wieder aufbauen. 

Manfred Ziegler 
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Exilkolumbianer fordern 
Recht auf Rückkehr 

Nicht einfach Flüchtlinge, sondern zwangsexiliert und 
systematisch vom Staat verfolgt - Konferenz in Berlin 


Vor der Katastrophe 

Der Hungertod von Millionen Menschen in Ostafrika 
scheint unabwendbar 


E xilkolumbianer werden nicht als 
Opfer des Konflikts in ihrer Hei¬ 
mat wahrgenommen. Zudem sind 
sie oft mit Diskriminierung und gar 
Verfolgung in den Staaten konfron¬ 
tiert, in denen sie Zuflucht gesucht ha¬ 
ben. Es fehlt ein Plan, wie man sie nach 
dem Ende des Konflikts im Land wie¬ 
der integrieren und entschädigen soll. 
Deshalb kamen vom Staat verfolgte 
Kolumbianer vom 10. bis 12. März im 
Willy-Brandt-Haus in Berlin 
zu ihrem zweiten Treffen zu¬ 
sammen. Das erste hatte 2014 
in Bilbao stattgefunden, also 
vor Unterzeichnung des Frie¬ 
densabkommens. 

Trotz Streik am Flughafen 
trafen Kolumbianer aus der 
Schweiz, Spanien, dem Bas¬ 
kenland, aus Frankreich, Itali¬ 
en, Schweden, Belgien, Öster¬ 
reich, Kanada, Ecuador, den 
USA und Argentinien ein. 

Zum ersten Mal sandte auch 
die kolumbianische Regierung 
eine Vertreterin: Xinia Rocio 
Navarro Prada aus dem Arbeitsminis¬ 
terium. Auch ihre Familie hat Staats¬ 
terror erlitten: Ihr Großvater und ihr 
Vater, beide Politiker der Union Patri- 
ötica (UP), wurden Opfer von Anschlä¬ 
gen. Die UP war der politische Arm der 
Guerillaorganisation FARC-EP und 
wurde brutal zerschlagen: in einem Aus¬ 
rottungsfeldzug wurden mindestens 4 
000 ihrer Mitglieder ermordet. 

Der Internationale Sekretär der 
DKP, Günter Pohl, eröffnete das Treffen 
mit dem Bedauern, dass sich Kolumbi¬ 
aner zehntausend Kilometer von ihrer 
Heimat entfernt treffen müssen, weil 
die enge Verbindung von Staat und Pa¬ 
ramilitärs sie gezwungen hat, in siebzig 
Ländern der Welt Zuflucht zu suchen. 

Günter Pohl wies auf die Manipu¬ 
lation deutscher Medien hin, die den 
Konflikt in Kolumbien auf einen Krieg 
zwischen FARC und Staat reduzieren. 
Diese Medien berichten nicht, dass die 
Guerillagruppen in den 60er Jahren aus 
einem Selbstverteidigungskampf ent¬ 
standen sind. „Der Konflikt in Kolum¬ 
bien ist ein Klassenkonflikt, und zudem 
einer der wenigen in der Welt, in dem 
beide Klassen bewaffnet sind.“ Die Me¬ 
dien würden ihn auf einen Drogenkrieg 
oder auf „vereinzelte Fälle“ von Men¬ 
schenrechtsverletzungen reduzieren.Er 
forderte die Umsetzung des Friedens¬ 
abkommens und dass sich nicht wieder¬ 
holt, „was schon so oft in der kolum¬ 
bianischen Geschichte geschehen ist“, 


nämlich die Ausrottung der demokra¬ 
tischen gewaltlosen Opposition durch 
den Staat und paramilitärische Einhei¬ 
ten. Der DKP-Politiker forderte vom 
SPD-geführten Außenministerium eine 
Wende von dessen Kolumbien-Politik. 

„Dies ist ein historischer Moment“, 
witzelte Heike Hänsel, Bundestagsab¬ 
geordnete und Stellvertretende Vorsit¬ 
zende der Linksfraktion im Bundestag. 
„Ein Politiker der DKP übersetzt den 


Gruß einer ,Linke‘-Bundestagsabge- 
ordneten im Gebäude der SPD.“ Hän¬ 
sel erinnerte daran, dass sie vor Jahren 
im Bundestag gefordert hatte, dass die 
FARC aus der Liste terroristischer Or¬ 
ganisationen gestrichen werden sollte 
und wie sie deshalb beschimpft worden 
war. Der Durchbruch kam im Dezem¬ 
ber 2016, als Außenminister Steinmei¬ 
er mit den Guerilleros Ivan Märquez 
und Victoria Sandino im Bundestag 
ein Skype-Gespräch führte. „Der Gruß 
der FARC war ein historischer Mo¬ 
ment.“ Dennoch erinnerte sie daran, 
wie kompliziert die politische Situati¬ 
on in Kolumbien immer noch ist und 
dass Sicherheitsgarantien erste Priori¬ 
tät zukommen muss. Denn die Parami¬ 
litärs sind immer noch „die größte Be¬ 
drohung des Friedens“. 

Dann sprach Alejandro Ramirez 
von „Marcha Patrotica“. Die 2012 ge¬ 
gründete Bewegung ist antiimperialis¬ 
tisch, antikapitalistisch, sozialistisch, 
patriotisch und bolivarianisch. Ramirez 
forderte demokratische Reformen. Es 
müsse für die Opposition Sicherheits¬ 
garantien vor Mordanschlägen geben. 
Eine Agrarreform habe Priorität. Der 
Staat hat in den Übergangszonen, in 
denen sich die demobilisierten Gueril¬ 
leros sammeln, noch nicht einmal die 
logistischen Voraussetzungen geschaf¬ 
fen. Auch die Amnestie Tausender po¬ 
litischer Gefangener lasse noch auf 
sich warten. Der „Paramilitarismus als 


Staatspolitik“ bleibe bestehen, wie die 
Dutzenden Morde in jüngster Zeit be¬ 
legen. Ramirez wies auf zwei wichtige 
Daten hin: den Kongress der Kolumbi¬ 
anischen KP sowie den ersten Kongress 
der FARC als Partei, der im Mai statt¬ 
finden wird. 

Eliecer Jimenez sprach für die ver¬ 
anstaltende Organisation. Er forderte 
vom kolumbianischen Staat die Mög¬ 
lichkeit, aus der Unsichtbarkeit an die 
Öffentlichkeit treten und sich 
als politischen Akteur etablie¬ 
ren zu können. Dafür schlägt 
er vor, dass die mehr als zwei 
Millionen Exilkolumbianer 
zwei Abgeordnete als Stimme 
im Parlament bekommen. Die 
Vertriebenen müssen als Op¬ 
fer anerkannt und entschädigt 
werden. Jimenez erinnerte an 
die „Operaciön Europa“, in der 
Dutzende politisch Verfolgte 
auf europäischem Boden be¬ 
spitzelt wurden. „Der Staat 
will die Rebellen entwaffnen, 
aber wir fürchten, dass dem 
keine sozialen Reformen folgen.“ Für 
die Medien in Kolumbien sei es kein 
Skandal, wenn Menschenrechtler er¬ 
mordet werden oder hunderte Kinder 
auf der Halbinsel Guajira verhungern. 

Video-Grußbotschaften kamen 
von Maite Mola von der Europäischen 
Linkspartei sowie von Javier Couso, 
Europaabgeordneter der spanischen 
Vereinten Linken (IU). Der Komman¬ 
dant der FARC, Timoleön Jimenez, 
wies in seinem Gruß auf die Wichtig¬ 
keit der gesellschaftlichen Akzeptanz 
des Friedensabkommens hin. 

Die Teilnehmer des Treffens ver¬ 
fassten eine Abschlusserklärung. Darin 
äußerten sie ihre Sorge angesichts des 
„fehlenden politischen Willen der Re¬ 
gierung von Juan Manuel Santos“ das 
Friedensabkommen umzusetzen. Sie 
kritisierten Staatsanwalt Nestor Hum- 
berto Martinez wegen seiner Vernebe¬ 
lungsstrategie, die Aufmerksamkeit mit 
Korruptionsskandalen wegzulenken. 
Viel wichtiger sei, die Straflosigkeit ei¬ 
nes „Genozids gegen das kolumbiani¬ 
sche Volk“ zu beenden. Ex-Präsident Al- 
varo Uribe und seine reaktionäre Um¬ 
gebung sehen sie ebenso als Bedrohung 
für den Frieden wie die Paramilitärs. Die 
im Exil lebenden Kolumbianer wollen 
am Friedensprozess teilhaben und ihre 
Rechte durchsetzen. Sie dankten für die 
Unterstützung und internationale Soli¬ 
darität. 

Carmela Negrete 


In Ostafrika droht wieder eine Hun¬ 
gerkatastrophe. In ganz Somalia, Süd- 
ost-Äthiopien und im Nordosten Ke¬ 
nias hat eine anhaltende Dürreperiode 
zu einer weit unterdurchschnittlichen 
Getreideernte geführt, gleichzeitig ist 
durch Wassermangel ein massenhaftes 
Viehsterben zu erwarten. 

Durch den anhaltenden Bürgerkrieg 
im Südsudan ist es für Hilfsorganisatio¬ 
nen immer schwieriger, die dort ebenfalls 
von der Dürre betroffenen notleidenden 
Menschen zu erreichen. Im Jemen ha¬ 
ben Krieg und Dürre dazu geführt, dass 
sieben Millionen Menschen unter Nah¬ 
rungsknappheit leiden. Vorräte sind in¬ 
zwischen weitgehend aufgebraucht. 

Auch große Teile von Burundi, Ru¬ 
anda, Tansania und Uganda sind von 
Nahrungsmittelknappheit betroffen. 
In den letztgenannten Ländern ist dies 
mitverursacht durch die Flüchtlings¬ 
ströme aus den Bürgerkriegsländern 
Burundi und Südsudan. 

Im aktuellen Rundbrief der Hilfsor¬ 
ganisation „medico international“ heißt 
es dazu: „Drei unmittelbare Gründe 
für die aktuelle Krise hier sind zuerst 
zu nennen: Natur, Markt, Gewalt. Es 
herrscht seit Monaten Dürre und Tro¬ 
ckenheit. Bis zu 90 Prozent der Vieh¬ 
bestände sind bereits tot. Nomaden 
kommen in die Städte, auf der Suche 
nach den letzten verbliebenen Grün¬ 
streifen. Und während sie für ihre teils 
notgeschlachteten Tiere auf den Märk¬ 
ten keinen Preis mehr erzielen, steigen 
die Kosten für die zum Leben benötig¬ 
ten Nahrungsmittel. Dazu kommen be¬ 


waffnete Auseinandersetzungen, die ein 
systematisches Bewirtschaften von Fel¬ 
dern häufig unmöglich machen. Laut ei¬ 
nem Spendenaufruf der Vereinten Na¬ 
tionen werden 24 Millionen US-Dollar 
allein für die Soforthilfe in Somalia be¬ 
nötigt. Davon sind bislang 0,4 Prozent 
finanziert.“ 


„medico international“ verweist 
auf die Verantwortung der Industrie¬ 
länder: „Zum Beispiel: Wasser. In 
Somalia stehen einer Familie derzeit 
nicht mehr als drei Liter davon pro 
Tag zur Verfügung. In Deutschland 
verbraucht eine Einzelperson rund 
120 Liter. Berechnet man den „virtu¬ 
ellen Wasserverbrauch“, also die Men¬ 
ge des Wassers, das benötigt wird, um 
all die Produkte des täglichen Bedarfs 
herzustellen, verbraucht jede und jeder 
Deutsche rund 5000 Liter am Tag. An 
weiteren Beispielen mangelt es nicht. 
Der globale Norden importiert fossile 
Energie zum großen Teil aus dem Sü¬ 
den und treibt damit den Klimawan¬ 
del an. Dessen Folgen wiederum spü¬ 
ren die Menschen in den Ländern des 
Südens als Erste. Das Zeitalter der so¬ 
zialen Netzwerke verlangt nach selte¬ 
nen Erden, wie z.B. Coltan, die unter 
extrem gesundheits- und umweltge¬ 
fährdenden Bedingungen gewonnen 
werden. Auf den Müllbergen des Sü¬ 
dens versuchen Kinder dann die noch 
verwertbaren Teile aus dem Elektro¬ 
nikschrott wieder heraus zu holen. 

Dieser tägliche Wahnsinn, der al¬ 
len bekannt ist, die davon wissen wol¬ 
len, ist weltweit zur Normalität gewor¬ 
den. Nicht zuletzt der ehemalige UN- 
Sonderberichterstatter für das Recht 
auf Nahrung, Jean Ziegler, macht seit 
Jahren auf die mörderischen Folgen 
unseres Wirtschaftssystems aufmerk¬ 
sam. Es gibt einerseits also eine reale, 
gesellschaftlich auch anerkannte Zu¬ 
nahme von Krisenphänomenen und 


Widersprüchen. Auf der anderen Seite 
sind aber die gesellschaftspolitischen 
Maßnahmen offensichtlich seit Jahr¬ 
zehnten nicht in der Lage, an diesen 
Krisen und Prozessen der sozialen 
Ausschließung und Vernutzung na¬ 
türlicher Ressourcen wirklich etwas 
zu ändern.“ 



Diese Frauen in Somalia haben es bis zu einem Hilfszentrum geschafft. 



Die Rechten drohen mit Bürgerkrieg 

ln Südkorea stehen die demokratische und die Friedensbewegung weiterhin vor schweren Aufgaben - Rechtsextremisten sind 
paramilitärisch organisiert 


Zweite Herausforderung für die süd¬ 
koreanische Protestbewegung ist das 
Problem der Zerstörung demokra¬ 
tischer Rechte. Mainstream-Medien 
stellen zwar das Verfassungsgericht als 
„Hüter der Demokratie“ dar, die Ver¬ 
fassungsrichter haben in ihrer Urteils¬ 
begründung die Verletzung demokrati¬ 
scher Rechte durch die Park-Regierung 
jedoch an keiner Stelle angesprochen. 

Die Proteste gegen die Park-Re¬ 
gierung werden als demokratische Re¬ 
volution gewertet. Dennoch bleibt die 
Menschenrechtslage in Südkorea un¬ 
verändert. Obwohl die Tochter des ehe¬ 
maligen Militärdiktators aus dem Prä¬ 
sidentenamt gejagt worden ist, ist der 
Gewerkschafter Han Sang-Gyun, der 
Massendemonstrationen gegen Parks ar¬ 
beiterfeindliche Politik organisiert hatte, 
noch in Haft. Der frühere Stabschef des 
Präsidialamts, Kim Ki-Choon, der den 
Plan für das Verbotsverfahren gegen die 
Vereinte Progressive Partei (UPP) ge¬ 
schmiedet hatte, wurde zwar festgenom- 


Vor einer Woche ging es in einem 
Beitrag unseres Südkorea-Korre¬ 
spondenten Hohyun Choi um die 
wachsende Kriegsgefahr, mit der 
die Protestbewegung Südkoreas 
nach der Absetzung von Präsiden¬ 
tin Park Geun-hye konfrontiert ist. 
Heute befasst er sich mit weiteren 
Herausforderungen für die demo¬ 
kratischen Kräfte des Landes. 

men, aber immer noch sind seit 2013der 
Abgeordnete der UPP Lee Seok-Ki, der 
am hartnäckigsten gegen die Kriegspo¬ 
litik Parks protestiert hatte, und weite¬ 
re Funktionäre der UPP im Gefängnis. 
Außerdem ist ein Initiator einer linken 
Internetbibliothek, die „rote Publikatio¬ 
nen“ wie Werke von Marx und Lenin ins 
Netz gestellt hatte, in Isolationshaft. Ins¬ 
gesamt mehr als 50 Friedensaktivisten, 
Gewerkschafter und linke Politiker, die 
unter Parks Regierung aus politischen 
Gründen festgenommen wurden, sitzen 


noch im Gefängnis. Es ist erste Aufgabe 
der Protestbewegung, diese politischen 
Gefangenen zu befreien. 

Die dritte Herausforderung für die 
demokratische Bewegung ist der Auf¬ 
stieg der Rechtsextremisten. Seit der 
Amtsenthebung radikalisieren sich die 
traditionellen Rechtskräfte, unter ihnen 
die Anhänger Parks. Sie erkennen die 
Gültigkeit des Verfassungsgerichtsur¬ 
teils nicht an und protestieren gegen die 
Absetzung Parks. Sie hegen sogar Miss¬ 
trauen gegen die konservativen Partei¬ 
en und sind dabei, eine neue ultrarechte 
Partei zu gründen. 

Ein gefährliches Phänomen ist, dass 
Rechtsextremisten in Südkorea parami¬ 
litärisch organisiert sind. Ein Prozess¬ 
vertreter Parks erklärte vor dem Urteil: 
„Wenn Präsidentin Park entmachtet 
wird, wird ein Bürgerkrieg ausbrechen, 
Blut auf der Straße vergossen“. Zur 
Führung dieser rechtsextremen Grup¬ 
pen gehören viele Ex-Generale. Sie for¬ 
dern bei Kundgebungen öffentlich die 


Erklärung des Ausnahmezustands und 
das Einschreiten des Militärs. 

Der Rechtsextremismus in Südkorea 
ist von der Propaganda gegen Nordko¬ 
rea und Linke geprägt. Bemerkenswert 
ist, dass die südkoreanischen Rechts¬ 
extremisten die USA anbeten: Sie sind 
überzeugt, von den USA vor der Er¬ 
oberung durch Kommunisten oder Lin¬ 
ke geschützt zu werden und schwenken 
deshalb bei ihren Kundgebungen Ster¬ 
nenbanner und rufen „We loveTrump!“ 
Auf Demonstrationen gegen die Statio¬ 
nierung des Raketensystems THAAD 
reagieren sie mit Hysterie. Der Auf¬ 
stieg der Rechtsextremisten ist sympto¬ 
matisch für die Krise des bürgerlichen 
Demokratiesystems und die Krise des 
Kapitalismus. Den Aufstieg des Rechts¬ 
extremismus zu verhindern ist wie in 
Europa, so auch in Südkorea, dringen¬ 
de Aufgabe der Protestbewegung. 

Südkorea steht jetzt vor einem his¬ 
torischen Wendepunkt. Die nächste 
Kampfarena ist der Wahlkampf um 


die am 9. Mai stattfindende Präsiden¬ 
tenwahl. Es ist wahrscheinlich, dass der 
Kandidat der liberalen Minju-tonghap- 
Partei, Moon Jae-In, gewählt wird. Zum 
einen verspricht er, er werde die demo¬ 
kratische Revolution fortsetzen. Zum 
anderen distanziert er sich von der For¬ 
derung nach Freilassung der politischen 
Gefangenen. Er inszeniert sich zwar 
als Vertreter der Entspannungspolitik, 
aber unternimmt nichts gegen die Sta¬ 
tionierung des Raketenabwehrsystems 
THAAD: es sei nicht möglich, ein Ab¬ 
kommen mit den USA zu brechen. 

Die einzige Kraft, welche die de¬ 
mokratische Revolution weiterführen 
kann, ist die demokratische Bewegung. 
Am vergangenen Samstag gab es erneut 
Proteste gegen die Stationierung von 
THAAD. Friedensaktivisten und linke 
Kräfte mobilisieren weiter gegen die 
Kriegstreiberei des US-Imperialismus. 
Die Zukunft der koreanischen Halbin¬ 
sel liegt in den Händen der Protestbe¬ 
wegung. Hohyun Choi 
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Mauer mit Tor in Bethlehem 

Foto: Ralf Roletschek / Roletschek.at 


Grafik: www.palaestina-portal.eu 


Israel 

E rstmals ist Israel in einem offiziellen 
Dokument der UNO als Apartheid- 
Regime bezeichnet worden. In ei¬ 
nem Bericht der UNO-Wirtschafts- und 
Sozialkommission für Westasien (ESC- 
WA) unter Leitung der UNO-Exeku- 
tivsekretärin und früheren jordanischen 
Ministerin Rima Khalaf wird wörtlich 
festgestellt, „dass Israel sich einer Politik 
und Praxis schuldig gemacht hat, die den 
Tatbestand des Verbrechens der Apart¬ 
heid erfüllen, wie er in juristischen Do¬ 
kumenten des internationalen Rechts 
definiert ist“ 

Autoren des am 15. März veröffent¬ 
lichten Berichts waren zwei US-ameri¬ 
kanische Experten, der emeritierte Völ¬ 
kerrechtsprofessor Richard Falk von 
der Princeton-University und die Poli¬ 
tikwissenschaftlerin Virginia Tilley von 
der Universität Illinois. Die Empörung 
der Rechten in Israel und den USA war 
riesig. Unter deren massivem Druck hat 
sich der neue UNO-Generalsekretär, der 
frühere Chef der portugiesischen „Sozi¬ 
alisten“, Antonio Guterres, umgehend 
davon distanziert und auf Löschung 
des Reports aus dem Dokumentenver- 
zeichnis der UNO-Kommission bestan¬ 
den. Dies wiederum hatte am 17. März 
als Protest gegen die ausgeübte Zensur 
den Rücktritt des UNO-Sekretariatsmit- 
glieds Rima Khalaf zur Folge. 

Die in dem Bericht angeführten Tat¬ 
sachen über die Benachteiligung und 
Diskriminierung der in Israel lebenden 
Araber aus rassistischen Gründen sind 
damit allerdings nicht wieder aus der 
Welt geschafft. 

Wie zur Bestätigung hat der rechts¬ 
extreme israelische Verteidigungsmi¬ 
nister Avigdor Liberman fast zeitgleich 
für ein „Arrangement“ geworben, wo¬ 
nach den in Israel lebenden Arabern 
(rund 20 % der Bevölkerung) statt der 
israelischen die palästinensische Staats¬ 
bürgerschaft verliehen werden soll. Sie 
sollen also in ihrem eigenen Land, in 
dem sie und ihre Familien seit Langem 
leben, zu Ausländern gemacht werden, 
die dort kein Wahlrecht mehr hätten. 
Zugleich plädierte Liberman für die 
Zwangsumsiedlung von in Israel leben¬ 
den Arabern in die von Israel noch im¬ 
mer militärisch besetzten Palästinenser¬ 
gebiete der „Westbank“, gewissermaßen 
als „Gegenleistung“ für die baldige Ein¬ 
verleibung der vielen dort völkerrechts¬ 


widrig errichteten israelischen Siedlun¬ 
gen in das israelische Staatsgebiet. Das 
ist Apartheid-Politik pur. 

Der Apartheid-Politik nach innen 
entspricht die massive Ausweitung des 
israelischen Siedlungsbaus im palästi¬ 
nensischen Westjordanland. Seitdem 
Trump bei seinem Treff mit Netanjahu 
am 15. Februar in Washington erklärt 
hat, dass die USA nicht mehr unbedingt 
auf einer „Zwei-Staaten-Lösung“ beste¬ 
hen, fühlen sich die israelischen Rechten 
und Rechtsextremisten enorm ermun¬ 
tert, ihre Expansionsziele weit stärker 
als bisher offen zu verkünden. 

Waren bisher nur Minister der ex¬ 
tremistischen Siedlerpartei „Jüdisches 
Heim“ in der Netanjahu-Regierung of¬ 
fen gegen die Zwei-Staaten-Lösung auf¬ 
getreten, so verkünden jetzt Politiker aus 
Netanjahus eigener „Likud“-Partei wie 
der Knesseth-Abgeordnete Miki Zohar 
ebenso: „Die Zwei-Staaten-Lösung ist 
tot“. Was bleibe, sei „eine Ein-Staaten- 
Lösung mit den Arabern“, (d.h. die An¬ 
nexion des gesamten Westjordangebiets 
in ein zum „jüdischen Staat“ erklärten 
Israel). Dabei dürften die Palästinenser 
laut Zohar aber kein volles Staatsbür¬ 
gerrecht haben, weil sie sonst in diesem 
Staat auch das Wahlrecht hätten. Dann 
würden nämlich die Palästinenser in 
dem neuen Staat die Wählermehrheit 
stellen, während die Israelis jüdischer 
Abstammung zahlenmäßig in der Min¬ 
derheit wären. 

Es liegt auf der Hand, dass von den 
Apartheid- und Expansionsbestre¬ 
bungen der israelischen Rechten und 
Rechtsextremisten mit Rückendeckung 
der USA eine enorme Gefahr nicht nur 
für eine Friedensregelung im Nahen Os¬ 
ten, sondern insgesamt für den Weltfrie¬ 
den ausgeht. Die wirkungsvollste Ant¬ 
wort darauf wäre, wenn gerade jetzt der 
Staat Palästina, der bereits von 136 Staa¬ 
ten völkerrechtlich anerkannt ist, von al¬ 
len Staaten der Welt anerkannt und als 
Vollmitglied in die UNO aufgenommen 
würde, vor allem von den EU-Staaten 
einschließlich Deutschlands. Es ist also 
an der Zeit, gerade jetzt diese Forderung 
verstärkt an den neugewählten Bundes¬ 
präsidenten Steinmeier, Kanzlerin Mer¬ 
kel und Außenminister Gabriel sowie 
alle übrigen Verantwortlichen des so¬ 
genannten „freien Westens“ zu richten. 

Georg Polikeit 


Krieg von 1948 


Oslo Abkommen 
Isr. 78% Pal. 22% 


1987-2015 


Jüdischer & palästinensischer 
Landbesitz 
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1938: LKWs mit Siedlern und Baumaterial im Kibbuz Alomin 


Foto: KLUGER ZULTAN / Government Press Office / flickr.com / CC BY-NC-SA 2.0 
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1948: Aus ihrem Dorf in Galiläa fliehende Palästinenser 

Foto: ELDAN DAVID / Government Press Office / flickr.com / CC BY-NC-SA 2.0 


Der Verlust palästinensischen Landes (Vertreibung - Nakba) 
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Lucas Zeise zur bevorstehenden Grundgesetzänderung 

Mit Lügen zur Privatisierung 


E nde des Monats wird eine weite¬ 
re Änderung des Grundgesetzes 
über die Bühne gehen. Dafür sind 
Große Koalitionen ja da: das Staatswe¬ 
sen auch juristisch an den Bedarf der 
Konzerne und Banken anzupassen. Die 
letzte große Änderung des Grundge¬ 
setzes bestand in der Etablierung der 
Schuldenbremse auf allen Staatsebe¬ 
nen. Der Zweck wurde erfüllt: Ge¬ 
meinden und Länder wurden noch ab¬ 
hängiger von den Zuweisungen und 
Weisungen des Bundes gemacht. Das 
Fatale daran: Große Teile der Bevölke¬ 
rung glauben, dass eine gesetzliche Be¬ 
stimmung zur Begrenzung der Staats¬ 
schulden gut oder unvermeidbar ist. 
Die Schuldenbremse wird vermutlich 
erst dann massenhaft übertreten und 
vielleicht abgeschafft, wenn sie sich - in 
der nächsten Krise zum Beispiel - als 
nachteilig für die Interessen des Groß¬ 
kapitals erweist. 

Die jetzt anstehende Grundgesetz¬ 
änderung soll den Bund-Länder-Fi- 
nanzausgleich neu regeln. Weil Länder 


und Gemeinden in mehreren Schüben 
Steuerquellen entzogen worden waren 
und weil sie - dank der Schuldenbremse 
- keinen Verschuldungsspielraum mehr 
hatten, lief eine Neuordnung der Fi¬ 
nanzen auf einen größeren Beitrag des 
Bundes zu den Länderbudgets hinaus. 
Zugleich endet der vereinbarte Finanz¬ 
ausgleich zwischen den Ländern im Jahr 
2020. Nach mehreren Verhandlungsrun¬ 
den kam es im Herbst vorigen Jahres 
ziemlich plötzlich zu einer Einigung. Im 
Ergebnis wird der Bund an die 16 Län¬ 
der 9,5 Mrd. Euro jährlich mehr bezah¬ 
len. Die Ausgleichszahlungen zwischen 
den Ländern entfallen. Finanzminister 
Wolfgang Schäuble hatte den Ländern 
mehr geboten, als sie gehofft hatten. 
Dafür aber erkauft sich der Bund von 


den Ländern die Hoheit über den Bau 
von Fernstraßen. 

Dieser Kompetenzzuwachs ist kein 
Selbstzweck. Er dient vielmehr der Pri¬ 
vatisierung des Baus und des Unter¬ 
halts von Fernstraßen. Zusammen mit 
der Grundgesetzänderung soll deshalb 
ein Gesetz verabschiedet werden, das es 
dem Bund ermöglicht, eine privatrecht¬ 
liche Gesellschaft, die „Infrastruktur¬ 
gesellschaft Verkehr“, zu gründen. Sie 
ist der Weisung der Parlamente entzo¬ 
gen und übernimmt die Aufgaben der 
Landesbehörden für den Straßenbau. 
Anders als noch in den 90er Jahren ist 
Privatisierung heute in der Gesellschaft 
ein Schreckenswort. Obwohl die Pres¬ 
se über den Deal zwischen Schäuble 
und den Ländern sehr zurückhaltend, 


fast gar nicht oder verfälscht berichte¬ 
te, ging die Regierung in die Defensive. 
Im Gesetz selbst wurde festgelegt, dass 
die privatrechtliche Gesellschaft und die 
Straßen selber zu 100 Prozent Eigentum 
des Bundes bleiben sollen. Besonders 
der frühere Wirtschaftsminister und 
SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel stell¬ 
te unentwegt klar, dass eine Privatisie¬ 
rung der Fernstraßen „vom Tisch“ und 
mit ihm ohnehin nicht zu machen sei. 

Gabriels Heuchelei in der Angele¬ 
genheit ist beachtlich. Denn sein Wirt¬ 
schaftsministerium hatte vor zweiein¬ 
halb Jahren eine Kommission beauf¬ 
tragt, einen Privatisierungsplan für 
die Fernstraßen auszuarbeiten. Nach 
dessen Drehbuch wurde danach vor¬ 
gegangen. (Nur Schäubles Bestechung 


der Länder war dessen eigene taktische 
Leistung.) Kern des Plans war es nie, 
die Straßen oder die Straßenbauämter 
zu privatisieren. Es geht vielmehr dar¬ 
um, Versicherungen, Banken und ande¬ 
re Finanzkonzerne Straßenbauprojekte 
finanzieren zu lassen. Sie können ent¬ 
weder Kredit hochverzinslich zur Ver¬ 
fügung stellen und/oder per Maut die 
Autofahrer zur Kasse bitten. So funkti¬ 
onieren schließlich die ÖPP (öffentlich¬ 
private Partnerschaften), die sich für 
Staat und Bürger als teuer und schäd¬ 
lich herausgestellt haben. 

30 000 Unterschriften hat mitt¬ 
lerweile ein vor drei Wochen begon¬ 
nene Aufruf gegen das ÖPP-Projekt. 
Ungeachtet dessen schworen sich die 
SPD-Oberen am Rande des Inthroni- 
sierungsparteitags für Martin Schulz 
darauf ein, die Änderung des Grund¬ 
gesetzes mit CDU/CSU im Interesse 
der Finanzkonzerne durchzuziehen. Ein 
Programm für mehr Gerechtigkeit kann 
der tolle Schulz ja danach immer noch 
ausarbeiten. 



Was ist das für eine Stadt, die einst den großen Genossen Martin Schulz zum Bürgermeister hatte? 
Der Eingang zum Rathaus von Würselen (siehe Foto) verrät nicht viel. Umso erstaunlicher, dass der 
bescheidene und heute doch so aufregende Martin solch unspektakulären Provinzverhältnissen ent¬ 
stammt. Heute spricht der künftige Kanzler oft davon, dass er als Bürgermeister der rheinischen Stadt 
all das gelernt habe, worauf es in der Politik ankommt, weil sich die Bürger mit ihren sprichwörtlichen 
„Sorgen und Nöten“ immer zuerst an die Kommunalpolitiker vor Ort wenden. Was Schulz daraus 
gemacht hat, müsste jetzt folgen. Erwähnt werden soll hier nur, dass sich ein in Schulz' Bürgermeis¬ 
terzeit als ÖPP finanziertes Spaßbad als große Belastung für die Kommunalfinanzen erwiesen hat. Ob 
Schulz etwas gelernt hat? Sein Verhalten als Sprecher des EU-Parlaments spricht dagegen. 


Nina Hager zu 8o Jahre Egon Krenz 

Sozialismus bleibt Zukunft 


Gewinner sind Verlierer 

Mark Rutte wird nach 6 Punkten Verlust zum triumphalen Sieger der 
niederländischen Parlamentswahl ausgerufen • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Holland und das Wahlergebnis: eine 
verkehrte Welt oder Triumph des „Post¬ 
faktischen“ So sollte man meinen. Mit 
einem Verlust von acht seiner bisher 41 
Parlamentssitze wird der bisherige nie¬ 



derländische Ministerpräsidenten Mark 
Rutte als geradezu „triumphaler“ Sie¬ 
ger der Parlamentswahl gefeiert. Dabei 
sackte Rüttes „VVD“ von 27 Prozent 
auf 21,3 Prozent ab. Bei jeder anderen 
Wahl würde dann von einer „krachen¬ 
den Niederlage“ gesprochen werden. 

Der „Sieger“ - offenbar selbst über¬ 
rascht von seinem „Erfolg“ und dem 
Triumphgeschrei seiner Anhänger - 
erinnert mich eher an einen der zahl¬ 
reichen humpelnden, grün und blau 
geprügelten römischen Legionäre aus 
den Asterix-Obelix-Geschichten, der 
nach Verlust der meisten seiner Zäh¬ 
ne seinem Centurio nur noch zulispeln 
kann: „Caesar kann stolz auf uns sein. 


Die beiden Gallier werden Rom jetzt in 
Ruhe lassen!“ 

„Vae victis“ („Wehe den Besieg¬ 
ten“) so hat mein Beinahe-Namens- 
vetter, der gallische Heerführer „Bren- 
nus“, nach dem Sieg über die römischen 
Truppen an der „Allia“ im Jahre 387 
den unterlegenen Tribun Quintus Sul- 
picius Longus ruppig angeraunzt. Der 
Verlierer hatte sich über das zu hohe 
Lösegeld von 1000 Pfund Gold be¬ 
schwert und Brennus vorgeworfen, dass 
der beim Auswiegen falsche Gewichte 
benutzt habe. Und was machte mein 
„Urahn“? Er wirft zusätzlich noch sein 
Schwert auf die Waage. „Vae victis!“ So 
was nennt man wohl „Machtpolitik“. 

Rutte, dem geschlagenen Sieger, 
müsste man zurufen „Vae Victoribus! - 
Wehe solchen Siegern. Das gilt aber 
nicht in erster Linie für Rutte als Per¬ 
son, der jetzt Zusehen musste, wie sein 
Hauptpartner, die niederländischen So¬ 
zis von der Partei der Arbeit, faktisch 
ausgelöscht wurden. Mein „Vae Victo¬ 
ribus!“ gilt vor allem dem Teil seiner 
Wähler, die meinten mit der Wahl des 
kleineren Übels „das Schlimmste“ ver¬ 
hindert zu haben: den EU-Austritt auch 
noch der Niederlande. Der schwarze 
Tag, den Brennus dem aufstrebenden 
römischen Imperium zugefügt hatte, 
mag den EU-Propagandisten und EU- 
Fans zwar für den Moment erspart ge¬ 
blieben sein. 

Doch ihr Kinderglaube, dass die 
Zerrüttung und die Widersprüche in 
der imperialistischen Konstruktion 
EU damit gestoppt wären, wird keinen 
Bestand haben. Das muss auch denen 
in der BRD in und bei der Partei „Die 
Linke“ zugerufen werden, die jetzt von 


einem „Neustart“ der EU schwärmen. 
Ich bedauere beinahe meinen frühe¬ 
ren politischen Weggefährten aus Stu¬ 
dentenzeiten, Steffen Lehndorff, wenn 
auch er auf seine alten Tage solchen 
Kindermärchen neues Leben einhau¬ 
chen möchte und offenbar ähnlichen 
Tagträumen anhängt wie jetzt (schon 
wieder) Alexis Tsipras. Der schwärmt 
nun plötzlich von einem „Europa der 
vielfältigen Möglichkeiten“. Er scheint 
als ehemaliger „Jungkommunist“ nichts, 
aber auch gar nichts von der Ungleich¬ 
mäßigkeit der Entwicklung im Impe¬ 
rialismus, von den innerimperialisti¬ 
schen Widersprüchen, stärkeren und/ 
oder schwächeren „Kettengliedern“ 
im System des Imperialismus gehört 
oder behalten zu haben. Und nichts von 
der einfachen, aber so klaren Erkennt¬ 
nis Lenins, dass es die ökonomische 
Macht ist, die die Basis der politischen 
Macht darstellt - und nicht der fromme 
Wunsch nach mehr „Gerechtigkeit“ in¬ 
nerhalb der EU. 

„Vae somnambulibus!“ („Wehe den 
Tagträumern!“) möchte ich ihm und an¬ 
deren seiner Gesinnung zurufen. Denn 
zum einen hat die Partei des „Verlie¬ 
rers“ und ehemaligen Parteifreundes 
von Rutte, G. Wilders, mit 13,1 Prozent 
einen Zugewinn von 3 Prozentpunkten 
und ein Plus von 5 Sitzen eingeheimst 
und sieht keinesfalls aus wie ein Ge¬ 
schlagener. Und zum anderen werden 
die eigentlichen Chefs und Bosse der 
EU in Berlin ihr Projekt des „Europas 
der verschiedenen Geschwindigkeiten“ 
dermaßen zügig durchsetzen, dass den 
Millionen Verlierern dieser europäi¬ 
schen Integration noch Hören und Se¬ 
hen vergehen wird. 


Er gilt den bürgerlichen Medien im¬ 
mer noch als „Honeckers Kronprinz“, 
als DDR-Nostalgiker und SED- 
„Betonkopf“ der - unbelehrbar - nach 
wie vor zum Sozialismus stehe. Egon 
Krenz, im Herbst 1989 letzter General¬ 
sekretär der SED, wurde am vergan¬ 
genen Sonntag 80 Jahre alt. In seinem 
Heimatort Ribnitz-Damgarten zwi¬ 
schen Rostock und Stralsund wird er 
diesen Geburtstag aber eher ruhig be¬ 
gangen haben. Wenige Tage zuvor war 
seine Frau Erika, mit der er fast 56 Jah¬ 
re zusammengelebt hatte, gestorben. 

Geboren wurde Egon Krenz am 19. 
März 1937. Mit 16 wurde er Mitglied 
der FDJ, in der er von Anfang an aktiv 
war. 1961 wurde er Sekretär des Zen¬ 
tralrates der FDJ. Seine guten Russisch¬ 
kenntnisse erwarb er sich gewiss auch 
während seines Studiums von 1964 bis 
1967 an der Parteihochschule der KPd¬ 
SU in Moskau. 

Später arbeitete Egon Krenz wie¬ 
der als Sekretär im Zentralrat der FDJ, 
von 1971 bis 1974 war er zugleich Vor¬ 
sitzender der Pionierorganisation. Von 
1974 bis 1983 hatte er die Funktion des 
Ersten Sekretärs des Zentralrates der 
FDJ inne und übernahm zunehmend 
auch Funktionen in der SED, wurde 
Mitglied des Zentralkomitees (1973), 
Mitglied des Politbüros und Sekretär 
des ZK (1983), Stellvertreter des Vor¬ 
sitzenden des Staatsrates. 

Im Herbst 1989, als die SED und 
ihre Führung bereits weitgehend ihre 
Handlungsfähigkeit eingebüßt hatten, 
wurde er am 18. Oktober Nachfolger 
von Erich Honecker als Generalsekre¬ 
tär und wenig später auch als Staats¬ 
ratsvorsitzender. Für viele Mitglieder 
der Partei war das - angesichts der sich 
täglich dramatisch verschlechternden 
Situation - damals eine viel zu späte 
Entscheidung. Handlungsspielräume 
blieben kaum. Doch auch durch sein 
Handeln verhinderte er, dass es im Ok¬ 
tober und November zum Schusswaf¬ 
feneinsatz bei Demonstrationen und 
der Grenzöffnung kam. Die Entwick¬ 
lung war nicht mehr aufzuhalten, als 
am 9. November 1989 die Staatsgren¬ 
zen nach Berlin-West und zur Bundes¬ 
republik geöffnet wurden. 

Am 3. Dezember 1989 trat das Po¬ 
litbüro des ZK der SED geschlossen 
zurück. Ein Arbeitsausschuss wurde 
eingesetzt, der einen Sonderparteitag 
vorbereiten sollte. Egon Krenz gab 
am 6. Dezember auch den Vorsitz des 
Staatsrates ab. Im Januar 1990 legte er 
sein Volkskammermandat nieder. Er 


wurde - wie andere verantwortliche 
Genossen - aus der inzwischen umbe¬ 
nannten SED-PDS unter Gregor Gysi 
ausgeschlossen. 

Nach 1990 wurde er, wie auch vie¬ 
le andere, die in der DDR Funktionen 
übernommen hatten, ausgegrenzt und 
juristisch verfolgt. Als Mitglied des Po¬ 
litbüros und verantwortlicher ZK-Se- 
kretär für Sicherheitsfragen, Jugend, 
Sport, Staats- und Rechtsfragen wurde 
er - gemeinsam mit den früheren Mit¬ 
gliedern des Politbüros Werner Kleiner 
und Günter Schabowski - wegen der To¬ 
desopfer an der Staatsgrenze der DDR 
(laut Anklage „innerdeutsche Grenze“) 
nach Berlin-West und zur BRD ange¬ 
klagt. Die Verfahren gegen weitere Mit¬ 
angeklagte mussten wegen Todes bzw. 
Verhandlungsunfähigkeit eingestellt 
werden. Egon Krenz verteidigte sich vor 
Gericht brillant, wies Vorverurteilungen 
und Geschichtsfälschungen zurück, wies 
nach, dass weder die Anklage noch das 
Gericht Entlastendes zur Kenntnis nah¬ 
men. Mehrfach gab es Beifall von Zu¬ 
hörern, unter ihnen auch immer mehre¬ 
re Mitglieder der DKP, denen prompt 
die richterliche Drohung folgte, den 
Saal räumen zu lassen. Mit Sicherheit 
spielte diese unbeugsame Haltung bei 
der Strafzumessung eine entscheidende 
Rolle: Im August 1997 verurteilte eine 
große Strafkammer des Landgerichts 
Berlin Egon Krenz „wegen Totschlags 
in vier Fällen“ zu einer Freiheitsstrafe 
von sechs Jahren und sechs Monaten. 
Diese musste er Anfang 2000 antreten 
und blieb vier Jahre gefangen. 

Doch beugen ließ er sich nicht. Das 
konnten auch viele Besucherinnen und 
Besucher der Pressefeste der UZ, auf 
denen er an Diskussionsrunden teil¬ 
nahm, feststellen. Noch heute ist er 
aktiv, schreibt Bücher, diskutiert, hält 
Vorträge - demnächst in Minsk. 

In den bürgerlichen Medien wurde 
ihm in den letzten Tagen - soweit sie 
überhaupt Notiz nahmen - angekreidet, 
dass er nach wie vor zum ersten sozia¬ 
listischen Staat auf deutschem Boden, 
zur DDR, steht und die Legitimität des 
Sozialismus verteidigt. Dabei ist er kri¬ 
tisch, sucht er nach Ursachen der Nie¬ 
derlage und Antworten auf die Frage, 
was „ist bewahrenswert am gewesenen 
Sozialismus, und was darf sich nicht 
wiederholen?“: Angekreidet wird ihm, 
dass er sich gegen die Verfälschung der 
Geschichte wendet. Angekreidet wird 
ihm, dass er nach wie vor im Sozialis¬ 
mus die Zukunft sieht. 

Das gerade gefällt uns an Egon. 
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Revolutionen in der Geschichte 

Zu Beate Landefelds Buch „Revolution“ 



Französische Revolution 1789: Sturm auf die Bastille 


D as Buch „Revolution“ erscheint 
innerhalb der vom PapyRossa- 
Verlag herausgegebenen Rei¬ 
he „Basiswissen“ Deren Konzept ist 
es, von fortschrittlichen oder marxis¬ 
tischen Autoren verfasste Einführun¬ 
gen in verschiedene Themengebiete 
zu veröffentlichen. Typisch für „Basis¬ 
wissen“ ist es daher auch, dass es sich 
stets um Büchlein von stark begrenz¬ 
tem Seitenumfang handelt. Im Fall von 
„Revolution“ bedeutete dies, dass Bea¬ 
te Landefeld ihre komplexe Thematik 
auf circa 140 Seiten behandeln musste. 
Zur Bewältigung dieser Aufgabe wähl¬ 
te sie, als Marxistin, einen historischen 
Zugang. 

Auch wenn dies nicht zwingend be¬ 
deuten muss, in der Erzählung einer 
strengen zeitlichen Abfolge zu folgen, 
ist genau dies bei „Revolution“ der Fall. 
Hier nimmt eine Chronologie der Re¬ 
volutionen den größten Teil des Bu¬ 
ches ein. Dies bedeutet nicht weniger, 
als dass sich Landefeld mit insgesamt 
12 000 Jahren Menschheitsgeschichte - 
vom Neolithikum bis zum 20. Jahrhun¬ 
dert - beschäftigt. 

Dass dabei ein großer Teil der Ge¬ 
schichte auf der Strecke bleiben muss, 
will man nicht ganze Bibliotheken fül¬ 
len, ist logisch. Beate Landefeld löst 
dieses Problem, indem sie sich nicht 
in den historischen Details verzettel¬ 
te, sondern die großen geschichtlichen 
Entwicklungslinien nachzeichnete. Der 
Leser soll durch die Lektüre des Bu¬ 
ches in die Lage versetzt werden, his¬ 
torisch erklären zu können, wie sich 
die bürgerliche Gesellschaft, in der wir 
heute leben, aus den ihr vorhergehen¬ 
den Gesellschaftsformationen entwi¬ 
ckelt hat und was sie in ihrem Wesen - 
gemeint ist der Klassenantagonismus, 
der grundlegende Widerspruch zwi¬ 
schen Kapital und Lohnarbeit - aus¬ 
macht. 

Der Revolutionsbegriff 

Allenfalls das erste Kapitel des Bu¬ 
ches widerspricht dem Ansatz ei¬ 
ner historischen Wiedergabe der Ge¬ 
schichte der Revolution, da es sich 
mit dem Begriff der Revolution be¬ 
schäftigt. Was zunächst wie ein Man¬ 
gel an innerem Zusammenhang er¬ 
scheinen mag, ist für das Verständnis 
der Revolutionsgeschichte(n) jedoch 
zwingend notwendig, denn indem Lan¬ 
defeld dem Begriffs Wirrwarr um das 
Thema Revolution beikommt, wird es 
dem Einsteiger in diese Thematik erst 
ermöglicht, die darauf aufbauende Ar¬ 
gumentation nachzuvollziehen. 

Die Autorin definiert im ersten Ka¬ 
pitel - ausgehend von Marx - was aus 


dessen Sicht als Revolution bezeichnet 
werden kann, bleibt dabei allerdings 
nicht stehen, sondern erläutert eben¬ 
so - nunmehr in Anlehnung an En¬ 
gels, Lenin und Gramsci - wann und 
wie es zu Revolutionen kommen kann 
und welche Phasen der Entwicklung 
sie durchlaufen können. Die Autorin 
vermeidet dabei ganz bewusst theore¬ 
tische Über-Komplexität, ohne dabei 
unterfordernd zu werden. Und selbst 
wenn ein Leser mit einem speziellen 
Interesse an der mehr analytischen Be¬ 
handlung der Thematik mit dem recht 
kurzen ersten Kapitel sicherlich nicht 
zufriedenzustellen wäre, ist dies keine 
Schwäche, sondern vielmehr eine Stär¬ 
ke des Werkes. 

Was es noch mehr auszeichnet ist 
aber, dass es nicht nur ein historisches, 
sondern auch ein politisches Buch ist. 
Dies liegt daran, dass die Autorin, in¬ 
dem sie betont, dass Revolutionen 
durch die ausgebeuteten Volksmassen 
selbst durchgeführt werden, ihren Le¬ 
sern ihre eigene (potentielle) Kraft als 
politische Akteure verdeutlicht. „Re¬ 
volution“ soll dazu beitragen, die Mög¬ 
lichkeit zur Veränderung der gesell¬ 
schaftlichen Wirklichkeit deutlich zu 
machen, indem es illustriert, dass der 
Kapitalismus weder gottgegeben noch 
ewig ist, sondern sich selbst historisch 
entwickelte und von den Massen, zu 
denen auch die Leser des Buches ge¬ 
hören, überwunden werden kann. Das 
Mittel hierzu ist, neben den bereits er¬ 
wähnten theoretischen Darstellungen, 
realgeschichtlich nachzuweisen, dass 
die These des Kommunistischen Mani¬ 
feste wonach „Die Geschichte aller bis¬ 
herigen Gesellschaft (...) die Geschich¬ 
te von Klassenkämpfen [ist]“, wahr ist. 

Von der Urgesellschaft 
bis zur Kommune 

Die Chronologie der Revolutionen 
beginnt mit der Transformation der 
Urgesellschaft in die patriarchalische 
Ausbeutergesellschaft des Neolithi¬ 
kums, die durch den Übergang vom 
Nomadentum zum Mehrwert erzeu¬ 
genden Ackerbau, zur Viehzucht und 
zum Handwerk erfolgte. (...) 

Mit dem Ende des vierten Jahr¬ 
tausends vor unserer Zeitrechnung 
entwickelten sich dann die ersten 
Hochkulturen, die auch über eine 
Schriftsprache und besonders fortge¬ 
schrittene urbane Zentren verfügten. 
Aus dem Neolithikum heraus ent¬ 
stand nunmehr, basierend auf dem 
sich herausbildenden Großgrundbe¬ 
sitz und dem bäuerlichen und hand¬ 
werklichen Privateigentum, die Skla¬ 
venhaltergesellschaft der griechischen 


Polis und des römischen Imperiums. 
Die Antike erlebte gleich zweierlei 
Klassenkämpfe, nämlich zwischen 
Sklaven und Freien einerseits, aber 
auch unter den verschiedenen Klas¬ 
sen der Freien. Dazu stellt Beate Lan¬ 
defeld richtigerweise fest, dass es nicht 
die Sklaven sein konnten, die die Skla¬ 
venhaltergesellschaft im Kampf be¬ 
seitigten. Vielmehr war es primär ein 
ökonomischer Grund, der den Unter¬ 
gang einleitete: die Sklaverei rechne¬ 
te sich im Rahmen des Niedergangs 
des Großgrundbesitzes schlicht nicht 
mehr und wurde durch jene halbfreien 
Bauern ersetzt, die sich im Mittelalter 
zu Leibeigenen entwickeln sollten. 

Die nunmehr entstehende feudale 
Produktionsweise entstand „als Syn¬ 
these der sich auflösenden Gentilge¬ 
sellschaft der Germanen mit der sich 
auflösenden Sklavenhalterordnung 
des römischen Reichs“ und basierte 
auf der durch die Leibeigenen aus¬ 
geübten Landwirtschaft. Neben dem 
Land entstanden jedoch auch die mit¬ 
telalterlichen Städte, in denen sich 
Handel und Manufaktur unabhän¬ 
gig von Krone und Kirche entwickeln 
konnten und die Kaufleute und Ma¬ 
nufaktureigentümer hervorbrachten, 
die ihren Einfluss stetig vermehrten. 
Auf dem Lande führten Missernten, 
Hungersnöte und Geldknappheit zu 
verstärkten Auseinandersetzung zwi¬ 
schen Adel und Bauern, da erstere 
versuchten, ihren Lebensstand durch 
höhere Abgaben ihrer Leibeigenen zu 
sichern, was erstmals in Nordfrank¬ 
reich im Jahre 1358 zu einem Bauern¬ 
aufstand führte, welcher allerdings 
niedergeschlagen wurde. 

Im Folgenden verbanden sich die 
ökonomischen Unteressen der Bau¬ 
ern mit einer Rückbesinnung auf das 
Urchristentum zu reformatorischen 
Forderungen und führten zu einem 
Zyklus frühbürgerlicher Revolutio¬ 
nen im 15. und 16. Jahrhundert. Die¬ 
se scheiterten aber, da die objektiven 
Bedingungen für den Untergang des 
Feudalismus noch nicht gegeben wa¬ 
ren. Besonders interessant ist hierbei 
die Geschichte der englischen Revo¬ 
lution des 17. Jahrhunderts. Hier zeigt 
Landefeld auf, dass bereits zu dieser 
Zeit die Vorbedingungen dafür ge¬ 
schaffen wurden, dass England spä¬ 
ter zum Musterland des Kapitalismus 
werden sollte. (...) 

Das Verlags- und Manufakturwe¬ 
sen verwandelte sich in der industriel¬ 
len Revolution dann zur maschinellen 
Produktion. Dies wird von Landefeld 
ebenso behandelt wie die bürgerlichen 
Revolutionen dieser Zeit - von der 


Amerikanischen Revolution bis zum 
Vormärz, wobei inhaltlich besonderes 
Gewicht auf die Französische Revolu¬ 
tion von 1789 gelegt wird, da diese die 
Leitrevolution der Epoche war. 

Oktoberrevolution als 
„Leitrevolution“ 

Etwas unpassend endet dann der dritte 
Teil des Buchs („Die bürgerlichen Re¬ 
volutionen“) mit der Pariser Kommu¬ 
ne von 1871, in der Marx und Engels 
die erste Diktatur des Proletariats in 
der Geschichte der Menschheit sahen. 
Unpassend, da diese zwar den Zyklus 
der klassischen bürgerlichen Revolu¬ 
tionen beendete, zugleich jedoch auch 
die Geburtsstunde der proletarischen 
Revolutionen war, mit denen sich der 
vierte Teil des Buches beschäftigt. An¬ 
dererseits sind auch die im vierten Ka¬ 
pitel behandelten russischen Revolu¬ 
tionen bis zum Februar 1917 und auch 
die deutsche Novemberrevolution 
von 1918/19 (zumindest in ihrer ersten 
Phase) ihrem politischen Inhalt nach 
bürgerliche Revolutionen, allerdings 
solche, die nicht von der Bourgeoisie, 
sondern vom Proletariat und seinen 
Verbündeten durchgeführt wurden. 
Die Oktoberrevolution 1917 nahm da¬ 
bei die Rolle der Leitrevolution für den 
proletarischen Revolutionszyklus ein 
und sollte das Startsignal für die wei¬ 
ter entwickelten kapitalistischen Län¬ 
der sein. 

Zunächst wurden jedoch die ande¬ 
ren proletarischen Revolutionen, vor 
allem die deutsche Revolution, nieder¬ 
geschlagen, sodass das im Bürger- und 
Interventionskrieg siegreiche Sowjet¬ 
russland isoliert blieb. Erst nach dem 
Sieg über den Faschismus 1945 wurde 
diese Isolation durch das Entstehen 
eines sozialistischen Lagers aufgelöst. 
Hierunter zählt - zumindest bis zum 
„Schisma“ zwischen Peking und Mos¬ 
kau - auch die von Landefeld ausführ¬ 
lich behandelte chinesische Revoluti¬ 
on, die zur Gründung der Volksrepu¬ 
blik China unter Mao führte und den 
Klassenkampf der Arbeiter und Bau¬ 
ern mit dem Kampf um die nationale 


Souveränität gegenüber den japani¬ 
schen Invasoren verband. 

Außer der chinesischen Revolution 
werden zwei weitere Revolutionen der 
Nachkriegszeit, nämliche die kubani¬ 
sche und die portugiesische (Nelken-) 
Revolution vorgestellt. (...) 

Das letzte Kapitel beschäftigt 
sich mit der Frage, ob die Revoluti¬ 
on eine Zukunft habe und ist damit 
wiederum - ähnlich dem ersten Teil 
des Buchs - eine mehr theoretische 
Abhandlung. Letztlich kommt Beate 
Landefeld, wie sollte es anders sein, na¬ 
türlich zu dem Schluss, dass die Revo¬ 
lution eine Zukunft hat, da die Klassen¬ 
spaltung und damit der Klassenkampf 
als ihre Grundlagen noch immer exis¬ 
tieren. Allerdings macht sie auch klar, 
dass die Wege zum Sozialismus nicht 
einheitlich, sondern verschieden, wohl 
aber langwierig und widersprüchlich 
sein werden. 

Mit „Revolution“ hat Beate Lan¬ 
defeld einen Band vorgelegt, der tat¬ 
sächlich das benötigte Basiswissen zum 
Verständnis der realen Geschichte als 
einer Geschichte von Klassenkämpfen 
enthält. An manchen Punkten - etwa 
in der Frage des Leninschen Konzepts 
vom Hinüberwachsen der bürgerlich¬ 
demokratischen Etappe der Revoluti¬ 
on in die sozialistische - geht das Büch¬ 
lein sogar recht weit über das Basiswis¬ 
sen hinaus. Daher kann „Revolution“, 
auch wenn es ein Buch für Einsteiger 
ist, auch für Kenner der Thematik inte¬ 
ressant sein (...) Gerrit Brüning 
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Keine Erfindung des Teufels 

Zu Klaus-Rüdiger Mais Biografie „Gutenberg. Der Mann, der die Welt veränderte“ 


Kultursplitter 


Viel Lärm um Nichts 

Vom 23. bis 26. März findet in diesem 
Jahr die Leipziger Buchmesse statt. 
Während die Zahl der Aussteller lang¬ 
sam, aber kontinuierlich sinkt (nur ka¬ 
schiert durch eine sogenannte „Manga 
Convention“), wird das ,Lesefest Leip¬ 
zig liest 6 immer gigantischer. 

Insgesamt rund 3 400 Veranstaltun¬ 
gen auf über 570 verschiedenen Büh¬ 
nen sollen an diesen vier Tagen die 
neuesten deutschsprachigen Werke und 
ihre Autoren vorstellen. Der schlichte 
Dreisatz hilft, um sich bei geschätzten 
250 000 Besuchern der Messetage die 
durchschnittliche Zahl der Interessier¬ 
ten auszurechnen. Dieses Programm 
zeichnet sich bei solchen Größenord¬ 
nungen durch Beliebigkeit aus, das 
Statement des Direktors der Messe 
Oliver Zille „die Leipziger Buchmesse 
ist seit jeher ein Ort der politischen De¬ 
batten“, noch nie war die Notwendigkeit 
und das Bedürfnis der Öffentlichkeit so 
groß, sich über unsere gesellschaftliche 
Gegenwart und Zukunft auszutauschen 
wie in diesem Jahr“, ist nur noch aufge¬ 
blasenes Marketinggeschwätz. 

Das diesjährige Gastland ist Litau¬ 
en mit rund 60 Veranstaltungen. Voller 
Stolz wird man ganze 26 Neuerschei¬ 
nungen präsentieren und in einer Rei¬ 
he von Debatten Begründungen dafür 
abliefern, warum dieses Land sich der 
EU und den „westlichen Werten“ dar¬ 
gebracht hat. Dazu gehört z.B. auch ein 
so schönes Thema wie „Chiffren, My¬ 
then und Schweigen in sowjet-litaui¬ 
scher und DDR-Literatur“. 

Innovationen 

Reden die Herrschenden von Fort¬ 
schritt, geht es meistens um technische 
Neuerungen oder Steigerungen ökono¬ 
mischer Kennzahlen. Immer wichtiger 
werden jedoch nichttechnische Innova¬ 
tionen - ein Kernmerkmal der Kultur- 
und Kreativwirtschaft. Darum geht es in 
einem Forum Neue Perspektiven: Inno¬ 
vation in und mit der Kultur- und Krea- 
tivwirtschaft am 29. März in Darmstadt. 

Aus der Einladung: „Wir nähern uns 
dem Innovationsbegriff aus verschiede¬ 
nen Perspektiven und diskutieren Wirk¬ 
samkeit, Wahrnehmung und Chancen in 
Hinsicht auf den Input und die Potenzia¬ 
le der Kultur- und Kreativwirtschaft. Die 
Veranstaltung richtet sich an Menschen, 
die an der Schnittstelle zur oder in der 
Kultur- und Kreativwirtschaft arbeiten.“ 

Man will diesen Anspruch einlösen 
in gut zwei Stunden, womit klar ist, dass 
die Macher nur etwas Schminke brau¬ 
chen, um ihre Absichten hübsch zu ma¬ 
chen. 

Den Auftrag der Ministerien (BMWi 
und Staatsministerin für Kultur) für 
eine umfangreiche Studie, diese Veran¬ 
staltung und die weitere Begleitung des 
Projekts erhielt die Firma Technopo- 
lis Deutschland GmbH, ein klassischer 
„Think Tank“ zwischen Industrie und 
Politik. 

Der Fokus dieser Studie liegt auf 
Aspekten der Innovationsförderung, 
wie sie vom Auftraggeber dieser Stu¬ 
die gewünscht wird. Sie impliziert,dass 
eine gewisse Marktorientierung des In¬ 
novationsprojektes gegeben sein muss, 
um als Empfänger eine Förderung im 
Bereich Innovationsförderung erhalten 
zu können. Schließlich wurden gemein¬ 
wohlorientierte Innovationen für diese 
Studie nicht in den Fokus genommen, 
wenngleich sie allgemein (etwa in sozi¬ 
alpolitischen Kontexten) durchaus för¬ 
derwürdig sein können. Allerdings kön¬ 
nen auch mit primär marktorientierten 
Innovationen Verbesserungen „sozia¬ 
ler Art“ verbunden sein. Analysen von 
Anreizmechanismen sowie systemische 
Grundbedingungen für ein dynamisches 
(nichttechnisches) Innovationsgesche¬ 
hen stehen im Vordergrund. Diese sind 
vor allem im Kontext von markt-orien- 
tierten Innovationen relevant. So sind 
z.B. Überlegungen zur Aneignung von 
Innovationsrenditen im Kontext von ge¬ 
meinwohlorientierten Innovationen kei¬ 
ne adäquate Herangehensweise. 

Mit diesem Schwall will eigentlich 
nur eines gesagt werden: Uns interes¬ 
siert nicht, was die soziale und kultu¬ 
relle Situation der Bevölkerung verbes¬ 
sern könnte, uns interessieren Renditen. 

Herbert Becker 


D ie Welt sieht seit Johannes Guten¬ 
bergs Erfindung anders aus. Der 
Titel von Klaus-Rüdiger Mais Bio¬ 
grafie „Gutenberg. Der Mann, der die 
Welt veränderte“ ist nicht zu bezweifeln. 
Dann aber drängen sich zwei Fragen auf: 
Wer war dieser Gutenberg, der eigent¬ 
lich Johannes Gensfleisch hieß und Hen¬ 
ne zur Laden genannt wurde? Wie kam 
es zu dieser Erfindung des Buchdrucks 
mit beweglichen Lettern, die solche Wir¬ 
kungen hatte, und waren nur diese Let¬ 
tern wichtig? 

Für Klaus-Rüdiger Mai war es ge¬ 
radezu zwingend, nach seinen Büchern 
über Albrecht Dürer, Martin Luther 
und Johann Sebastian Bach sich Johan¬ 
nes Gutenberg (um 1400-1468) zuzu¬ 
wenden, um jenes Instrument des Buch¬ 
drucks einzubringen, ohne das es den 
Bruch mit dem Spätmittelalter, die Re¬ 
formation und die Neuzeit in der uns 
bekannten Form, demnach die Moder¬ 
ne, nicht gegeben hätte. Mit Gutenberg 
entstand eine neue Form der Kommuni¬ 
kation, des geistigen Austauschs, die es 
vielen Menschen ermöglichte - unab¬ 
hängig von Stand und Besitz - an die¬ 
sem geistigen Austausch teilzunehmen, 
sich zu informieren und selbst Beiträ¬ 
ge einzubringen. Gutenberg hatte der 
Menschheit „eine neue Welt eröffnet, 
ein Universum des Wissens“ (299). Dass 
sich außerdem mit ihm ohne gesicherte 
Nation ein Nationalbewusstsein entwi¬ 
ckelte, ist nicht zu leugnen, auch wenn 
das wenig Qualität zum Mythos hat, der 
daraus dennoch geworden ist. Doch wäre 
es nicht Gutenberg gewesen, würde man 
heute einen anderen Namen als Erfinder 
nennen; die Zeit war reif. Der Verfasser 
geht dem gründlich nach. 

Dabei musste er eine Schwierigkeit 
meistern: Über Gutenberg, besonders 
seine biografischen Anfänge, ist kaum et¬ 
was Genaues vorhanden; Klaus-Rüdiger 
Mai konnte sich nur „auf wenige Daten 
stützen“ (48). Es ist auch kein authen¬ 
tisches Bild des Erfinders überliefert. 
Vermutungen sind alles. Mai machte aus 
der Not eine Tugend: Wenn schon wenig 
über den Menschen Gutenberg vorhan- 


Als Anfang diesen Jahres Ulrike Draes- 
ner (zuletzt: „Nibelungen. Heimsu¬ 
chung“, Reclam 2016) ihre Dozentur 
für Poetik an der Goethe-Universität 
in Frankfurt am Main antrat, da reih¬ 
te sie sich ein in eine Ahnenfolge der 
deutschsprachigen Literaturprominenz, 
angefangen mit der Österreicherin Inge- 
borg Bachmann, über Böll, Dürrenmatt, 
Kirsch und wie sie alle heißen und ge¬ 
nannt werden sollten, wenn wir uns hier 
nicht auf ein paar klangvolle Namen be¬ 
schränken müssten. 

Zu dieser Runde gehört seit 2015 
auch Clemens Meyer. Kein schillernder 
Name, aber einer, der oft fällt, wenn es 
um junge deutschsprachige Literatur 
geht. Der Leipziger, 1977 in Halle (Saa¬ 
le) geboren, war vergangenes Jahr Stadt¬ 
schreiber in Mainz. Sein Debütroman 
„Als wir träumten“ (S. Fischer, 2006) 
wurde mit Merlin Rose in der Hauptrol¬ 
le für die deutschen Kinos adaptiert. 

Mit Filmen hat es Clemens Meyer. 
Das legt der Titel seiner Poetikvorlesung 
„Der Untergang der Äkschn-GmbH“ 
schon nahe. Denn an wen denkt man, 
wenn man liest, wie das englische Wort 
„Action“ Nicht-Muttersprachlern über 
die Lippen kommt, wenn nicht an Ar¬ 
nold Schwarzenegger? So erzählt Meyer 
von VHS-Kassetten, die er trotz Jugend¬ 
schutz auf dem Flohmarkt kaufte. Dar¬ 
unter Filme des Edel-B-Movie-Machers 
John Carpenter und Softpornos mit viel 
Handlung. „Rausch der Filme, die sich 
mit Literatur vermischten“, heißt es im 
Band zur Vorlesungsreihe, die zwei Stan¬ 
dards für Poetiken erfüllt: Sie ist an vie¬ 
len Stellen übertrieben kryptisch und al¬ 
bern assoziativ und sie fährt eine Parade 
der Vorbilder auf. 


den ist, dann wird seine Zeit so genau 
wie möglich mit all ihren Widersprü¬ 
chen, politischen und sozialen Gegen¬ 
sätzen beschrieben, um zu entwickeln, 
welche Verhältnisse die Voraussetzung 
für die Erfindung schaffen konnten. Be¬ 
sonders im ersten Drittel werden statt 
biografischer Details soziologische Ent¬ 
wicklungen beschrieben, aus denen eine 
mögliche Biografie Gutenbergs erschlos¬ 
sen werden kann. Für den Autor wurde 
es „das Abenteuer der biographischen 
Reise“ (9) mit Folgen. Um sein Ziel zu 
erreichen, wiederholte er grundlegende 
historische Bedingungen mehrfach bzw. 
beschrieb sie aus verschiedenen Perspek¬ 
tiven. Wiederholungen gehören zur Dar¬ 
stellungsmethode. Bei diesem Verfahren 
war es logisch, dass die sozialen, politi¬ 
schen und wirtschaftlichen Gegensätze 
zwischen Hochadel und Patriziern, Pa¬ 
triziern als einer Art Stadtadel und den 
handwerklichen Zünften sorgfältig ana¬ 
lysiert wurden und daraus die Ansprüche 
an eine neu entstehende gesellschaftliche 
Ordnung ebenso wie an eine neue Art 
der Kommunikation abgeleitet wurden, 
die sich in vielen Orten parallel entwi¬ 
ckelte und in der Buchdruckerkunst ein 
wesentliches Instrument fand. Einer der 
entscheidenden Punkte war dabei der 
Bedeutungsverlust der Patrizier, die ihr 
Machtmonopol endgültig verloren, und 
der Machtzugewinn der Zünfte, die auch 
von Patriziern „Abgaben und Steuern“ 
(53) forderten; die Erfindung wurde von 
grundlegenden sozialen Veränderungen 
begleitet und weist den Erfinder als mo¬ 
dernen Menschen aus, dem Technologien 
und Produktionsprozesse wesentlich für 
die gesellschaftliche Entwicklung sind. 

Deutlich macht der Autor, wie Gu¬ 
tenbergs Wille, möglichst viele Texte für 
möglichst viele Menschen zu vervielfäl¬ 
tigen, die Souveränität des Individuums 
ausbildete und stärkte, das als gebilde¬ 
tes und sich unabhängig informierendes 
Wesen den gesellschaftlichen Prozess 
beeinflussen konnte. Bis zum 14. Jahr¬ 
hundert hatte es keine Bedeutung in der 
durch Hierarchien gegliederten Welt und 
das Wissen war nur wenigen zugänglich. 


Für Meyer sind es DDR-Autorinnen 
wie Brigitte Reimann, Erich Loest oder 
Werner Heiduczek, die sein Schreiben 
prägen und mit denen er sich teils sogar 
privat austauschte. Autoren wie Uwe 
Johnson, „der stille Käpt’n der Äkschn 
GmbH“, die Meyer den Weg zur Litera¬ 
tur wiesen, die bloße Unterhaltung hin¬ 
ter sich lässt. US-Schriftsteller wie Dos 
Passos und dessen Cut-up-Montagetech- 
nik. Hemingway, den er „Papa Hem“ 
nennt und dessen Kriegsberichte Meyer 
animierten, über die sozialen Konflikte 
auf den Straßen Nachwende-Deutsch- 
lands zu schreiben. William Faulkner, 
von dem er nicht nur die Form des Be¬ 
wusstseinsstroms übernommen hat, son¬ 
dern auch, sich mit den Gedanken und 
Gefühlen der Milieus der Unterklassen 
zu beschäftigen, was bürgerliche Prosa 
eigentlich exklusiv den Eliten Vorbehal¬ 
ten hatte. 

Clemens Meyer schreibt über me¬ 
lancholische Arbeiterinnen, verdrosse¬ 
ne kleine Angestellte, Dealer und User, 
Luden und Sexarbeiterinnen. Seine Ro¬ 
mane, wie der vielstimmige, sperrige „Im 
Stein“ (S. Fischer, 2013), sind voll der 
Sorgen und Nöte der Arbeitslosen und 
prekär Beschäftigten. 

Kürzlich ist sein neuer Erzählband 
erschienen: „Die stillen Trabanten“ heißt 
er und jene titelgebenden Trabanten 
sind nicht etwa ausgeschlachtete PKWs 
aus sozialistischer Produktion, sondern 
„diese großen Hochhäuser am Rand der 
Stadt, deren Lichter in der Nacht lang¬ 
sam erloschen, Wohnung für Wohnung, 
Fenster für Fenster“. Sie tauchen wieder 
und wieder auf in den zwölf Storys, die 
zum Beispiel von einem Sicherheitsmann 
handeln, der sich in ein jugoslawisches 


Eine Folge des Buchdrucks war, dass Lu¬ 
ther ein Jahrhundert später in der Lage 
war, die Reformation auszulösen, „deren 
Erfolg zu einem nicht unwesentlichen 
Teil auf den enormen Möglichkeiten der 
Publizität beruhte, die Gutenbergs Erfin¬ 
dung bot“ (80). 

Doch leistete Gutenberg mehr als 
die Erfindung der beweglichen Lettern: 
Er machte daraus und aus anderen mo¬ 
dernen Entwicklungen - das Papier nicht 
mehr als begrenztes Material, sondern 
als alltägliches Produkt, die Entwicklung 
neuer Märkte, die Kenntnis der sozialen 
und geistigen Prozesse u.a. - einen neu¬ 
artigen Produktionsablauf, die massen¬ 
hafte Buchproduktion. 

Der Autor hat seinem Buch kei¬ 
ne Gattungsbezeichnung mitgegeben. 
Für eine Biografie, wie er sie bisher ge¬ 
schrieben hat, steht zu wenig gesichertes 
Material zur Verfügung; erst 1420 wur¬ 
de Gutenberg in einer Quelle genannt, 
1444 gab eine urkundliche Erwähnung 
in Straßburg Auskunft über seinen Wein¬ 
verbrauch. Gutenberg kehrte in diesem 
Jahr nach Mainz zurück. Straßburg war 
der Ort, an dem Gutenberg eine erste 
Erfindung umsetzte: den Pilgerspiegel, 
mit dem die von Reliquien ausgehen¬ 
den Strahlen eingefangen und für den 
Träger des Spiegels als heilspendende 
Kraft umgesetzt werden konnten, seit 
das Berühren der Reliquien untersagt 
worden war. 

Vermutungen und Konstruktionen 
zum Leben Gutenbergs wurden not¬ 
wendig. Andererseits setzt der Verfasser 
umfangreich historisches Material ein, 
der Leser bekommt es mit einem impo¬ 
santen Geschichtsabriss zur Entwicklung 
der frühbürgerlichen Produktionsweise 
zu tun. Das ist beeindruckend: Mai führt 
die Entstehung des Buchdrucks nicht nur 
auf den Erfindergeist Gutenbergs zurück, 
sondern auf die Einsicht in notwendig 
werdende Veränderungen in der Kom¬ 
munikationsindustrie, um möglichst gro¬ 
ße Teile des Volkes daran zu beteiligen, 
denn „unter Gutenbergs Drucken finden 
sich nur Werke, die einen großen und vor 
allem nachwachsenden Absatzmarkt“ 


Mädchen verliebt, das nachts in einen 
Bus gesteckt wird und verschwindet, 
von einem Bahn-Reiniger, der eine zärt¬ 
lich-platonische Freundschaft mit einer 
Bahnhofsfriseurin beginnt, und von ei¬ 
nem Mann, der vor Jugendlichen in die 
Wohnung einer alten Frau schlüpft und 
sich als deren Zögling Lukas ausgibt, der 
bei einem Bundeswehreinsatz in irgend¬ 
einem „schrecklichen Land“ den Solda¬ 
tenunfalltod gestorben war. Die letzte 
Story zeigt Willi Bredel im sowjetischen 
Exil. 

Viel erinnert an Meyers ersten Er¬ 
zählband von 2008, „Die Nacht, die Lich¬ 
ter“. Wieder gibt es eine Erzählung über 
Pferderennen und Jockeys. Diesmal feh¬ 
len jedoch die Boxer und diesmal werden 
eigentlich gar keine Schläge ausgeteilt 
und eingesteckt. Die Erzählungen sind 
stiller und traumhafter. Der Bahnfahrer, 
der sich vom Schock erholt, nachdem 
sich ein Selbstmörder grinsend vor sei¬ 
nen Güterzug auf die Schienen gestellt 
hat, wird auf der Suche nach dessen Be¬ 
weggründen selbst zum Lebensmüden: 
„Er drückte seinen Kopf noch weiter 
durch die Öffnung, die tiefstehende Son¬ 
ne blendete ihn, er sah die glänzenden 
Räder, die rotierenden Pleuelstangen. 
Er lachte.“ 

Das Schlafwandlerische überträgt 
viel von der Verdrossenheit derer, die 
sich durch eine Nachtschicht schlep¬ 
pen oder in die nächste Kneipe, auf der 
Pirsch nach einem billigen Rausch mit 
Gesellschaft. Doch wirft Meyers Prosa 
weiter die Frage auf, ob es hinreichend 
ist, was die Masse der Menschen in jener 
Leistungsgesellschaft beschäftigt durch 
derartige sprachliche Langeweile zu re¬ 
produzieren? 


(50) versprachen. Da von besonderer 
Bedeutung dabei die Universitäten wa¬ 
ren, kam durch den Buchdruck Wissen in 
kompakter Form unter Teile des Volkes. 
Das führte zum Siegeszug des deutschen 
Humanismus, zur Renaissancephiloso¬ 
phie und „schließlich der Reformation“ 
(69). Parallel entstand eine differenzier¬ 
te Welt der Geldwirtschaft mit „Kredit- 
und Rentenhandel“ (101), die den Men¬ 
schen, der damit umging, Entfremdung 
empfinden ließ, trennte doch das Geld 
den Menschen von der Produktion. Es 
entstanden alle Voraussetzungen und be¬ 
reits entscheidende Merkmale der mo¬ 
dernen kapitalistischen Welt. 

Mais Buch verdeutlicht eindrucks¬ 
voll, dass nicht die Genialität eines Ein¬ 
zelnen ausschlaggebend ist, sondern so¬ 
ziale und gesellschaftliche Bedingungen, 
technische Entwicklungen und arbeits¬ 
teilige Vorgänge die Voraussetzung für 
Erfindungen und deren Wirkung schu¬ 
fen. Darauf gründend war Gutenberg 
ein Mann mit „Unternehmergeist und 
Tatendrang, Wagemut und ein(em) un¬ 
erschütterlichen Selbstvertrauen“ (114). 
In dieser Verbindung entstand der Buch¬ 
druck. Gewinner waren die Betroffenen, 
die bisher nur hören konnten, was aus 
edlen Folianten ihnen vorgetragen wur¬ 
de; sie hatten es glauben müssen. Nun 
wurden aus ihnen Teilnehmer am geis¬ 
tigen Austausch, denn mit der Massen¬ 
produktion von Büchern erweiterte sich 
der Kreis der Leser und der Meinungen. 
Die Selbstbewusstheit des Individuums 
nahm zu. 

Es ist ein sehr schön gestaltetes Buch, 
dessen Druck an die Erfindung erinnert, 
indem Blocksatz verwendet wird, der 
durch farbige Zeichen gegliedert ist. Ein 
historisches Lesezeichen liegt bei, das 
Buch enthält mehrere Faksimiles und 
zahlreiche buchkünstlerische Gestal¬ 
tungselemente, unter anderem aus dem 
Gutenberg-Museum Mainz. 

Rüdiger Bernhardt 

Klaus-Rüdiger Mai: Gutenberg. Der 
Mann, der die Welt veränderte. Berlin: 
Propyläen 2016,385 S., 28.- Euro 


Reicht es aus, wenn sich der Securi¬ 
ty in den verwahrlosten Wohnblöcken 
Anfang der Neunziger scheut, zu lan¬ 
ge in die blauen Augen des Mädchens 
zu schauen, aus Angst, sich in ihnen zu 
„verlieren“? Oder ist das nicht doch un¬ 
terkomplex, klischeehaft und literarisch 
einfach nur schlecht? 

Trotz der eingängigen Sprache fehlt 
es den meisten Erzählungen an Tempo 
und Witz. Größere Konfliktkomplexe 
wie in der zentralen Erzählung, die sich 
den Titel mit dem Band teilt, würden den 
Geschichten nicht schaden. Dort verliebt 
sich ein Imbissbesitzer in seine muslimi¬ 
sche Nachbarin, freundet sich deshalb 
mit deren Mann an und liest mit Schwei¬ 
nefett an den Fingern im Koran. Die jun¬ 
ge Muslima beschreibt Meyer zwar re- 
petitiv, aber das ist verzeihlich, weil er es 
auf wunderschöne Art tut: „Sie hatte Ak¬ 
nenarben, die fielen sehr auf, denn ihre 
Haut war fast weiß, wie Kreide, würde 
man sagen, wie weißes Hühnerfilet, wür¬ 
de ich sagen.“ 

Ob das dem Kunstbetrieb „Äkschn- 
GmbH“ reicht, ist fraglich. Denn die ist 
leistungsorientiert. Ken Merten 

Clemens Meyer: Der Untergang der 
Äkschn-GmbH: Frankfurter Poetikvor¬ 
lesungen, S. Fischer 2016,176 Seiten, 18 
Euro 

Clemens Meyer: Die stillen Trabanten, S. 
Fischer 2017,272 Seiten, 20 Euro 


Die Bücher sind zu beziehen beim 
Neue Impulse Versand, 

Telefon: 0201-23 67 57; 

E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 


Im Proletariat nichts Ungewöhnliches 

Clemens Meyers Geschichten sind ruhiger geworden 
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Debatte 


unsere zeit m 


Die revolutionäre Strategie schärfen 
und aktualisieren 

Die Ausstrahlungskraft des Programms hat unter dem Reformismus gelitten - es muss überarbeitet werden 
Von Klaus Mausner 


E inen positiven Effekt hat der Dis¬ 
kussionsbeitrag von Björn Blach 
und Paul Rodermund mit seiner 
z.T. erfrischend-respektlosen, z.T. aber 
auch etwas saloppen Art auf jeden Fall 
schon erreicht: Er hat die notwendi¬ 
ge breite Diskussion über unsere an¬ 
timonopolistische Strategie heftig an¬ 
gefacht. 

Ein Hauptproblem unserer Strate¬ 
gie-Diskussion besteht darin, dass es 
offenkundig zwei sich in letzter Kon¬ 
sequenz diametral widersprechende 
Interpretationen der antimonopolisti¬ 
schen Strategie gibt: 

★ Eine reformistische Variante in Form 
der „Transformationstheorie“, die zwar 
v.a. in der Europäischen Linkspartei 
die Linie vorgibt (darin verschwimmt 
die Machtfrage bis zur Unkenntlich¬ 
keit, z. B. beim Thema EU „Europa neu 
gründen“), die sich aber auch in Teilen 
der DKP z.B. in den „Thesen“ des ehe¬ 
maligen PV-Sekretariats widerspiegelt. 
★ Und eine revolutionäre Orientie¬ 
rung der DKP heute, die aber als un¬ 
sere antimonopolistische Strategie im 
Sinne einer revolutionären Überwin¬ 
dung des Imperialismus neu präzisiert 
werden muss. 

Leider haben sich einige tendenziell 
reformistische Illusionen auch im Kom¬ 
promisscharakter unseres aktuell gül¬ 
tigen Parteiprogramms von 2006 nie¬ 
dergeschlagen, wie z. B. die pauschale 
Zuordnung von „kleinen und mittleren 
Unternehmen“ (als) „Kräfte des Fort¬ 
schritts“ oder manche nette Wunsch¬ 
vorstellung wie „Selbstbestimmung 
am Arbeitsplatz“ und einiges mehr 
(im Kapitalismus!?) im Abschnitt zur 
„Wende“. 

Deswegen wird es in unserer aktu¬ 
ellen Debatte auch um die mittelfris¬ 
tig anstehende revolutionäre Klärung 
und Überarbeitung unseres Programms 
gehen. Und es geht außerdem darum, 
eben keine „Transformationsstrategie 
mit verbalrevolutionärem Schwänz¬ 
chen“ zu kreieren. 

Zwei Grundprämissen 

Zwei Grundprämissen scheinen mir 
deshalb für die Strategiediskussion un¬ 
serer KP unverzichtbar: 

1. Die möglichst präzise Klassenana¬ 
lyse der aktuellen politökonomischen 
Situation unseres Landes. Dabei ist un¬ 
strittig, dass wir es mit einem hochent¬ 
wickelten, monopolistisch dominierten 
Zustand und einer komplexen Ver¬ 
flechtung mit dem Staatsapparat auf al¬ 
len Ebenen zu tun haben. Der Begriff 
„Stamokap“ umschreibt das in allge¬ 
meiner Form, die heutige Ausprägung 
des deutschen Imperialismus auch mit 
seinen internationalen/transnationa¬ 
len Verflechtungen müsste allerdings 
in vielen Aspekten noch gründlicher 
analysiert werden, auch mit seinem ex¬ 
plosiv zunehmendem Aggressions- und 
Zerstörungspotential nach innen und 
außen, bis zur Atomkriegsgefahr. 

2. Die kapitalistischen/imperialisti¬ 
schen Macht- und Eigentumsverhält¬ 
nisse sind nicht ohne revolutionären 
Bruch zu überwinden. Es wird kein 
irgendwie geartetes parlamentarisch¬ 
demokratisches (oder wie auch immer) 
„Hineinwachsen“ in einen nachkapita¬ 
listischen bzw. sozialistischen Entwick¬ 
lungsweg geben. Damit sind wir auf¬ 
gefordert, über Art und Weise dieses 
Bruchs genauer nachzudenken, über 
das Herankommen und die Lösung der 
Machtfrage, so realistisch wie möglich, 
ausgehend von heutigen Bedingungen 
in eine vorstellbare Zukunft. 

Selbst wenn das immer auch pro¬ 
gnostische Züge trägt - und deshalb 
mit gewissem dialektischem Vorbehalt 
versehen werden muss -, so ist dennoch 
für unsere heutige politische Praxis der 
Kompass einer möglichst stimmigen re¬ 
alistischen Strategie unverzichtbar. Sie 
bestimmt nicht nur unser heutiges tak¬ 
tisches Vorgehen, sondern trägt auch 


entscheidend zu unserer Ausstrah¬ 
lungskraft auf die neu zum Antikapi¬ 
talismus stoßenden Teile der Linken 
und in der nach Perspektiven suchen¬ 
den Jugend bei. 

Diese Ausstrahlungskraft hat in 
den letzten Jahren durch unsere innere 
Zerstrittenheit bzw. durch unverkenn¬ 
bar reformistische Tendenzen in Teilen 
unserer Partei („Marxistische Linke“) 
deutlich gelitten. 

Aus Punkt 1. folgert meiner Mei¬ 
nung nach zwingend, dass wir nicht 
nur eine antikapitalistische Strategie 
(Grundwiderspruch zwischen Kapital 
und Arbeit), sondern eben eine dezi¬ 
diert antimonopolistische Strategie 
brauchen (Hauptwiderspruch der über¬ 
großen Gesellschaftsmehrheit zu den 
Monopolen). Zwischen diesen beiden 
Aspekten gibt es ein unvermeidliches 
dialektisches Spannungs- und Wechsel¬ 
verhältnis. 

Das stellen auch Björn und Paul 
fest: „In diesem Sinne ergibt sich lo¬ 
gisch eine antimonopolistische Strate¬ 
gie, die die Arbeiterklasse als zentrale 
Kraft im Klassenkampf begreift, die an¬ 
dere werktätige Schichten als Bündnis¬ 
partner zu gewinnen versucht.“ 

Konsequenzen ziehen 

Leider setzen Björn und Paul im Fol¬ 
genden ihres Beitrags nicht mit der 
nötigen Konsequenz ihre eigene logi¬ 
sche strategische Schlussfolgerung um, 
verheddern sich zu sehr in der Aus¬ 
einandersetzung mit der Vorstellung 
einer „antimonopolistischen Demokra¬ 
tie“ (die im aktuellen Parteiprogramm 
bewusst nicht mehr genannt wird), der 
Einschätzung der heutigen Kräftever¬ 
hältnisse und des unmittelbar heute 
Durchsetzbaren und der komplizier¬ 
ten Bündnis-Einschätzung der „kleinen 
und mittleren Bourgeoisie“, sodass sie 
in Teilen ihrer eigenen logisch-strate¬ 
gischen Schlussfolgerung sogar wider¬ 
sprechen. Dies ist z.B. der Fall, indem 
sie die aktuell-strategische Phase des 
Kampfes um die „Wende“ als „illu¬ 
sionär“ bezeichnen und zum Schluss 
direkt antimonopolistische Losungen 
in Frage stellen, weil sie „doch gerade 
in Kleinbetrieben auch zu einiger Ver¬ 
wirrung beitragen“ könnten. 

Also was denn nun? 

Meiner Ansicht nach gibt es keine 
vernünftige realistische Alternative zu 
einer antimonopolistischen Strategie, 
auch wenn sorgfältig unter die Lupe ge¬ 
nommen werden muss,wo sich womög¬ 
lich in den letzten Jahren tendenziell re¬ 
formistische Illusionen z.B. in die Aus¬ 
gestaltung der „Wende“-Vorstellungen 
im Programm eingeschlichen haben. 

Von reformistischem 
Beiwerk entschlacken 

Bei einer Präzisierung bzw. Aktuali¬ 
sierung müsste es sicher auch um ein 
„Entschlacken“ von solch reformis¬ 
tischem Beiwerk gehen. Wenn der 
Hauptstoß unserer Strategie sich lo¬ 
gischerweise gegen die Herrschaft des 
Monopolkapitals und des von ihm do¬ 
minierten Staates gehen muss („Brecht 
die Macht der Banken und Konzer¬ 
ne!“), so ist dies kein Widerspruch zu 
grundsätzlich antikapitalistischer Stoß¬ 
richtung („Machen wir den Bossen 
Dampf - Klassenkampf!“). Sondern 
es geht - mit Lenin gesprochen - zual¬ 
lererst um die „Kommandohöhen der 
Ökonomie“, bevor „der große Rest“ der 
kapitalistischen Gesellschaft in einem 
weiteren (evtl, länger dauernden) Um¬ 
wälzungsprozess in Angriff genommen 
werden kann. 

Wenn es z.B. gelänge, die 100 größ¬ 
ten Monopole unseres Landes der Fi¬ 
nanz-, Industrie-, Energie-, Handels¬ 
und Medienkonzerne und des Militär- 
Industrie-Komplexes in öffentliches 
Eigentum zu überführen und einer 
revolutionär-demokratischen Kontrol¬ 
le (und Planung) zu unterwerfen, dann 


wäre ein gewaltiger und in seiner Be¬ 
deutung nicht zu unterschätzender ers¬ 
ter Schritt in Richtung Überwindung 
des Kapitalismus und in Richtung Sozi¬ 
alismus geschafft, auch wenn dann im¬ 
mer noch eine große Zahl von kleinen 
und mittleren Kapitalisten (zunächst) 
weiterexistieren würde. 

Aber mit der Durchsetzung dieses 
entscheidenden qualitativen Schritts 
wären die wichtigsten polit-ökonomi- 
schen Voraussetzungen gegeben, um 
über Wirtschafts-, Steuer- und Sozial¬ 
gesetze die Gesamtbedingungen der 
(zunächst noch weitestgehend) kapi¬ 
talistischen Gesellschaft einer gesell¬ 
schaftspolitischen Veränderung zu un¬ 
terziehen, die weitere revolutionäre 
Schritte in Richtung Sozialismus mög¬ 
lich machen würde. 


Doch schon bei dieser Vorstellung 
liegt klar auf der Hand, dass das eine 
qualitative Veränderung der politi¬ 
schen Rahmenbedingungen der Klas- 
sen-Kräfteverhältnisse zur Vorausset¬ 
zung hätte. Und zwar nicht nur eine 
viel stärkere und in der Arbeiterklas¬ 
se verankerte KP mit einflussreichen 
Betriebsgruppen in allen wichtigen 
Konzernbetrieben, eine entsprechend 
kämpferische Gewerkschaftsbewe¬ 
gung mit starken Bündnisbeziehun¬ 
gen zu großen Teilen der technischen/ 
wissenschaftlichen/künstlerischen und 
Medienintelligenz, sondern auch zu 
kleinen Selbstständigen/Handwerkern 
und Gewerbetreibenden und kleinen 
Bauern (und Genossenschaften). All 
das wäre nur vorstellbar vor dem Hin¬ 
tergrund einer revolutionären Situati¬ 
on (wo die Oberen nicht mehr so wei¬ 
termachen können und die Unteren 
nicht mehr so weitermachen wollen). 

Politische Machtfrage klären 

Damit kommen wir zu den Schlussfol¬ 
gerungen aus Prämisse 2. Klar ist, dass 
eine bloß quantitative Veränderung 
der bürgerlich-parlamentarischen De¬ 
mokratie unter Beibehaltung des bür¬ 
gerlich-kapitalistischen Staatsapparats 
diesen Bruch nicht zulassen würde. 
Schon das Ansinnen dieses antimono¬ 
polistischen Bruchs wird den wütenden 
und mit allen Mitteln operierenden Wi¬ 
derstand der herrschenden Klasse her- 
vorrufen. Die aktuellen Übungen für 
den Einsatz der Bundeswehr im Innern 
zur „Terrorbekämpfung“ lassen ahnen, 
was im Kontext der Notstandsgesetze 
seit 1968 „Staatsräson“ ist, nämlich mit 
allen notfalls auch bewaffneten Kräf¬ 
ten einen sozialen Umsturz im Keim 
zu ersticken. 

Es braucht also ein entsprechend 
gewaltiges Potential und Übergewicht 
zur Überwindung dieses zu erwarten¬ 
den Widerstands. Theoretisch vorstell¬ 
bar wäre die Bildung einer revoluti¬ 
onär-demokratisch-antimonopolisti¬ 
schen Regierung unter Beteiligung 
einer starken KP, die mit entschlosse¬ 


nen Maßnahmen vorwärtsgeht und sich 
nicht nur auf eine breite Parlaments- 
Repräsentanz stützen kann, sondern 
vorrangig von einer mächtigen au¬ 
ßerparlamentarischen Bewegung mit 
Schwerpunkt in kämpferischen Basis¬ 
strukturen, v.a. in den Betrieben, aber 
auch in den Stadtteilen und Kommunen 
getragen wird (Räte?). Hier hilft viel¬ 
leicht das Stichwort Lenins von einer 
„revolutionären Demokratie der Arbei¬ 
ter und armen Bauern“ weiter. Heute 
wären darunter sicher eine revolutio¬ 
näre Demokratie der Arbeiterklasse im 
Bündnis mit großen Teilen der Intelli¬ 
genz und der kleinen Selbstständigen 
zu verstehen. In welcher Relation sich 
diese revolutionäre Demokratie zu Tei¬ 
len der kleinen und mittleren Bourgeoi¬ 
sie verhalten würde, hängt nicht nur von 


uns ab. In unserem Interesse anzustre¬ 
ben wäre, dass zumindest Teile dieser 
nichtmonopolistischen Bourgeoisie sich 
nicht zu Werkzeugen der Konterrevolu¬ 
tion machen ließen. In unserem Interes¬ 
se läge es zumindest, den Exponenten 
der kleinen und mittleren Bourgeoisie 
eine unter Umständen längere Pers¬ 
pektive in einem zunehmend sozialisti¬ 
schen Vergesellschaftungs- und Umwäl¬ 
zungsprozess anzubieten (mit sozialer, 
antimilitaristisch-friedlicher, demokra¬ 
tischer, ökologischer und feministischer 
Stoßrichtung). 

Machtfrage an der Basis klären 

Für diesen Umwälzungsprozess ist 
es notwendig, schon heute über Ba¬ 
sisstrukturen nachzudenken, wie sich 
die „Volkskräfte“ unter Führung einer 
kämpferischen Arbeiterbewegung or¬ 
ganisieren können. Die Kommunisti¬ 
sche Partei Griechenlands (KKE) hat 
uns gegenüber auch in dieser Hinsicht 
einen gewissen Vorlauf. 

Über viele Machtaspekte ein¬ 
schließlich des komplizierten Problems, 
wie wir einer möglichen bewaffneten 
Konterrevolution begegnen können, 
ist weiter nachzudenken. Aber un¬ 
term Strich scheint klar, dass die Er¬ 
ringung der politischen Macht (Bevöl¬ 
kerungsmehrheit) einschließlich ihrer 
Absicherung vor der Durchsetzung 
der entscheidenden ökonomisch-an- 
timonopolistischen Umwälzungen er¬ 
kämpft sein muss. Diese Überlegun¬ 
gen unterstreichen, dass wir entlang 
dieser strategischen Orientierung noch 
über viele Teilaspekte außerordentlich 
sorgfältig zu debattieren haben, dass 
wir aber andererseits gemäß unserer 
Hauptstoßrichtung gegen die Monopo¬ 
le und „ihren Staat“ auch keine Angst 
vor antimonopolistischen Parolen ha¬ 
ben dürfen und unsere heutige Praxis 
bereits danach ausrichten müssen. 

Es gibt meiner Meinung nach kei¬ 
ne vernünftige Alternative zu diesem 
längerwierigen Weg unserer Neuveran¬ 
kerung in der Arbeiterklasse und einer 
klassenmäßigen Bündnispolitik. Jeder 


Versuch einer ungeduldigen „Abkür¬ 
zung“ würde zu unserer Selbstisolie¬ 
rung und zum Schaden für die Sache 
der Überwindung des Kapitalismus 
führen. Die Idee von Björn und Paul 
einer „Guerilla-Taktik“, ausgehend von 
Gramsci, ist zwar originell, kann aber 
eine strategische Konzeption nicht er¬ 
setzen. 

Kampf um die „Wende“ 
verteidigen 

Zur strategischen Überlegung einer 
„Wende“ etwas ausführlicher. Trotz 
berechtigter Einzelkritik an eventuell 
illusionären Teilformulierungen unse¬ 
res Parteiprogramms ist festzuhalten: 
Der strategische Grundgedanke des 
Kampfes um die „Wende“ als heute 
aktuelle Phase der antimonopolisti¬ 
schen Strategie besteht in der Dialek¬ 
tik des Kampfes gegen die fortwäh¬ 
renden Angriffe und Zumutungen des 
unter „Neoliberalismus“ firmierenden 
Stamokap - und der darin zu gewin¬ 
nenden Sammlung von Kampferfah¬ 
rungen, von Organisationskraft sowie 
Klassenbewusstsein, um aus der heu¬ 
tigen Defensivsituation herauszukom¬ 
men, eine entscheidende Veränderung 
der Kräfteverhältnisse zu erkämpfen 
und damit die Arbeiterklasse plus Ver¬ 
bündete wieder in die Offensive zu 
bringen. Dieser Kampf um die „Wende 
zu demokratischem und sozialem Fort¬ 
schritt“ wäre dann die entscheidende 
Voraussetzung und Ausgangslage, um 
den Kampf für weitergehende antimo¬ 
nopolistische Umwälzungen aufneh¬ 
men zu können - letztlich den Kampf 
um den Bruch mit den kapitalistischen 
Macht- und Eigentumsverhältnissen. 

Unser Parteiprogramm 

Zur Verdeutlichung noch eine Bemer¬ 
kung zu unserem Parteiprogramm: 
Noch so berechtigte Kritik an Einzel¬ 
aspekten unseres aktuellen Parteipro¬ 
gramms (als Kompromiss von 2006) 
darf nicht in Zweifel ziehen, dass die 
überwiegende Gesamttendenz unseres 
Programms auf den Lehren von Marx, 
Engels und Lenin fußt und somit als re¬ 
volutionär und marxistisch-leninistisch 
zu verteidigen ist. Dies muss auch sorg¬ 
fältig im Sinne der Verteidigung unse¬ 
rer Identität als DKP bedacht werden. 
Wir Marxisten-Leninisten sind die ei¬ 
gentliche „Programmpartei“ - mit viel 
größerem Recht als die sich auf Teil¬ 
formulierungen berufenden „Thesia- 
ner“ und „Ma(rxistische)Li(nke)-Ver- 
treter“! 

Zum Schluss noch zum Verhältnis 
von Theorie und Praxis: Es ist sicher 
richtig, dass es uns bei unserer aktuel¬ 
len Schwäche auch an revolutionärer 
Praxis mangelt. Aber ich halte es für 
unrichtig, daraus abzuleiten, dass wir 
erst dann wieder unsere revolutionä¬ 
re Theorie schärfen können, wenn wir 
über mehr revolutionäre Praxis verfü¬ 
gen. Eher umgekehrt wird ein Schuh 
daraus: „Ohne revolutionäre Theorie 
keine revolutionäre Praxis!“ (Lenin) 
Ohne unsere wissenschaftliche Weltan¬ 
schauung kein Kompass für die Praxis, 
ohne die Geburtsurkunde des „Kom¬ 
munistischen Manifests“ keine Heraus¬ 
bildung der kommunistischen Arbei¬ 
terbewegung. Die fast 170 Jahre seither, 
die über 70 Jahre Sowjetunion, über 40 
Jahre Realsozialismus in Europa, bald 
70 Jahre Volksrepublik China, Volks¬ 
front-Regierungen in Spanien, Chile 
usw. sowie die Geschichte unserer ei¬ 
genen Partei liefern schon eine riesige 
Menge von praktischen Erfahrungen 
(im Guten wie im Schlechten), die es 
allerdings mit dem richtigen revolutio¬ 
nären Maßstab auszuwerten gilt. 

Deshalb brauchen wir heute 
gleichzeitig eine Schärfung unserer 
revolutionären Theorie und die Neu- 
und Wiederentfaltung unserer revolu¬ 
tionären Praxis, vor allem in der Ar¬ 
beiterklasse. 
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Alleine ist eben doof 

Erfahrungen beim Sammeln von Unterschriften - 
Aus dem Wahlkampftagebuch von Nora aus Berlin 


Donnerstag, 2. März, 14.00 Uhr: Wir 
sind zu zweit und stehen vor dem Kino 
Colosseum im inzwischen bürgerlichen 
Prenzlauer Berg. Pünktlich zu unserer 
Verabredung setzt Regen ein, und ein 
mittelstarker Wind pfeift uns um die 
Ohren. „Berlin zeigt sich von seiner 
schönsten Seite“, denke ich und begin¬ 
ne zögerlich, das Klemmbrett auszuwi¬ 
ckeln. 

Da, wie zu erwarten - wir aber nichts 
unversucht lassen wollten - die Besu¬ 
chermassen zur Nachmittagsvorstellung 
des neu angelaufenen Kinofilms „Der 
junge Marx“ ausbleiben, beschließen 
wir, vorbeihastende Passanten anzu¬ 
sprechen. Sicherlich, die meisten ha¬ 
ben es sehr eilig, keine Zeit und le¬ 
benswichtige Termine, aber immerhin 
schaffen wir es, in einer halben Stunde 
fünf Unterstützer zu gewinnen, darun¬ 
ter eine Frau, die mir erst wortlos das 
Klemmbrett aus der Hand nimmt und 
dann beim Zurückgeben ganz beiläufig 
erwähnt, dass sie seit Jahren zum UZ- 
Pressefest fahre. 

Und eine andere Frau, die ihren Kin¬ 
derwagen dann doch kurz zum Stehen 
bringt und mir erklärt: „Nee, eigentlich 
bin ich eher so bei den Grünen, also in¬ 
haltlich“. Worauf ich ihr mit der Frage 



antworte, ob sie denn nicht der Mei¬ 
nung sei, dass angesichts des Rechts(d) 
rucks in diesem Land durch AfD usw. 
ein breites linkes Spektrum als Gegen¬ 
gewicht gebraucht werde. „Nun ja, ... 
schon.. .und wegen der Vielfalt und so“, 
murmelt sie als sie dann den Formular¬ 
bogen ausfüllt. 

★ 

Fünf Stunden später, gleicher Ort, zwi¬ 
schen Nachmittags- und Abendvorstel¬ 
lung: Wir sind wieder zu zweit und die 
erste halbe Stunde verläuft sehr zäh - 
Großstädter sind einfach zu hektisch! 
Dann unterschreibt der Erste und bald 
werden es mehr. Nicht bei allen Gesprä¬ 
chen mit den Unterzeichnenden ergibt 
sich die Frage, ob sie wegen des „Marx“- 
Films hier seien, doch wenn es sich er¬ 
gibt, dann stellt sich heraus, dass das sel¬ 
ten der Fall ist. Außerdem beobachten 
wir, dass es besser ist, die Leute nach(!) 
der Vorstellung anzusprechen, weil sie 


dann viel entspannter sind als vorher, 
wenn sie an ihre Karten wollen. 

Nach einer reichlichen Stunde pa¬ 
cken wir mit steifen Fingern die klamm 
gewordenen Formblätter ein und zäh¬ 
len ihrer 20. Unser Fazit für diesen Tag 
ist, dass unter diesen erschwerten Be¬ 
dingungen (Wetter, Milieu) 25 Unter¬ 
schriften ein gutes Ergebnis darstellen 
und dass ein Kino als Sammelpunkt sich 
immer eignet. Deshalb beschließen wir 
am nächsten Tag wieder hinzugehen. 

★ 

Freitag, 3. März, gleicher Ort: Diesmal 
bin ich allein „in Aktion“ und zähle 
am Ende ganze 12 korrekt ausgefüll¬ 
te Formblätter. Doch der Erfolg fühlt 
sich irgendwie gar nicht so an. Alleine 
ist eben doof. 

★ 

Samstag, 4. März, Demo gegen Rassis¬ 
mus, Rosenthaler Platz: Ich habe nur 
eine gute Stunde, bevor der Demo-Zug 
sich in Bewegung setzt, um an diesem 
sonnigen Samstag Unterschriften zu 
sammeln. 

Es läuft hervorragend: nicht nur, dass 
kaum Ablehnungen erfolgen, sondern 
dass manche sogar darum bitten, unter¬ 
schreiben zu dürfen. Der beste Moment 
ist, wenn die im Gespräch zu leistende 
Überzeugungsarbeit nicht mehr durch 
einen selbst gebracht werden muss, son¬ 
dern eigendynamisch durch jene, die 
bereits unterschrieben haben, vonstat¬ 
ten geht. Das geschieht, als ich auf der 
Demo einen Unterstützer wiedertreffe, 
den ich von einer „Kneipentour“ her 
kannte - eine unserer erfolgreichsten 
Sammelaktionen war eine Kneipentour, 
die wir Ende Januar durchführten und 
bei der wir innerhalb von drei Stunden 
über 40 Unterschriften erreichten. Die 
mit uns im Januar gemachte Erfahrung 
dieses einen Unterstützers führte dazu, 
dass auf der Demo die um ihn versam¬ 
melte Gruppe schneller unterschrieben 
hatte als ein einzelnes Gespräch gedau¬ 
ert hätte. 

★ 

Abschließend noch ein Wort zur größ¬ 
ten Schwierigkeit: Die größte Schwie¬ 
rigkeit des Unterschriften Sammelns 
besteht darin, den ersten Menschen an¬ 
zusprechen. Das ist jedes Mal, bei jeder 
Sammelaktion aufs Neue ein Sprung ins 
kalte Wasser - egal ob beim Infotisch, 
vor dem Kinoeingang, auf Kundgebun¬ 
gen oder Kneipentour. Aber wenn man 
diesen Punkt erst einmal überwunden 
und auch die erste Unterstützerunter- 
schrift erhalten hat, dann hat es sich 
schon gelohnt. 


Unterschriftenlisten 
immer dabei 

Erfahrungen aus dem Nürnberger Land 


Für den 1. April plant die DKP Nürn¬ 
berger Land einen Info-Stand auf dem 
Marktplatz der Kreisstadt Lauf an der 
Pegnitz. Das ist der erste Infostand 
dort seit vielen Jahren. Hauptziel des 
Infostandes ist, möglichst viele weite¬ 
re Unterschriften für die Landesliste 
der DKP zur Bundestagswahl zu sam¬ 
meln. Aber auch das 5-Punkte-Sofort- 
programm zur Bundestagswahl und die 
aktuelle Ausgabe der UZ wollen wir 
offensiv anbieten. Ein weiterer Info- 
Stand ist für Mai in unserer Nachbar¬ 
stadt Röthenbach geplant. 

Der Kreisverband Nürnberger 
Land war von vorn herein für eine ei¬ 
genständige Kandidatur der DKP. Die 
Sammlung der erforderlichen Unter¬ 
stützerunterschriften zur Aufstellung 
der Kandidatenlisten für die Bundes¬ 
tagswahl ist eine Bewährungsprobe, 
der wir uns stellen wollen. Bisher ha¬ 
ben wir mehr als 50 Unterschriften ge¬ 
sammelt. 

Schon kamen die Erinnerungen zu¬ 
tage an die Zeiten des „Krefelder Ap¬ 
pells“ der 1980-er Jahre oder so man¬ 
che Unterstützung von Bürgerinitiati¬ 
ven, als wir mit Unverdrossenheit und 
offensiv ans Unterschriftensammeln 


gingen. Natürlich hatten wir damals 
immer den real existierenden Sozialis¬ 
mus in unserem Nachbarland im Hin¬ 
terkopf, der uns die Sicherheit unseres 
Tuns gab. 

Aber wir stellen auch heute fest: 
Das offensive Herangehen an die 
Menschen, von denen wir was wollen - 
nämlich deren Unterschrift für unsere 
Kandidaten - funktioniert immer noch. 
Keineswegs zu 100 Prozent, und von et¬ 
lichen Angesprochenen holt man sich 
eine Abfuhr aus tausenderlei Gründen. 
Aber beim nächsten Gespräch kann es 
schon wieder klappen. 

Durch die Unterschriftensammlung 
kommen wir mit vielen Menschen in 
Kontakt, der wahrscheinlich ansonsten 
ausgeblieben wäre. Selbst hatte ich mir 
mal vorgenommen, bekannte Nach¬ 
barn in meinem Wohngebiet an einem 
Abend gezielt aufzusuchen; man klin¬ 
gelt, wird hereingelassen, kommt zum 
Thema und meist zur Unterschrift und 
bespricht anschließend noch so manch 
anderes. Heute fehlen die Listen weder 
beim Besuch in der Stammkneipe noch 
bei Zusammenkünften mit den Verei¬ 
nen oder einfach nur beim „Aus dem 
Haus gehen“. Michael Maas 


Wenn der Tod durch die 
Röhre kommt 

DKP fordert vom Landtag Verbot der CO-Pipeline von Bayer 



Protest auf der grünen Wiese gegen die hochgiftige CO-Pipeline. 


D urch den Landtagswahlkreis 41 
(Düsseldorf II) führt das insge¬ 
samt 67 Kilometer lange Gift¬ 
rohr des Bayer-Konzerns, das mit töd¬ 
lichem Kohlenmonoxid gefüllt werden 
soll. Die DKP ist die einzige Partei, die 
sich außerparlamentarisch seit mehr 
als zehn Jahren geschlossen gegen den 
Bau und die Inbetriebnahme gestemmt 
hat. Schlimmer noch: Im NRW-Landes- 
parlament haben alle der damals dort 
vertretenen Parteien - das waren CDU, 
FDP, SPD und selbst die Grünen - erst 
die rechtlichen Voraussetzungen mit 
dem „Lex- Bayer“ dafür geschaffen, 
dass die CO-Pipeline zwischen Dor¬ 
magen und Uerdingen rechtsrheinisch 
(!) gebaut werden kann. 

Die DKP hat diesen Skandal in einer 
Extra-Ausgabe der „Flaschenpost“ auf¬ 
gegriffen. Es ist ein Ritt auf der Rasier¬ 
klinge, denn die Pipeline ist bereits auf 
ganzer Strecke verlegt. Die Bayertöch- 
ter Bayer MaterialScience und Covestro 
scheuten sich dabei nicht, eine Trasse 
festzulegen, die dicht an Wohnhäusern 
und Schulen vorbeiführt. Seit Jahren for¬ 
dert Bayer sogar eine „vorzeitige Inbe¬ 
triebnahme“. 

Aber: das Giftrohr ist nicht in Be¬ 
trieb. Zehn Jahre außerparlamentari¬ 


scher Kampf und juristische Ausein¬ 
andersetzungen bis zum Bundesver¬ 
fassungsgericht haben das verhindert. 
Dafür gibt es viele kleine Gründe wie 
etwa zahlreiche konzernherrliche Ver¬ 
stöße gegen die genehmigte Planung, fal¬ 
sche Abmessungen, falsche Schutzgitter, 
falsche Streckenverläufe. 

Und: es gibt einen großen juristi¬ 
schen Grund. Um das Rohr im Boden 
verlegen zu können, mussten Bauern 
enteignet werden. Das schien möglich, 
denn CDU, FDP, SPD und Grüne hat¬ 
ten das Enteignungsgesetz im Landtag 
einstimmig durchgewunken. Die DKP 
argumentierte wie die Initiativen: Das 
Gesetz ist illegal, denn die Enteignung 
dient nicht der Allgemeinheit, sondern 
nur dem Profit des Bayer-Konzerns, 
denn am Anfang des Rohres hängt Bay¬ 
er - und am Ende ist es auch nur Bayer. 



CDU, FDP, SPD und Grüne weiger¬ 
ten sich, ihre Zustimmung zum „Lex- 
Bayer“ durch ein neues Gesetz im 
Landtag aufzuheben. Das freut die Kon¬ 
zernspitze. Aber auch das Bundesverfas¬ 
sungsgericht brachte keine Klarheit. Mit 
einem juristischen Eiertanz hoben die 
Karlsruher das Gesetz mit der Zustim¬ 
mung für die Pipeline nicht auf, lehnten 
aber auch ein Verbot der Pipeline ab. 

Die DKP wird im weiteren Wahl¬ 
kampf auf diese Paradoxien hinweisen. 
Sie wird aber auch den „Trick“ aufde¬ 
cken: Landtagskandidaten aus dem Ein¬ 
zugsbereich der giftigen Pipeline dürfen 
gegen den CO-Schlauch stimmen und 
wettern - wohl wissend dass die klare 
Mehrheit aus den eigenen Reihen von 
SPD, CDU und FDP dem Bayer-Projekt 
zustimmen. 

Mit ihrer außerparlamentarischen 
Opposition gegen die CO-Pipeline hat 
die DKP im Wahlkampf in NRW ein 
Alleinstellungsmerkmal. Dabei geht es 
nicht nur um Millimeterdifferenzen bei 
dem Rohrdurchmesser. Es geht viel¬ 
mehr um die Fragen „Gegen welche Ge¬ 
setze darf ein Konzern in diesem Land 
verstoßen?“ und „Wer hindert ihn da¬ 
ran?“ 

Uwe Koopmann 


Endspurt in NRW 

Die DKP sammelt die letzten erforderlichen Unterschriften für die Landtagswahl 


In diesen Tagen sammelt die DKP die 
letzten erforderlichen Unterschriften 
für die Teilnahme an der Landtagswahl. 
Für die insgesamt 14 Direktkandidatin¬ 
nen und Kandidaten müssen mindes¬ 
tens je 100 Unterschriften gesammelt 
werden. Spätestens am kommenden 
Montag müssen die Wahlvorschläge 
mit den bestätigten Unterschriften ein¬ 
gereicht werden. Die erforderlichen Un¬ 
terstützungsunterschriften für die Lan¬ 
desliste der DKP wurden bereits beim 
Landeswahlleiter eingereicht. 

Etliche geplante Infostände der 
DKP wurden am vergangenen Sams¬ 
tag Opfer des Dauerregens. Aus die¬ 
sem Grund kamen Einige Wahlkämp¬ 
fer der DKP ins Schlittern, war doch 
eingeplant, die erforderlichen Unter¬ 
schriften an eben diesen Ständen zu 
sammeln. Besonders betroffen davon 
waren Wahlkampfaktivs aus Düssel¬ 
dorf und Münster. 

In Recklinghausen konnten die ge¬ 
planten Stände am Donnerstag und 
Freitag durchgeführt werden. Über 25 
Unterschriften kamen dabei zusam¬ 
men. Im Duisburger Stadtteil Meide- 
rich hielt die DKP bei dem Dauerre¬ 
gen am Samstag durch, wie es das Foto 
belegt. 
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Der Bezirk Ruhr-Westfalen trauert um seinen Genossen 

Hermann Weidlich 

Seit frühester Jugend setzte Hermann sich für die Inter¬ 
essen der Arbeiterjugend ein. Er gehörte zu den Aktiven 
der Bewegung „Jugend aus Hütten und Schächten",und 
zu den Organisatoren der Arbeiterjugendtreffen in den 
50er/60er Jahren. Für sein engagiertes Eintreten wurde 
Hermann verfolgt und eingesperrt. 

Nach der Neukonstituierung der DKP 1968 wurde er 
mit vielen Aufgaben betraut. Als Kreisvorsitzender in 
Castrop-Rauxel und später in Ahlen und als Mitglied des 
Bezirksvorstandes setzte er seine ganze Kraft für die 
Entwicklung der DKP ein. Er trug wesentlich zu den Kom¬ 
munalerfolgen der DKP in Ahlen bei. 

Der Zusammenbruch der DDR erschütterte ihn sehr. Den¬ 
noch: Hermann blieb seiner Sache treu. 

Wir behalten ihn als einen zuverlässigen und hilfsberei¬ 
ten Genossen in guter Erinnerung. 

Wir sprechen seiner Lieschen und seiner Familie unser 
tiefes Mitgefühl aus. 

Bezirksvorstand der DKP Ruhr-Westfalen 



Hier wird gesammelt! 

Wir rufen dazu auf, insbesondere den Genossinnen in 
Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg- 
Vorpommern bei der Sammlung von Unterstützerunter- 
schriften zur Absicherung ihrer Landeslisten für die Bun¬ 
destagswahl zu helfen. Gelegenheit dazu gibt es: 

Jahrestag der Selbstbefreiung des 
KZ Buchenwald 

Die DKP Thüringen lädt rund um die Ehrung anlässlich der 
Selbstbefreiung des KZ Buchenwald zu Wahlkampfaktivi¬ 
täten in Erfurt und Weimar mit Infotischen, Rundgängen 
und kleineren Kundgebungen und natürlich der gemeinsa¬ 
men Beteiligung an der Kundgebung auf dem Ettersberg. 

Ein weiteres Aktionswochenende in Thüringen findet vom 
25. - 28. Mai statt. 

Infos und Kontakt: FamilieZieger@t-online.de 

DKP Parteivorstand 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP (1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglie¬ 
der der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 


ACHTUNG TERMINÄNDERUNG! 
Samstag/Sonntag, 29./30.4.17 
Kommunistische Antifa-Politik heute. 

Referenten: Hans Peter Brenner, Ulrich Sander 


Samstag/Sonntag, 20./21.5.17 

Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut ? 

Referenten: Hans-Peter Brenner, Wera Richter 

Donnerstag - Sonntag, 25. bis 28.5.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 

Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 

Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag/Sonntag, 26./27.8.17 

Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,-€; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 
Nähere Infos unter: 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP • Am stadtpark 68 
51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 



Amerikas 

Faust 

Mit Beiträgen aus den USA von Norman 
Markowitz; Zoltan Zigedy, Jason Schulman 
und Joseph Gerson, aus Südamerika von 
Carolus Wimmer (Venezuela) und Arnold 
Schölzel, Stefan Kühner und Lothar Geisler 
(BRD) sowie: die Antrittsrede von Donald 
Trump 

Weitere Themen: Togliatti und der 
Friedenskampf Mein Großvater Antonio 
Gramsci, Marx und Engels über Geschlech¬ 
terverhältnisse, Fake-News oder Fake-De- 
mokratie?, Die Niederlage von Aleppo, Kein 
NPD-Verbotsurteil, KPÖ-Wahlerfolg in Graz, 
Tarifkampf um Entlastung im Saarland, Auf 
zum G20-Gipfel in Hamburg 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 



Neu im junge We/t-Shop! 

Am 20. Oktober trafen sich die Musikerin 
Esther Bejarano, Jahrgang 1924, und der 
Historiker Moshe Zuckermann, Jahrgang 
1949, in Berlin. »Losgelöst von allen 
Wurzeln ...« lautete der Titel der zwei Ge¬ 
sprächsveranstaltungen, zu denen M&R das 
ehemalige Mitglied im Mädchenorchester 
von Auschwitz, den Sohn von Schoah-Über- 
lebenden und - für die Moderation - deren 
gemeinsamen langjährigen Freund, den 
Schauspieler Rolf Becker, eingeladen hatte. 

Der israelische Filmemacher Dror Dayan 
und /W&/?-Chefredakteurin Susann Witt- 
Stahl haben die Veranstaltungen in Berlin 
und Hamburg dokumentiert. 


DVD, Verlag 8. Mai, 121 Min., 9,90 € Erhältlich unterwww.jungewelt-shop.de 



steuern 


Unternehmen 




: rW : 


FACHBERATER 

für Unternehmensnachlolge 
(DStV e.V.) 


www.stb-mannherz.de 



www.neue-impulse-verlag.de 

20 neue Bücher im Shop-Schaufenster. 
Tipp der Woche: 

Sinclair Lewis - Das ist bei uns nicht möglich 


JUMP UP Update März 2017: 

Tony Hymas: Chroniques De Resistance 

Cb - bigibook mit einem 148-seitigem 4c-Booklet 
- Hardcover EUR 19,50 

Chroniques de resistance ist eine umfangreiche Hommage an die Resistance-Bewe¬ 
gung. Tony Hymas vereint auf Chroniques de resi¬ 
stance" unterschiedliche Lyrik, Prosa, Briefe und 
Parolen, verfasst von oder gewidmet den Kämpfern 
der Widerstandbewegung zur Zeit des zweiten 
Weltkriegs. 

Die hochwertige CD + Buch erscheint als Hardco¬ 
ver-Buchbindung mit 148-seitigem 4c-Booklet, wel¬ 
ches alle Texte als französische sowie englische 
Version beinhaltet und mit Illustrationen und Ar¬ 
chivbild ern versehen, sehr hochwertig aufgemacht 
ist! 27 Titel mit 74 Minuten Gesamtspielzeit! 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 



Erika Abczynski 

wird 70 

Kaum zu glauben! 

Wir wünschen der Babysitterin, der Verkäuferin im 
Weltladen, der sachkundigen Bürgerin, der Deutschleh¬ 
rerin im Flüchtlings-Cafe, der Gruppenkassiererin, der 
Dateneingeberin, der Buchhalterin, 
die immer bereit ist zu helfen, der Genossin, 
aber vor allen Dingen 

der Oma, der Mama, der Schwiegermutter und Ehefrau 
alles Gute, Gesundheit, Spaß am Leben mit ihrer Familie 
und Freunden. 

Nie wieder Krieg, nie wieder Faschismus, 
danach lebst Du und bist bereit, dich immer dafür 
einzusetzen. 

Wir freuen uns auf viele gemeinsame 
schöne Jahre mit Dir. 

Ulrich 

Anna und Thomas 
Julia und Paul mit Elisa 



Wir gratulieren unserer Genossin 

Erika Abczynski 

ganz herzlich zum Geburtstag. 

Am 25. März vor 70 Jahren wurdest du im schönen Allgäu 
geboren. Seit langem bist du eine wichtige Stütze nicht 
nur von Ulrich in Neuss, sondern auch der DKP-Kreisorga- 
nisation und der zentralen Buchhaltung der DKP in Essen. 

Vielen Dank für deine Solidarität und deine zuverlässige 
und wertvolle Mitarbeit! 

DKP Kreis Neuss 

Zentrale Buchhaltung 
und die Genossinnen und Genossen 
der Hausgemeinschaft Hoffnungstraße 18 


Einladung zu einer Wahlkreismitgliederversammlung der DKP 

für die Bundestagswahlkreise Recklinghausen l (Castrop-Rauxel, 

Recklinghausen und Waltrop) und Recklinghausen II (Datteln, Hal¬ 
tern am See, Herten, Marl, Oer-Erkenschwick) 

Dienstag, 4. April 2017, Ladenlokal Kellerstraße 7, 

Recklinghausen-Innenstadt, 19.30 Uhr. 

Tagesordnung: 

• Konstituierung der Versammlung 

• Kurzreferat und Diskussion zur Bundestagswahl 2017 

• Beschlussfassung zur Aufstellung eines Direktkandidaten/ 
einer Direktkandidatin für den Bundestagswahlkreis 
Recklinghausen l 

• ggf. Wahl eines Direktkandidaten/einer Direktkandidatin für 
den Bundestagswahlkreis Recklinghausen l 

• Beschlussfassung zur Aufstellung eines Direktkandidaten/ 
einer Direktkandidatin für den Bundestagswahlkreis 
Recklinghausen II 

• ggf. Wahl eines Direktkandidaten/einer Direktkandidatin 
für den Bundestagswahlkreis Recklinghausen II 

DKP-Kreisorganisation Recklinghausen 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



s -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



■ 

»2xl u»as isL, 


VLcÄlrt die revoLuEZoKarsLz TdL.« 
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UZ - unsere zeit 

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP 

Jetzt Probeabo anfordern (Print & online)! 
6 Wochen kostenlos, endet automatisch 



□ Ich möchte die UZ 6 Wochen probelesen. □ Ich möchte mehr Informationen über die DKP 


Name 

Vorname 



Straße, Hausnr. 

PLZ, Ort 



E-Mail 

Telefon 




Coupon einsenden, per Mail oder 
unterwww.uzshop.de bestellen! 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18.45127 Essen 

E-Mail: info@unsere-zeit.de . 

Tel: 0201 177889-23 . Fax: -28 

www.unsere-zeit.de 
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Leserbriefe / Termine 
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Termine 


SA ★ 25. MARZ 


Nonnweiler: „Krieg beginnt hier - Stoppt 


Notwendige Debatte 

„Wie Euro und EU abgewickelt 
werden können“, UZ v. 10.2„ S.12 

Volle Zustimmung zu Lucas Zeises 
brillantem Artikel „Wie Euro und EU 
abgewickelt werden können“. Der Bei¬ 
trag leistet nicht nur eine stimmige Be¬ 
standsaufnahme, sondern überzeugt 
auch hinsichtlich der aus ihr abgelei¬ 
teten politischen Orientierungen, die 
abgewogener daherkommen, als die 
Überschrift es nahelegt. Denn während 
im achten Jahr der Eurokrise feststeht, 
dass der Euro die Unterstützung pro¬ 
gressiver Kräfte nicht mehr verdient, 
warnt Zeise vor Parolen der Marke 
„Deutschland raus aus der EU“. Der 
Euro ist eine grundlegend falsche und 
daher nicht reformierbare europäische 
Währungsordnung. Eine bessere EU ist 
hingegen zumindest vorstellbar. Aber 
sind die progressiven Kräfte in der EU 
in der Lage, sich auf eine gemeinsame 
Perspektive auf den notwendigen Um¬ 
bau der EU zu verständigen? Die De¬ 
batte darüber ist gerade erst im Ent¬ 
stehen begriffen. Bisher sieht es nicht 
danach aus, dass der progressive Um¬ 
bau an den gewiss vorhandenen widri¬ 
gen Kräfte- und Klassenverhältnissen 
scheitert. Sondern vielmehr an der Un¬ 


fähigkeit, eine gemeinsame Sicht darauf 
zu entwickeln, was „progressiver Um¬ 
bau“ eigentlich heißen könnte. Zeises 
Artikel ist ein wertvoller Beitrag zu der 
dringend notwendigen Debatte. 

Martin Höpner, Köln 

Nicht alle Mörder 

„Einfach mal abrüsten“, 

UZ vom 24.2„ S.8 

Auch wenn Eugen Drewermann sie äu¬ 
ßert und sie von Kurt Tucholsky stammt. 
Die pauschale Aussage: „Soldaten sind 
Mörder“ wird dadurch und durch stän¬ 
dige Wiederholung nicht richtiger. An¬ 
sonsten wären z.B. alle Rotarmisten im 
Kampf gegen den Faschismus Mörder 
gewesen, alle Soldaten der revolutionä¬ 
ren Streitkräfte Kubas wären Mörder, 
alle Soldaten Nordvietnams und des 
Vietcongs im Kampf gegen den US-Im- 
perialismus, alle syrischen, russischen, 
iranischen, libanesischen, kurdischen 
Soldaten im aktuellen Krieg gegen den 
IS und andere dschihadistische Terror¬ 
gruppen. Fidel Castro, Raul Castro, Ho 
Chi Minh, Che Guevara und unzähli¬ 
ge andere revolutionäre Kämpfer und 
Soldaten, alle wären Mörder gewesen! 
Auch wenn es vielleicht unbequemer 
ist, eine revolutionäre Linke muss zu ei¬ 


ner differenzierteren militärpolitischen 
Beurteilung in der Lage sein. 

Rainer Stablo, per E-Mail 

Nur in einem Land 
Wahlkämpfen 

„Merkel macht 4 « möglich 44 , 

UZ v. 10.3„ S.l 

Unabhängig davon, was aktuell in der 
Türkei passiert, Wahlkampf ist die in¬ 
terne Sache eines jeden Landes. Kein 
Politiker irgendeines Landes der Welt 
hat in einem anderen Land Wahlkampf 
zu betreiben sondern ausschließlich in 
seinem eigenen Land. Die Menschen, 
die ehemals aus anderen Ländern in 
die BRD kamen und hier leben, soll¬ 
ten ausschließlich ein Wahlrecht in der 
BRD haben, nicht aber dort, wo sie 
nicht leben. Denn da sie nicht dort le¬ 
ben, sollten sie auch nicht mitbestim¬ 
men können, wie die, die dort leben, 
zu leben haben. Also: Kein Wahlkampf 
türkischer Politiker in der BRD! 

Mirko Lange, per E-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst 
nichtlänger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzei¬ 
chen) sein. Die Redaktion behält sich außer¬ 
dem vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


den Rüstungs-DIEHL!“ Protestaktion des 
FriedensNetz Saar vor dem Werkstor in Ma- 
riahütte, 14.00 Uhr._ 

Leipzig: Buchvorstellung im Rahmen der 
Leipziger Buchmesse: „Die institutiona¬ 
lisierte Abrechnung“ mit Matthias Krauß. 
Veranstaltung von Liebknecht-Kreis Sach¬ 
sen, DKP Leipzig, Regionalgruppe Leipzig 
RotFuchs und Marxistisches Forum Sach¬ 
sen. Liebknecht-Haus, Dachgeschoss, 
Braustraße 15,10.00 Uhr._ 

Darmstadt: Kreisaktivtagung der DKP zum 
Stand der Bundestagswahl. Linkstreff Ge¬ 
org Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
10.00 Uhr bis 14.00 Uhr._ 

Dortmund: Gedenken an die Opfer des 
Kapp-Putsches. Nordfriedhof, Eingang 0s- 
terfeldstraße, 15.00 Uhr._ 

Herne: „Gemeinsam gegen Rechts - Zu¬ 
sammen für soziale Gerechtigkeit! - Für 
Frieden und gegen weitere Hochrüstung!“ 
Herner Gewerkschaften erinnern an den 
Generalstreik gegen den Kapp-Putsch. 
Mahn-und-Gedenk-Stunde am Gräber¬ 
feld der Herner Märzgefallenen, Treffpunkt 
Haupteingang Südfriedhof/Wiescherstraße, 
10.30 Uhr. 


MO ★ 27. MÄRZ 


Chemnitz: „Unvergessen“, Gedenken an 
die 1945 im Hutholz hinterrücks erschos¬ 
senen sieben Antifaschisten und die 12 
ermordeten Kriegsgefangenen aus dem 
Lager Jahnstraße in Chemnitz. Veranstalter: 
Heimat- und Geschichtsverein Neukirchen 
und WN-BdA Chemnitz. Es spricht Nico 
Brünier, Mitglied des Sächsischen Landta¬ 
ges. Ehrenmal am Hutholz, gegenüber der 
Wolgograder Allee 74,16.00 Uhr. 

Essen: „Notstand in der Altenpflege in 
NRW“, Diskussion mit Detlev Beyer-Peters, 
Konzernbetriebsratsvorsitzender der AWO 
Westliches Westfalen und Kandidat der DKP 
zu den Landtagswahlen. Hoffnungstraße 
18,19.00 Uhr._ 

Stuttgart: „Stuttgarter Bündnis Ta¬ 
rif Entlastung“, Treffen um 17.00 Uhr. 
Informationsveranstaltung: „Gesundheit 

contra Marktstress - Kliniken und Kran¬ 
kenkassen unter Druck“, 19.00 Uhr. Beide 
Veranstaltungen finden statt im Gewerk¬ 
schaftshaus, Willi-Bleicher-Straße 20, Kon- 
ferenzraum 3 und 4._ 

Hamburg: „Ziemlich beste Freunde - Die 
Golfmonarchien und der Westen“, Diskus¬ 
sionsveranstaltung zur Vorbereitung des 
G20-Gipfels mit Gerd Schumann, Berlin. 
Magda-Thürey-Zentrum (MTZ), Lindenallee 
72,19.00 Uhr. 


Ml ★ 29. MÄRZ 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Gruppe Darmstadt-Bergstraße. Links¬ 
treff Georg Fröba, Landgraf-Philipps-Anla¬ 
ge 32,19.00 Uhr. 


DO ★ 30. MÄRZ 


Nürnberg: „Querfront - wer schießt quer 
und warum?“ Bildungsabend der DKP. Ro- 
tes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 

Brandenburg: „Gesellschaftliche Gegen¬ 
macht entwickeln oder Regierungsbetei¬ 


ligung?“ Vortrag von Harry Grünberg auf 
einer Veranstaltung von Kreisverband „Die 
Linke“, Rotfuchs und DKP Brandenburg. 
Lighthouse, Bahnhofspassage 4,17.00 Uhr. 

Dortmund: „Trump-Bashing und die Atom¬ 
bombe für Deutschland“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP. Z, Oesterholzstraße 27 
(Nähe Borsigplatz), 19.00 Uhr. 


FR ★31. MÄRZ 


Chemnitz: „Die Position Kubas in Latein¬ 
amerika und die Rolle des lateinamerika¬ 
nischen Papstes Franziskus“ mit Gerhard 
Mertschenk (Vorstandsmitglied der Alexan- 
der-von-Humboldt-Gesellschaft) und Alber¬ 
to Berbes Sainz de laTorre (III. Sekretär der 
kubanischen Botschaft, Beauftragter für 
Presse und Solidarität). Veranstaltung der 
Bürgerinitiative Chemnitz City e.V. in Ko¬ 
operation mit Cuba Sf Chemnitz. Rosenhof 
18,17.30 Uhr. 


SA ★ 1. APR 


Schorndorf: „Laut gegen rechte Gewalt“, 
Konzert von Rems-Murr nazifrei in Koope¬ 
ration mit Zusammen gegen Rechts-Rems- 
Murr und der Manufaktur. Manufaktur, 
20.00 Uhr. Eintritt 10,00 Euro._ 

Nürnberg: Aktion gegen die Bundes¬ 
wehreinsätze, Hallplatz, 13.00 bis 17.00 
Uhr. 


Dl ★ 4. APR 


Recklinghausen: Wahlkreismitgliederver¬ 
sammlung der DKP für die Bundestags¬ 
wahlkreise Recklinghausen I und Reckling¬ 
hausen II. Diskussion, Beschlussfassung 
und ggf. Wahl von Direktkandidaten für die 
Bundestagswahl 2017. Ladenlokal Keller¬ 
straße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 5. APR 


Osnabrück: „Wählt Kommunisten!“, Wahl¬ 
kampfauftakt der DKP Osnabrück mit Patrik 
Köbele, Vorsitzender der DKP Lagerhalle 
Osnabrück, Raum 207, Rolandsmauer 26, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 6. APR 


Nürnberg: „DKP Bundestagswahlkampf - 
aktueller Stand und Pläne“, Gruppenabend 
der DKP Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.00 Uhr._ 

Oldenburg: Bildungsabend der DKP zum 
Spanischen Krieg 1936-1939. Vortrag von 
Reinhardt Silbermann und Cilly Keller aus 
Hamburg über die Hilfe für die Spanische 
Republik unter besonderer Berücksichti¬ 
gung des Kampfes der Seeleute. Bei Beppo, 
Auguststraße 57,19.30 Uhr. 


Seminar der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP 
Kommunistische Antifa-Politik 
heute 

Termin: 29./30. April 2017 
Referenten: Dr. Hans Peter Brenner / 
Ulrich Sander 

Nähere Infos und Anmeldung unter: 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68 
51 373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Einführungsseminar Internet 

„So geht das mit einer eigenen 
Internetseite für eine DKP-Gruppe!“ 


Einführungsseminar zur Einrichtung eigener Internetseiten für 
DKP-Gruppen 

Termin: 6. Mai 2017,11.00 - ca. 16.00 Uhr 

Ort: DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Um die Außendarstellung der Gruppen zu erhöhen, hat der Parteivor¬ 
stand im Rahmen der Bundestagswahlen 2017 die Initiative „Jede 
Gruppe ihre Webseite“ gestartet. Zielsetzung ist, dass auch Gruppen 
ohne Genossinnen und Genossen mit Programmierkenntnissen Web¬ 
seiten einrichten und regelmäßig betreuen können. 

Zu diesem Zweck hat der Parteivorstand eine Internetseitenvorlage 
(Template) entwickelt, die den Gruppen zur Verfügung stehen soll. 
Diese Internetseitenvorlage bietet den Gruppen zum Beispiel die Mög¬ 
lichkeit: 

★ Eigene Artikel, Bilder oder auch Kleinzeitungen im PDF-Formatzu 
veröffentlichen 

★ Eigene Termine anzukündigen 

★ Kontaktformulare anzubieten 

★ Selbstdarstellungen der Gruppe einzurichten 

★ Facebook-Beiträge der Gruppe automatisch auf der Internetseite 
zu veröffentlichen 

Die genannten Funktionen können optional genutzt werden. Das heißt: 
Die Funktionalitäten können, müssen aber nicht von den Gruppen ge¬ 
nutzt werden. In diesem Sinne funktioniert die Internetvorlage nach 
einem Baukastenprinzip. 

Die Internetvorlage ist so entwickelt, dass sie sowohl auf Desktop- 
rechnern als auch auf Tablets und Smartphones funktioniert (Res- 
ponsive Design). 

Jetzt anmelden! 

Um die Internetseitenvorlagen einzurichten und zu betreuen, ist eine 
Einführung notwendig. Deshalb lädt der Parteivorstand am 6. Mai nach 
Essen zu einem Einführungsseminar ein. Ziel des Seminars ist, dass 


die Genossinnen und Genossen lernen, die Nutzung des Content- 
Management-Systems (CMS) „Wordpress“ zu erlernen, mit dem die 
Internetseiten erstellt sind. 

Interessierte brauchen keinerlei Programmierkenntnisse. Grundle¬ 
gende Kenntnisse im Umgang mit Computern und Internet-Browsern 
(Firefox, Internet Explorer usw.) werden vorausgesetzt. 

Bitte beachten: 

★ Der Parteivorstand bietet keine Einzeleinführungen für Gruppen an. 
Wer also eine Einführung braucht, muss auch am Seminar teilnehmen. 
Wir bitten um Verständnis, aber es stellt eine Überforderung da, jeder 
Gruppe einzeln die Kenntnisse zu vermitteln. Der Parteivorstand stellt 
die Internetseitenvorlage (also die Dateien) allerdings auch ohne Teil¬ 
nahme am Einführungsseminar ab Mai 2017 zur Verfügung. 

★ Für das Seminar stehen max. 15 Plätze zur Verfügung. Die Auswahl 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer erfolgt nach Eingangsdatum der 
Anmeldung. Die Einführungsseminare sollen nach den Bundestags¬ 
wahlen auch auf regionaler Ebene angeboten werden. 

★ Die Teilnahmegebühr für das Seminar beträgt 8,00 Euro. Private 
Übernachtungsplätze im gewissen Rahmen können ggf. angeboten 
werden für Genossinnen und Genossen, die eine längere Anfahrt ha¬ 
ben. Kleine Snacks und Getränke sind in der Teilnahmegebühr ein¬ 
geschlossen. 

★ Bitte teilt bei der Anmeldung mit, ob ihr einen eigenen Laptop 
mitbringen könnt. Das wäre auch für die zukünftige Betreuung der 
Gruppenseite für euch von Vorteil. 

★ Das Seminarangebot richtet sich ausschließlich an DKP-Mitglieder 
und Genossinnen und Genossen, die auf Gruppenebene die Betreuung 
von Internetseiten übernehmen sollen. 

Weitere Infos zum Seminar erfolgen nach Anmeldung. Anmeldungen 
bis bis zum 15. April 2017 an: oeffentlichkeitsarbeit@dkp.de 


uz 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 


Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 
Damen S-XL 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 



Online-Abo (Online-Ausgabe) 


□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 48,00 € 

□ 
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Jahrespreis 96,00 € 0^1 

□ 

Förderabo 
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Print-Abo (Wochenzeitung) 

□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 66,00 € 

□ 

Normalabo 
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□ 
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Kombi-Abo (Online-Ausgabe + Wochenzeitung) 

□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 78,00 € 

□ 
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Jahrespreis 156,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 216,00 € 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



Kapitel „Hans-Günther-Sohl-Straße“ beendet 


Mit einem roten Balken diagonal übe dem Straßenschild wurde am 11. März die Geschichte der Hans-Günther-Sohl-Straße 
auch offiziell in Düsseldorf beendet. 1991 war die Verbindungsstraße zwischen Grafenberger Allee und Cranachstraße nach 
dem Ex-Nazi benannt worden - in unmittelbarer Nachbarschaft des KZ-Außenlagers „Berta“. Neben der VVN hatten sich 
unter anderem Vertreter der DKP und der Linkspartei für die Umbenennung der Straße eingesetzt, weil Sohl in der Zeit des 
Faschismus als Wehrwirtschaftsführer auch für den Einsatz von Zwangsarbeitern verantwortlich war. Die Bezirksvertretung 
und der Rat der Stadt hatten dem Begehren anschließend mehrheitlich zugestimmt. Die Straße ist jetzt der Schauspielerin 
Luise Rainer gewidmet, einer jüdischen Schauspielerin, die zweimal mit dem „Oscar“ ausgezeichnet wurde. 

Uwe Koopmann 


Banalität des Bösen? 

Ein Blick in die (Medien-)Welt der vergangenen Woche 


Die Erleichterung über den ausgeblie¬ 
benen Wahlsieg des niederländischen 
Rechtspopulisten Wilders wird hier¬ 
zulande etwas dick aufgetragen. Wenn 
der amtierende Ministerpräsident Rüt¬ 
te Wilders rechts überholen will, sagt 
das nichts Gutes über die Strategie ge¬ 
gen Rechts. Wenn der Inhalt der Poli¬ 
tik sich immer weiter verschiebt, kann 
es am Ende egal sein, von wem wir ge¬ 
rupft werden. 

★ 

Mein Lieblingswitz über den 43. US- 
Präsidenten George W. Bush ging so: 
„Die Bibliothek des US-Präsidenten 
ist vernichtet, beide Bücher sind ver¬ 
brannt - und eins hatte er noch nicht 
einmal komplett ausgemalt.“ 

Seit 2012 holt Bush das nach und 
versucht sich als Maler - Vorbild Chur¬ 
chill. Zunächst waren es Motive aus 
dem sonnigen Florida, dann aus der 
Heimat Texas, es folgten Porträts von 
Politikern, denen Bush in seiner Amts¬ 
zeit begegnete; Frau Merkel ist auch 
dabei, es soll heiter sein, ich will’s nicht 
sehen. Putin ist wohl düster geraten, 
Fürst des Bösen halt. Das bleibt noch 
auf der harmlosen Ebene, ein Privatier 
sucht sich eine Beschäftigung. 

Bushs neuestes Projekt, der Bild¬ 
band „Portraits of Courage“ ist alles 
andere als harmlos. Seit zwei Wochen 
steht das Buch an der Spitze der Best¬ 
sellerliste in den USA. Inhalt: Por¬ 
träts eines Teils seiner Opfer. Etliche 
der 50 000 verletzten US-Soldaten aus 
„Bushs“ Kriegen (2001 Irak, 2003 Af¬ 
ghanistan) will er persönlich getroffen 


und gemalt haben. Porträts der 7 000 
Gefallenen der US-Armee in diesen 
Kriegen fehlen allerdings - Exhumie¬ 
rung ist teuer. 

Obwohl Bush wohl nach Fotos ar¬ 
beitet, fehlen auch Bilder aus Abu 
Ghraib, vom Waterboarding, aus Gu- 
antanamo, von bombardierten Hoch¬ 
zeitsgesellschaften, Verstümmelungen 
und Missbildungen durch Uranmuniti¬ 
on; die Liste der Kriegsverbrechen, die 
auf Bushs unmittelbaren Befehl began¬ 
gen wurden, ist wesentlich länger. 

Allein daraus erhellt, dass hier nie¬ 
mand „bereut“, wie „Die Zeit“ meint. 
Bushs Grinsen bei der Buchvorstellung 
lässt an Hannah Arendts „Banalität des 
Bösen“ denken. Aber auch hier stößt 
der Begriff schnell an seine Grenzen. 
Selbst eine Flachpfeife wie Bush weiß 
um seine Völkermorde. Selbst er hät¬ 
te wissen können, dass seine Aktion 
eine Verhöhnung aller Opfer ist, die 
bekanntlich in die Hunderttausende 
gehen. Selbst wenn er den Erlös sei¬ 
nes Buches der Wiedereingliederung 
der Veteranen - und nur ihnen - zu¬ 
kommen lässt. Er stigmatisiert und ver¬ 
höhnt sie allein dadurch, dass er die 
Bilder mit dem anmaßenden „43“ des 
Kriegsherren signiert. 

★ 

Der WDR 2 macht sich der Beihilfe zur 
Verkehrsverhinderung schuldig. Einer¬ 
seits werden die Hörer zum Schimpfen 
über die Leistungsverweigerungen der 
Bahn AG und des Öffentlichen Perso¬ 
nennahverkehrs in Nordrhein-Westfa¬ 
len aufgefordert, andererseits streuen 


die Moderatoren immer wieder die 
gängigen Entschuldigungen der Ver¬ 
kehrsverhinderer. Das Spiel läuft schon 
seit Jahrzehnten. Kein Pendler kann 
darüber noch lachen. 

★ 

Der Name „Mr. 100 Prozent“ wird 
noch wie Blei auf dem neuen SPD- 
Vorsitzenden lasten. Jeder noch so klei¬ 
ne Rückschlag in der Gunst der Par¬ 
tei oder der Wähler wiegt nun doppelt 
schwer. Die Wahrscheinlichkeit, dass 
dem „Hosianna“ ziemlich bald das 
„Kreuziget ihn“ folgt, nähert sich den 
100 Prozent. 

★ 

Es ist ja so, dass in unserem Land 
Durchstechereien und windige Manö¬ 
ver an der Tagesordnung sind - bei al¬ 
len Parteien. Aber in der Türkei kann 
man es auch. Angeblich sind in Istan¬ 
bul Verdächtige festgenommen wor¬ 
den, die Verbindung zum Berliner 
Weihnachtsmarkt-Attentäter haben 
sollen. 

Das unterstreicht den lauteren Cha¬ 
rakter des Anti-Terror-Kampfes des 
Herrn Erdogan. Diesen verlogenen 
Zusammenhang finden wir in unseren 
Medien kaum, auch wenn es Mode ge¬ 
worden ist, mit Herrn Erdogan unter¬ 
schwellig „die Türkei“ zu bashen. Noch 
peinlicher finde ich es, dass kaum je¬ 
mand erwähnt, dass es in der Türkei ge¬ 
rade wieder eine Verhaftungswelle gibt, 
die den Widerstand gegen das Präsidi¬ 
alreferendum weiter erschweren soll. 

Adi Reiher 


Der rote Kanal 


Der Tramp und der Diktator 

Chaplins „Der große Dikta¬ 
tor“ kennt jeder - ein großar¬ 
tiges Werk, auch wenn es das 
Ausmaß des Grauens nicht zu 
fassen weiß. Hier zeigt n-tv 
eine Doku mit Interviews und 
Fotos vom Dreh des Films. 

Sa, 25 . 3 ., 20.15 Uhr, n-tv 

Die rote insei 

ZDF Info bringt ab 15.45 un¬ 
gare „Dokus“ über Kuba, die 
nur eins beweisen: dass die „rote In¬ 
sel seit 1959 ein Aufreger für Reakti¬ 
onäre ist. 

Di, 28. 3., 15.45 Uhr bis zum Abwin 
ken, ZDF Info 



Das braune Netzwerk - 

Wer steuert die Wutbürger? 

Wer dem Rundfunk Berlin/Branden¬ 
burg nicht so recht traut, hole sich ver¬ 
lässliche Antworten von UZ, junge 
Welt, Marxistische Blätter ... 

Di, 28 . 3 ., 23.15 Uhr, RBB 


Le Havre 

Wieder ein Kaurismäki und 
ein unverkitschter Herzwär¬ 
mer. 

Mi., 29 . 3 ., 20.15 Uhr, Arte 

Vertrauen verspielt? 

Der Untertitel lautet „Medi¬ 
en und Glaubwürdigkeit“ und 
die spannende Frage stellt sich: 
Ist der Verlautbarungskanal 
Phoenix zur Selbstkritik fähig? 
anschließend 

Im Land der Lügen 

Wie uns Politik und Wirtschaft mit 
Zahlen manipulieren. Was hat die 
Pharmaindustrie bloß angestellt, dass 
sie hier ins Visier gerät? 

Do, 30 . 3 ., 20.15 Uhr, Phoenix 


Büchertipps 


Bei aller Kritik, die an der Ausgestal¬ 
tung der Leipziger Buchmesse gemacht 
werden kann, für viele Verlage ist die 
Teilnahme wichtig und notwendig. Der 
Kontakt zu neugierigen Bücherfreun¬ 
den und die Möglichkeit, eventuell so¬ 
gar eine gewisse Medienöffentlichkeit 
zu bekommen, lässt gerade die kleine¬ 
ren und kritischen Verlage trotz nicht 
geringer Kosten darauf hoffen, dass 
sich der Aufwand lohnt. 

Auf vier Neuerscheinungen, die 
auch auf Veranstaltungen in Leipzig 
vorgestellt werden, sei vorab hinge¬ 
wiesen: 

Der Laika Verlag stellt ein neues 
Buch von Stefano Brugnolo vor mit 
dem schönen Titel „Marx und der ab¬ 
norme Charme der Bourgeoisie“. Wäh¬ 
rend über den Charakter des Kapitalis¬ 
mus bis hin zu seiner heutigen imperia¬ 
listischen Ausprägung viel geschrieben 
und geredet wird, ist die ihn tragende 
gesellschaftliche Klasse selten im Blick. 
Es wird von den „Herrschenden“, den 
„Eliten“ und den „Reichen“ gespro¬ 
chen, aber diese Klasse selbst bleibt 
eher diffus. 

Eine nicht ganz leichte Kost ist der 
neue Roman von Anke Stelling mit dem 
knappen Titel „Fürsorge“, erschienen im 
Verbrecher Verlag. Eine Ich-Erzählerin, 
die sofort klar sagt, dass sie nicht iden¬ 
tisch sei mit der Protagonistin Nadja, 
schildert in oft knappen, lakonischen 
Sätzen, wie ein Leben aus den Fugen ge¬ 
raten kann, weil sich diese Nadja ihren 
Lügen, Verdrängungen und ihren unaus¬ 
gesprochenen Wünschen stellt und da¬ 
bei der Kitt in den Fugen bröckelt. 

Michael Steinbrecher und 14 ange¬ 
hende Journalisten der TU Dortmund 
gehen Fragen nach der Qualität des 
Journalismus, nach Einfluss und Unab¬ 
hängigkeit nach und was am Vorwurf 
der „Lügenpresse“ dran sein kann und 
wohin es führen kann, solchen Parolen 
nicht entgegenzutreten. 


Unter dem Titel „Meinung, Macht, 
Manipulation“ ist ein lesenswertes und 
informatives Buch entstanden, nicht 
nur für die, die im Metier arbeiten, son¬ 
dern auch für die, die sich daran abar¬ 
beiten. 

Erschienen ist der Titel im Westend 
Verlag. 

HB 

★ 

War gerade bei meinem Lieblingsbuch¬ 
händler, der mir stolz von einem neuen 
Buch erzählte, in dem sich ein schräger 
Anti-Typ mit seinen Hetz- und Hass¬ 
reden zum Sprecher der kleinen Leute 
aufschwinge und zum Präsidenten der 
USA gewählt werde ... „Ach“, sag ich, 
„gibt 4 s ‘ne Neuauflage von Sinclair Le¬ 
wis 4 Roman ,Das ist bei uns nicht mög¬ 
lich 4 “? Er: „Jau, gibt es.“ Ich: „Ja, end¬ 
lich.“ In seinem aufsehenerregenden 
Werk entwirft der Nobelpreisträger als 
Warnung die beklemmende Dystopie 
von der Machtergreifung des Faschis¬ 
mus in den USA, den er als scharfsich¬ 
tiger Beobachter der Entwicklung im 
Europa der 1930er Jahre miterlebt hatte. 
Die im Exilverlag Querido, Amsterdam, 
veröffentlichte erste deutschsprachige 
Ausgabe wurde auf Grund der politi¬ 
schen Brisanz des Romans sofort nach 
Erscheinen 1936 verboten und erschien 
erst 1984 in deutscher Neuauflage. Ja, wo 
denn wohl? In der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik! Und jetzt, 82 Jahre 
(!) nach der Erstveröffentlichung in den 
USA ein Reprint in der BRD. Immer 
noch lesenswert und tiefgründig - und 
ohne vordergründige „Blondinen-Ver- 
gleiche“ (Trump, Le Pen, Wilders etc.) 
hochaktuell. Siehe auch den Tipp der 
Woche beim Lieferservice für lesende 
Linke auf www.neue-impulse-verlag.de 

LoG 

Sinclair Lewis: Das ist bei uns nicht 
möglich, Roman, Aufbau Verlag 2017, 
22,- Euro 
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